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VI Vorwort 

nur einzelnen nordischen Rechtsgebieten eigenthtimlich ist, 
wenn überhaupt, erst in zweiter Linie zu berücksichtigen. Con- 
centrirt sich somit seine Arbeit auf die Lösung einzelner, füi- 
die gesammtgermanische Rechtsgeschichte hochwichtiger Fragen, 
so wird sie — hofft der Verfasser — von diesem Standpunkte 
aus beurtheilt für nicht werthlos befunden werden. 

Die einzelnen Theile des Buches sind von verschiedenem 
Umfange. Am kürzesten ist der auf Dänemark, am längsten 
der auf Schweden bezügliche Theil gerathen. Umfang und 
Inhalt der Quellen waren hierfür auf der einen. Umfang und 
Inhalt der Literatur auf der anderen Seite maassgebend. 

Berücksichtigt hat der Verfasser fast nur die Quellen des 
Landrechts, da die Entwicklung der skandinavischen Stadtver- 
fassung zur Zeit noch zu wenig aufgeklärt ist, als dass der 
Verfasser auf festem Boden operiren konnte. 

Angereiht ist eine Abhandlung über die isländische Be- 
zirksacht, welche in einem, wenn auch losen Zusammenhange, 
mit der Hauptuntersuchung steht. 

Der Verfasser behält einer späteren Zeit die Bearbeitung 
der nordischen Jury vor. 

Berlin, im Juni 1886. 
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EINLEITUNG. 



FRIEDE UND RECHT. KÖNIGSFRIEDE, 



Friede, fridr, ist „froher" Zustand der Ruhe vom Kriege. 
So lange das Menschengeschlecht sich noch nicht zu Rechts- 
gemeinschaften zusammenschloss, so lange war ein rechtlich ge- 
schützter Friede nicht vorhanden. Im Kampfe Aller gegen Alle 
war der Einzelne gegenüber dem Einzelnen stets im Zustande 
des Krieges. Nur von der zufälligen Lage der Dinge hing es 
ab, ob die Hand die Waffe zur gegenwärtigen Abwehr schwang 
oder zur künftigen Abwehr bereit hielt. Aus der Hand sank 
die Waffe nur dem Kampfunfähigen. 

Der Zusammenschluss der Menschen zu Rechtsgemein- 
schaften ermöglicht einen rechtlich geschützten Frieden. An 
Stelle des Kampfes setzt die Rechtsgemeinschaft die Ordnung. 
Sie setzt die Ordnung, das Recht, aber nur für ihre Genossen 
im Verhältnisse zu einander. Nach Aussen hin, gegenüber den 
Ungenossen, verharrt die Rechtsgemeinschaft ebenso im Kampfes- 
zustande, wie es vorher der Einzelne war — nach Aussen hin 
ist daher der Begriff eines rechtlich geschützten Friedens nicht 
vorhanden. Wohl aber ist durch die Geschlossenheit, mit welcher 
die Rechtsgemeinschaft nach Aussen auftritt, eine thatsächliche 
Bürgschaft für den Ruhezustand gegeben. Nach Aussen hin 
ist der Friede der Rechtsgemeinschaft ein thatsächlicher Friede. 
Der rechtliche Friede innerhalb der Rechtsgemeinschaft ist 
nicht begrifflich identisch mit dem Rechte der Rechtsgemein- 

L h m a n n , Der KOnigHfriede. 1 



2 ' Einleitung. 

Schaft. Er ist es schon desswegen nicht, weil er ein Zustand, 
das Recht eine Ordnung ist. Er ist bedingt durch das Recht, 
aber er ist nicht das Recht. Aber die Rechtssprache macht den 
Schritt vom rechtlich geschützten Frieden zum rechtlichen 
Schutze des Friedens zum Rechte, welches den Frieden schützt. 
Friede ist ihr im letzten Sinne das Recht, welches den Zustand 
der Ruhe innerhalb der Rechtsgemeinschaft schützt. Auch in 
diesem Sinne ist Friede nicht identisch mit dem Rechte schlecht- 
hin. Das Recht hat nicht bloss die Aufigabe, den Zustand der 
Ruhe zu schützen, es will nicht bloss für den „ruhenden" 
Rechtsgenossen vorhanden sein, nicht bloss Angriffe gegen seine 
„Ruhe" abwehren, es will die Beziehungen des Rechtsgenossen 
zum Rechtsgenossen ordnen, es will auch für den „handelnden" 
Rechtsgenossen gelten, es will den Rechtsgenossen mit dem 
Rechtsgenossen verbinden. 

Das Recht ist Friede, soweit es den ruhenden Rechts- 
genossen schützt, es ist Recht, soweit es auch den handelnden 
Rechtsgenossen schützt. Die nordgermanischen Rechtsquellen 
wenden das Wort: Friedefür^fifikt-fißlüfiß^ an^). 

Friedensbruch ist ihnen nicht gleichbe deuten d mit RecKtsbruch. 
Ueberall gebrauchen sie das Wort: Friede —^soweit sie den 
rechtlichen Frieden im Auge haben — mit Bezugnahme auf 
den „ruhenden" Rechtsgenossen. Der Friedensbruch ist ihnen 
stets ein Angrin am aie Ruhe des Rechtsgenossen, er geht 
daher niemals von dem unrecht Abwehrenden, Vorenthaltenden, 
sich Weigernden als solchem aus. 

Dem Frieden im objectiven Sinne entspricht der Friede 
im subjectiven Sinne, ebenso wie dem Rechte als Ordnung das 
Recht als Befugniss entspricht. Der Friede im subjectiven Sinne 
ist rechtlich geschützte Ruhe des Einzelnen und vermöge einer 
der oben geschilderten ähnlichen Wendung Recht des Einzelnen 
auf NichtVerletzung seiner Ruhe. Er ist daher gegenüber dem 



*) Es ist also nicht zutreffend, wenn Wilda (Strafrecht der Germanen 
8. 225) und von Amira (das altnorwegische VoUstreckungs verfahren S. 2 
und nordgermanisches Obligationenrecht I S. 141) behaupten, Friede und 
Recht seien gleichbedeutend. 



Friede und Recht. Königsfriede. 8 

Rechtsgenossen ein Recht auf ein Nichtthun, er ist keine Herr- 
schaft über ihre Pei-son oder über ihren Willen. 

Der objective Friede und der subjective Friede sind ge- 
meine Frieden oder Sonderfrieden. Der objective gemeine Friede 
ist bereits bestimmt worden. Der objective Sonderfriede ist 
das Recht, soweit es für gewisse Zeiten oder Orte den Ruhe- 
zustand des Rechtsgenossen oder soweit es gewisse Klassen von 
Rechtsgenossen besonders schützt. Hieriiin gehört der Thing-, 
Kirchen-, Haus-, Acker-, Schmiede-, Festtagsfriede auf der einen, 
der Frauen- und Kinderfriede auf der anderen Seite. Der sub- 
jective gemeine Friede ist das Recht, welches jedem Rechts- 
genossen auf NichtVerletzung seiner Ruhe zusteht; der sub- 
jective Sonderfriede ist das Recht, welches als solches nur 
bestimmten Rechtsgenossen auf NichtVerletzung ihrer Ruhe zu- 
steht Der subjective gemeine Friede kann dem objectiven 
gemeinen Frieden oder dem objectiven Sonderfrieden entspringen. 
Der subjective Sonderfriede kann nur dem objectiven Sonder- 
frieden entspringen. 

Der Königsfriede kann objectiver und subjectiver Friede, 
kann gemeiner Friede und Sonderfriede sein. Der Königsfriede 
ist subjectiver Friede, insofern der König eines Friedens ge- 
niesst. Er ist subjectiver gemeiner Friede, wenn der Friede 
des Königs vor dem Frieden der Rechtsgenossen nichts Beson- 
deres hat. Er ist subjectiver Sonderfriede, wenn der Friede 
des Königs gegenüber dem Frieden der Rechtsgenossen eines 
besonderen Rechtsschutzes theiihaftig'isti Der "KSnigsfiiede ist 
objectiver Friede, wenn der König durch sein Recht die Ruhe 
der Rechtsgenossen schützt Er ist objectiver gemeiner Friede, 
wenn das Königsrecht eins ist mit dem Rechte als Frieden ; er ist 
objectiver Sonderfriede, wenn das Königsrecht nur für gewisse 
Zeiten oder an gewissen Oiten die Ruhe aller Rechtsgenossen 
oder wenn es nur gewisse Klassen von Rechtsgenossen schützt. 

Von „Königsfriede" wird meist *) indessen auch da gesprochen, 
wo das Recht die Ruhe der Rechtsgenossen mit erhöhtem Schutze 
umgiebt, wanü und so lUUge'dei*" "KSnig in deren Nähe (Haus, 



1) Vgl. z. B. Wilda Strafrecht S. 258. 
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4 Einleitung. 

Hundertschaft, Stadt, Landschaft) sich aufhält. Dieser „Königs- 
ftiede" ist streng genommen an sich weder subjectiver noch 
objectiver Friede des Königs, sondern ist einfach objectiver 
Sonderfriede, gleich dem Thing-, Kirchen-, Hausfrieden. Er 
wird zum objectiven Königsfrieden erst dann, wenn er vom 
Könige, als alleinigem Schöpfer, ausgeht. 

Endlich wird von „Königsfriede" auch da gesprochen, wo 
das Recht die für die Verletzung des Friedens an die öffent- 
liche Gewalt zu entrichtenden Strafgelder (fredus) ausschliesslich 
an den König fallen lässt Dieser Sprachgebrauch ist noch 
missbräuchlicher, als der vorige. Denn aus einem Organe der 
Rechtsgenossenschaft macht er ohne Weiteres den König zum 
Träger des Friedens kraft eignen Rechtes. Klar ist, dass der 
Friede des Volksrechtes nicht durch die Thatsache, dass der 
König kraft Volksrechtes alleinigen Anspruch auf das Gewette 
hat, zum Königsfrieden geworden ist, will man mit dem Woite 
nicht einen willkürlichen Sinn verbinden. Ein Königsfriede 
liegt vor, wo der König das. Erißdensgeld kraft Königsrechtes 
einzieht, dann aber nicht, weil er das Friedensgeld einzieht, 
sondern weil er es kraft Königsrechtes einzieht.' DieTer Fall 
hat aber nichts Besonderes an sich. 

Von dem letzten Sprachgebrauche wird deshalb in der 
Folge abgesehen werden. Dagegen soll der Sprachgebrauch, 
welcher „Königsfriede" den durch die Anwesenheit des Königs 
hervorgerufenen höheren Frieden nennt, trotz seiner Mängel 
beibehalten werden. Immer ist es hier die Person des Königs, 
welche de oJrieden der Um gebung mittheilt. Auch wo dies 
kraft Voiksrechtes geschieht, ist der König das Medium, durch 
welches der Friede auf die Rechtsgenossen übergeht. Und 
meist ist dieser „Königsfriede" auch historisch das Uebergangs- 
stadium vom objectiven Frieden des^Volksrechtes zum olvjec- 
tiven Königsfrieden7~"So'TecTiHertigt es'"McH,'Hm unter die 
KategoruTdes Königsfriedens zu stellen. 

Unter objectivem Königsfrieden werden somit alle die 
Fälle verstanden, in welc hen der Rechtsgenosse e ntweder ver- 
möge Königsrechtes oder weil der König in dere n Nähe weilt, 
eines subjectiven Friedens geniesst. 



Q Einleitung. Friede und Recht Königsfriede. 

Zwei Fragen hat die Darstellung der Entwicklung des 
Königsfriedens nach dem Vorausgeschickten zu beantworten. Die 
erste ist: welche Stellung nahm der nordgermanische König 
gegenüber dem Frieden ein, oder mit anderen Worten: in- 
wieweit war im Norden zu einer Zeit der objective Friede ein 
Königsfriede? Die zweite ist: welche Stellung nahm der nord- 
germanische König i m Frieden ein, oder mit anderen Worten : 
inwieweit war im Norden zu einer Zeit der subjective Königs- 
friede ein Sonderfriede? 

Um diese beiden Fragen wird sich die Axe der Unter- 
suchung drehen. 

Die wachsende Bedeutung des Königthums gegenüber 
dem Frieden drückt sich in Schweden und Dänemark in der 
Entstehung eines eignen Königsgerichtes aus, welches in eignen 
Formen die Aufgaben des Königthums auf dem Gebiete des 
Friedens zu erfüllen strebt. Mit diesem Königsgerichte wird 
sich die Untersuchung in zweiter Linie zu beschäftigen haben. 

Die Darstellung des Königsfriedens kann weiterhin von 
der Darstellung der Rechte des Königs als solchen überhaupt 
nicht absehen. Insoweit diese für die constructive Auffassung 
des Königsfriedens von Bedeutung sind, wird an ihnen nicht 
achtlos vorbeigeschritten werden dürfen. Doch liegt es fern, 
hier erschöpfend sein zu wollen. Um des Königsfriedens allein 
willen geschieht ihre Heranziehung. — 

Der Gang der Untersuchung wird der sein, dass von den 
schwedischen Rechtsquellen ausgegangen, zu den dänischen 
Rechtsquellen übergegangen und mit den norwegischen Rechts- 
quellen geschlossen werden wird. Das freistaatliche Island als 
solches bleibt naturgemäss ausser Betracht, das dem nor- 
wegischen Königsreiche einverleibte Island weist keine eigne 
Entwicklung gegenüber Norwegen auf. 



ERSTER THEIL. . 

DER KÖNIGSFRIEDE DER SCHWEDEN^). 



§1. 

Die älteste schwedische Staatsyerfassnng. 

Zum staatsrechtlichen Begriffe eines Reiches ist die schwe- 
dische Verfassung im Anfange des dreizehnten Jahrhunderts 
noch nicht durchgedrungen. Das „riki" oder „Konongsriki", von 
welchem die ältere Aufzeichnung des westgöthischen Rechtes 
an mehreren Stellen spricht, ist eine Summe vo n Einzelstaaten, 
welche nur durch die Person des Königs mit einander ver- 
bunden sind. Ueber diesen „Einzelstaaten", den „Land- 
schaften", steht keine höhere staatsrechtliche Einheit, weder 
eine selbständige, noch eine aus den Landschaften durch 
Wahl oder Geburt hervorgegangene Einlieit. Unvermittelt — 
wenn man vom Könige alisieht — stehen sie neben einander. 
Jede Landschaft hat ihr eignes Recht, ihre eigne Aemterver- 
fassung. Der Angehörige einer anderen Landschaft ist Aus- 
länder in demselben Sinne, wie der Angehörige eines anderen 
Reiches. Soweit er vor Letzterem bevorzugt wird, geschieht 



*) Literatur: Ausser den Geschichtswerken von Goijer, Lagerbring, 
Strinnholm, Reuterdahl, Naumann u. a. ist besonders zu vergl. Nordstrom 
Bidrag tili den svenska samliälls-författningens lüstoria Afd. L Von Einzel- 
untersuchungen sind her\orzuheben : Malmström: Gm Centralisation, Em- 
betsmän och Län i Sverigc under Medeltiden in Bergstedts Tidskrift för 
Litteratur Jalirg. 1851; Hjäme om den fomsvenska Nämden enligt Götala- 
gerne üpsala 1872; Ödberg Om den Svonske konungens Domsrätt före Svea 
Hofrätts inrättande ar 1614. Stockholm 1875. Das Uebrige wird an seinem 
Platze citiert werden. Nicht zugänglich waren mir Brings Abhandlungen 
De veterum Suecorum et Gottorum . . . institutis und Om statsforfattningen 
och Krigsväsendet hos de fordna Svear och Göther Lund 1823—26. 1832. 



8 Erster Theil. Der Königsfriede der Schweden. 

es in Foljre der grösseren Stainniesverwandtschaft, nicht in Folge 
eines staatsrechtlichen Bandes, ganz ebenso wie der Däne und 
Norweger vor dem Deutschen und Engländer bevorzugt wird ^). 
Einheitlich ist zwar der König, aber einheitlich erst dann, 
wenn er auf dem Ritt e übe r di ft Eriph r^-OflRRft auf dem Land- 
schaRstliinge jeder Landschaft von deren Gesetzspfecher zum 
Könige geiüthcilt'tst:'*' " " ' 

'"'■ Der König' tet'ftein Erbkönig, sondern ein Wahlkönig. „Die 
Svear haben den König zu nehmen und ebenso zu vertreiben", 
heisst es in der ältesten schwedischen Rechtsquelle 2). Damit 
ist der Grundsatz der Wahlmonarchie zu festem Ausdrucke ge- 
langt. Anders scheint es sich freilich in jenen grauen Vorzeiten 
verhalten zu haben, in welchen eine jede Landschaft ihren 
eignen König besass, also l)is zu Ingjald dem Ränkeschmied, 
herab ^). Da scheint sich in friedlicher Folge Sohn an Vater 
gereiht zu haben. Nachdem aber durch heimliche Mordanschläge 
oder in offenem Kampfe die Kleinkönige beseitigt und die ein- 
zelnen Landschaften unter dem einen Königsgeschlechte der 
Uppsvear vereinigt waren, trat bei den widerstreitenden Inter- 
essen, welche die einzelnen Landschaften und die grossen 
Stämme der Svear und Götar *) gegen einander bewegten, eine 



*) Für Todtschlag an einem „Inländer" ist nach dem älteren W. G. 
an die Familie des Erschlagenen zu entrichten: 9 Mark Erbenbusse und 
12 Mark Geschlcchtsbusse; für Todtschlag an einem Schweden 13V3 Mark 
Bussgcld, für Todtschlag an einem Nor^'eger oder Dänen 9 Mark, für 
Todtschlag an einem Deutschen oder Engländer 4 Mark Bussgeld I. M. 5. 
Die Busse für Verwimdung ist im älteren W. G. die gleiche, wenn der 
Verwundete ein Inländer und wenn er ein ausländischer Schwede, ein Nor- 
weger oder ein Däne ist. Dagegen beträgt sie nur den siebenten Theil, 
wenn er ein Deutscher oder Engländer ist. I Sterml. 3/1. 5. 

*) Retlosa?b. 1 pr. 

') Heimskringla (1868) Ynglingasaga 40. 

*) Vgl. Rydberg Sveamas och Göthemas Strid om Konungavalet Lund 
1880. In neuester Zeit hat Fahlbeck die Berechtigung einer Scheidung 
zwischen Svear und Götar energisch bestritten. Er will in dem von Snorri 
berichteten Streite und in den folgenden Kämpfen nur das Bestreben der 
einzelnen Landschaften, sich bei der Königswahl neben den Uppsvear zur 
Geltung zu bringen, erblicken. Auf diese Frage kann hier nicht einge- 
gangen werden. 
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Dann urtheilte ihn der Gesetzessprecher zum Könige der Land- 
schaft. In der späteren Zeit des ausgeprägteren Einbeitsge- 
dankens urtheilten die Gesetzessprecher sämmtlicher Landschaften 
den König auf der Morawiese zum Könige ihrer Landschaften ^). 

Stellt der König das einigende Band sämmtlicher Land- 
schaften dar, so ist der Gesetzessprecher die Spitze der Land- 
schaft. Der Gesetzessprecher wird von den Bauern aus ihrer 
Mitte frei gewählt, er wird vom Könige nicht bestellt noch 
bestätigt. Er \ ^t eine^ fflr rtio |nii|i T'inill ililjft und sein 
A mt ist regelmä ssig ein lebenslängliches ^). 

Von landrechtlichen Aemtem tritt sonst in ältester Zeit das 
Amt des Herads- oder Hundertschaftshäuptlings in den Vorder- 
grund. Ueber seinen Ursprung herrscht nicht völlige Klarheit. 
Gewöhnlich nimmt man an, dass es aus dem alten Kleinkönig- 
thume in gleicher Weise hervorgegangen ist, wie die Würde 
des norwegischen lendrmadr aus dem Hersirthum, dass es 
f demnach urspiünglich einen erblichen und patriarchalischen 
Charakter besessen hat^). Zur Zeit unserer Rechtsbücher ist 
von solchem nichts zu verspüren. Der Heradshäuptling ist, 
wie es scheint, gewählter Beamter und zwar von der Bauern- 
schaft auf Lebenszeit gewählter Beamter. Ein königliches Be- 
stätigungsrecht weisen erst die späteren Rechtsquellen auf. 

Das Volk zerfällt in Volksfreie und in Unfreie. Die Volks- 
freien sind nicht ständisch gegliedert. Sie stehen sich im 
Wergeide und im Eherechte gleich. Zu den Volksfreien gehört 



Beobachtung des Landrechts bei Ingi Steinkelsson und Philipp Hallstensson 
vom Katalog der Schwedenkönige hervorgehoben. Schlüter corpus juris I 
S. 299. 300. 

^) Schlyter S. 9. 

*) üeber ihn vergl. C. J. Schlyter, Om Sveriges äldsta indelning i 
landskap och landskapslagemes upkomst Upsala 1835. K. Maurer, Das 
Alter des Gesetzsprechcramtes in Norwegen (Festgabe für Arndt). München 
1875 S. 8 ff. K. Lehmann zur Frage nach dem Ursprünge des Gesetzsprecher- 
amtes in der Zeitschrift der Savignystiftung VI 2 S. 193 ff. Die spätere 
Zeit behandelt Iljalmar Linder, De svenske Lagmännens Ställning tili Konung 
och Folk tili och med Sr 1847. Upsala 1875. 

') So z. B. Konrad Maurer, Die Entstehung des isländischen Staats 
und seiner Verfassung S. 10 ff. Odberg I S. 9 u. a. 
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persönlich der Freigelassene. Der Unfreie ist grundsätzlich 
Sache ^). 

Die Gesetzgebung und die Urtheilsfindung liegt bei den 
volksfreien Bauern. Die Bauern üben sie auf den Thing- 
versammlungen aus. Die Thingversa mmlunge n sind Versamm- 
lungen des He rads, bez. dejTBRl Pfteftschaft und Versammlungen 
det LaiidscHaft. Im Ostgöto lag ireien a uchVersammlungen des 
Viertels (des Her ads) hervor. *"^ ""^ - ^ 

DasTiandschaftsthing ist in älterer Zeit kein örtlich stän- 
diges Thing. „Das heisst stets Allergötenihing, wo der Gesetzes- 
sprecher ist", heisst es im älteren W. G.*). Zum Landschafls- 
thing kann also das Heradsthing werden, falls es dem Gesetzes- 
sprecher beliebt, seinen Sitz auf das Heradsthing zu verlegen*). 
Auf dem Landsc haftsthinge sitzt d eL,Gesetzessprecher, auf dem 
Hera^s^ing der Heradshäuptling vor. Jenes hegt und schliesst 
wenigstenS1lirT5r5ahrhundert der Gesetzessprecher, dieses der 
Heradshäuptling. . . — - - 

Das Heradsthing ist n ur Gerichtsthing, d as Landschaftsthing 
ist Gerich ts- und Gesetzg ebungsthing. Das Landschaftsthing 
tritt jährlich mindestens einmal zusammen*). Vor dem ver- 
sammelten VolKe^Baf der GeTeEessprecher auf dem Landschafts- 
thing den Gesetzesvortrag abzuhalten. Das versammelte Volk 
beräth und beschliesst über Aenderung oder Vermehrung des 
Rechtes. Neben oder über dem Volke steht kein berathender 
oder beschliessender Ausschuss, weder ein solcher von Vornehmen, 
gleich den isländischen Goden, noch ein solcher von erwählten 
oder ernannten Volksgenossen, gleich der norwegischen lögr^tta. 



^) Vergl. von Amira NordgermaD. Obligationenrecht I S. 19. 

«) Retlb. »/2. 

•) Wenn von der Urkunde aus dem Jahre 1225 Herads- und Land- 
schaftsthing auseinander gehalten werden , obwohl in beiden der Gesetzes- 
sprecher anwesend ist (D. S. Nr. 836), so liegt dies daran, weil der be- 
treffende Gesetzessprecher zugleich Heradshäuptling war und als Herads- 
häuptling allein auf dem Heradsthing fungirte. 

*) Dies ergiebt sich aus dem päpstlichen Schreiben vom 10. März 
1206, in welchem es heisst: legislatores regni eins annis singulis 
teneantur coram populo legem consuetudinis publicare. D. S. 131. 
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Das Heradsthing ist ständig es oder ])erufenes Thing, echtes 
oder gebotenes Thing. Das gebotene Thing tritt bei der Klage 
auf handhafter That zusammen. Es wird vom Heradshäuptling 
auf Ansuchen des Klagenden einberufen^). Das echte Thing 
tritt in bestimmten Zeiten zusammen, ursprüngl ich wohl zwei 
Mal e im Jähre ^j, sp äteriiäufiger. 

Auf dem He radfithinge ^und Landschaftsthinge finden die 
Raiipm in iVirpr afififlmmfliPit das Urthoil. Heradshäuptling 

und Gesetzessprecher als solche sind ursprünglich nicht Ur- 
theilsfinder. Heradshäuptling und Gesetzessprecher haben ur- 
sprünglich nur gerichtsherrliche Functionen. Sie leiten die 
Verhandlung und verkünden das Urtheil. Ebensowenig kennt 
das älteste Recht einen Ausschuss der Bauernschaft, welcher 
das Urtheil vorschlägt, gleich den fränkischen Rachinburgen. 
Sämmtliche Bauern finden das Urtheil und finden es sämmt- 
lich®). Das Urtheil hat einstimmig zu ergehen. 

Vom Heradsthinge ergeht in ältester Zeit kein Zug an das 
Landschaftsthing. Heradsthing und Landschaftsthing sind gleich- 
geordnete Gerichtsthinge. Nur soweit es sich um die Fried- 
loslegung über die ganze Landschaft flälittfell, M das Land- 
schaftsthing allein anzugehen. Das Heradsthing vermag nur 
für d^ileraa fnöfllTO zu legen *). Aber das Urtheil, auf Grund 
dessen die Friedloslegung erfolgt, vermag auch auf dem Herads- 
thinge zu ergehen. Der formelle Act der Friedloslegung über 



») Vgl. W. G. I Af mandrapi 8. 11. 14 pr. piiivh. 3 pr. 

«) Vgl. W. G. II Fomb. 43. 

*) Dies scheint mir mit Um-echt Uppström Öfversigt af den svenska 
Processens Historia 1884 S. 6 flf. zu bestreiten. Es geht nicht nur aus 
W. G. I Mandr. V2: „da soll man ihm Tagfahrt nach daheim urtheilen 
solche, über welche alle Männer auf dem Thinge einig werden" hervor, 
sondern auch aus mehreren Urkunden des D. S. 240: In illo placito ego 
sigtrigus acclamantibus et assentientibus universis adiudicavi 
(Heradsthing). 836: In provinciali placito conveniencium stabilivimus . . et 
huic stabilitati omnes provinciales astantes assensum adhi- 
buerunt et favorem. 840: Domini G. autecessoris nostri iudicio et 
assensu westgotorum adhibito. 1206. Vgl. auch Gotll. I ^/a. ^^/s. 

*) 0. G. Drapab. «/i. 
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die ganze Landschaft bedarf nur des Beschlusses des Landschafts- 
thinges. Das Landsch aftsthing ist somit i n diesen Fällen weder 
auss chlie8sliches'T[ocü höheres GerichtsthTng. Erst dem Ende 
des dreizehnten Jahrhunderts gehört die Herstellung eines In- 
sta nzenzuges vom Heradsthinp; zum L andschaftsthinge an. 

Die Gesetzgebung und die UrtheilsfflnhmgJüiegen im vollsten 
Umfange bei den Bauern. Innerhalb der Landschaft ist nichts, 
was der Gesetzgebung und der Urtheilsfindung der Bauern ent- 
zogen wäre. Insbesondere wird eine Exemtion der Geistlichen 
vom Landrechte golz dahin zielend er Bestreb ungen von Kirche 
IHiFTnicht anerkannt. 




jsetzgebung liegt ausschliesslich bei den Bauern. 
Nichts ist Gesetz, was nicht die Bauern gesetzt haben. „Am 
Todestage mag man nicht vom Erbe weg geben nach Gesetzes- 
wort, sofern nicht der Erbe selber Ja dazu sagt. So sagen 
geistliche Männer , dass man nicht Nein dazu sagen mag nach 
Gottes Recht", heisst es im älteren W. G.*). Das kirchliche 
Verbot von Beschränkimgen der Seelgaben ^) ist nicht Verbot 
des „Gesetzeswortes", es ist Meinung der geistlichen Männer, 
die Jeder beachten mag oder nicht*). 

§ 2. 
Der altsehwedisehe Reehtsgang. 

Dem Charakter der altschwedischen Staatsverfassung ent- 
spricht der Charakter des altschwedischen Rechtsganges. Drei 
Grundzüge sind ihm eigen: die Strenge des Formalismus, das 
Herrschen der Verhandlungsmaxime, das Fehlen der Voll- 
streckung in das Vermögen des Beklagten*^). 



^) D. S. 62. 115. 127. 129. 131. 238. 

«) iErf f)b. 10. 

•) D. S. 181. 

*) V. Amira, Nordgerm. Obligationenrecht I S. 19. 

') Vgl. hierzu v. Amira, in den Göttinger gelehrten Anzeigen 1885 
Nr. 4. Ueber die alliterirenden Wendungen in den altschwedischen Rechten 
Tgl. Erik Henrik Lind, Om Rim och Yerslemningar i de svenska Land- 
skapslagame, Upsala 1881. 
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Die Strenge des Formalismus lässt der Willkür der Par- 
teien oder der Urtheiler in der Gestaltung des Rechtsganges 
keinen Raum. 

In förmlicher Weise hat die Ladung zu ergehen. Sie darf 
nur vom Klagberechtigten, nicht seinem gewählten Vertreter^) 
ergehen. Sie darf nur an dem gesetzlich bestimmten Orte, 
ursprünglich dem Gehöfte des Beklagten, später dem Thinge 
ergehen. 

Sie muss am bestimmten Tage zwischen Sonnenaufgang 
f und Sonnenuntergang ergehen ^). Sie muss in förmlichen Wor- 
ten „zum Thinge" ergehen. Sie muss vor zwei gezogenen 
Zeugen ergehen. Sie darf nur an einen Beklagten am selben 
Tage ergehen^). 

Auf dem Thinge muss der Kläger „gesetzlich vortragen nach 
dem wie Recht ist" *). Der Vortrag bindet ihn , sofern er ihn 
nicht unmittelbar widerruft. „Geht er vom Thinge und Kommt 
er zurück den Tag oder einen anderen und ändert den Vor- 
trag» jk^i8lLda&-ZwißY0ilra|ah- btrtse dafür" ^). 

In förmlicher Weise erwidert der Beklagte, welcher sich 
einlässt. Er bietet für sich Recht^„Holz und Bürgen". Er 
verneint den Klagevorwurf Wort TüT WorPJluiter Angelobung 
der eidlichen Reinigung, indem er einen Stab dem Kläger reicht. 
Den Stab nimmt der Kläger und nimmt damit den Eid. Der Be- 
klagte stellt Eidesbürgen dem Kläger zur Auswahl, für je einen 

^) Vgl. V. Amira, Nordgerm. Obligationenrecht I S. 359. 

^) „Jetzt giebt ein Bauer einem Bauern Klage : er soll am Montag in 
dessen Gehöft geben und zwei Männer mit sich nehmen und ihn zum 
Thinge laden, lade nachdem die Sonne aufgegangen ist und bevor sie 
niedergeht, da ist seine Thingladung giltig. Wenn er nicht so gethan hat. 
da ist seine Thingladung ungiltig.'^ 0. G. Itefstab. 21 pr. 

') „Man mag nicht Mehrere den Tag laden, als einen." 0. G. Rh. *Vi. 
Eine Ausnahme gilt für den königlichen und bischöflichen Kläger. £od. 

*) „Jetzt kommen die Beiden zum Thinge, der, welcher lud und der, 
welcher geladen war. da sollen die ürtheilsmänner hören, aber der soll 
gesetzlich vortragen zu ihm nach dem wie Recht ist" 0. G. Raefstab. 22. 

^) W. M. I J>gb. 9. 

•) Beispiele im älteren W. G.: Saeraemal ^'2. „dass er sein wahrer 
VVundschläger ist" — „dass er nicht sein wahrer Wundschläger ist". 
Retlb. 9 pr. 
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Zwölfereid einen Bürgen^). Vor den Bürgen wird Form und 
Wortlaut des Eides vom Beklagten dem Kläger gelobt^). 

Der Eid ist streng in der angelobten Weise abzuleisten. 
Er ist mit den Worten abzuleisten, welche vereinbart waren*). 
Er ist am Tage abzuleisten, zwischen Sonnenaufgang und 
Sonnenuntergang*). Er ist an der gesetzlichen Stelle abzu- 
leisten. Ursprünglich war dies die Wohnung des Beklagten, 
und, sofern es sich um einen Grundstücksstreit handelte, das 
Grundstück, welches Streitgegenstand war. „Nun wehrt jetzt 
Jemand ein Grundstück . da soll er da mit den Eiden stehen, 
wo das Grundstück ist . das der vor ihm abstreitet . streitet der 
ein Gebäude ab und alles , das zum Gebäude gehört . da soll 
er im Gebäude stehen und wehren alles das was dazu gehört. 
Streitet der um Aecker oder Wiesen oder Wald . da soll er stehen 
da wo das liegt . welches der abstritt, und wehren . thut er nicht 
so . da thut er ungesetzlich" ^). Später, ist Ort, ft^r Hift Eides- 
ableijtung-das Thing®). Der Eid ist vom Beklagten selbst 
abzuleisten , 'Tiieht von seinem gewählten Vertreter^). Er ist 
in Gegenwait des Klägers abzuleisten®). Der Kläger hat dem 
Beklagten den Eid zu staben und zu sehen, d. h. unter Halten 
eines Stabes vorzusprechen und ihn anzuhören*). Der Eid 
darf in schwereren Fällen nicht erlassen werden ^®). 

Die Verhandlungsmaxime legt den Gang des Verfahrens 
in die Hände der Parteien. Wie die Ladung formeller Parteiact 
war, so war sie ursprünglich gewillkürter Parteiact. Ein Ein- 



^) 0. G. Rjefstab. 6; W. M. I pgb. 13; üpU. fgb. 12. 

«) 0. G. Raefetab. 6. 

') 0. G. R«f5tab. 12 : „Es mag der Eid nicht auf andre Weise gehen, 
als er gelobt war." 

^) O.G. Rsefstab. 12 pr.: „und nicht Nachts soll der Eid gehen, nach- 
dem die Sonne hinter dem Walde ist.^ 

*) 0. G. Egnsl. ^Va. ; vgl. auch Egnsl. *l2, 5. Dem entspricht die Eides- 
leistung des wegfehrenden Mannes im Bjärköar. Vi: „Der Schiffer wehre 
sich mit seinem Eide im Hafen . der reitende Mann nächst seinem Pferde.'^ 

•) So in den Svearechten UpU. I>gb. ^k, 

') 0. G. Raefstab. 18. 

8) 0. G. Raefstab. 8. 

») 0. G. Raefstab. 8. »<>) 0. G. R«f8tab. 17. 
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greifen der öffentlichen Gewalt von Amts wegen trat grundsätzlich 
auch da nicht ein, wo dieselbe am Strafgelde betheiligt war. 
Nur der Verletzte ist „Sacheigenthümer", malsaeghandi. Unter- 
liess er die Ladung, so fiel damit ursprünglich derAntheil der 
öflFentlichen Gewalt am Strafgelde fort" ^). Erst in späterer Zeit 
trat die öffentliche Gewalt subsidiär mit der Klage ein. 

Der Klag^vortrag richtet sich auf dem Thinge an den 
Beklagten, nicht an die Urtheiler, und der Beklagte gelobt 
B usse oder Vertheidigung dem Kläger, nicht den Urtheilem. 
Die UrtheilerTiölCOT dfe Wecfiselreden und schauen die Wechsel- 
handlungen der Parteien. Sie legen darauf nach den Göta- 
rechten den Parteien die Tagfahrt zur Beweisverhandlung heim. 
Sie legen die Tagfahrt durch. -„Urtheil", in welchem sie die 
Beweisrolle, das Beweisthema und die Beweisart auf Grund 
der von den Parteien betriebenen Verhandlungen festsetzen 2). 
Aber es schefnf , dass nach den Götarechten in älterer Zeit 
die Bestimmung der Tagfahrt zur Beweisverhandlung auch 
durch Partei vertrag erfolgte^). In den Svearechten urtheilt 
der Einzelurtheiler die Tagfahrt zur Beweisverhandlung zum 
nächsten Thinge. 

Das Urtheil ist kein zweizttngiges Urtheil, enthält nicht 
die Alternative : aut juret aut componat — sondern es bestimmt 
lediglich die näheren Umstände des juret. Noch mehr, wie in 
den südgermanischen Rechten enthält sich das Beweisurtheil 
einer selbständigen inneren Schlussfolgerung. Was es an 
Selbständigem gegenüber dem Parteibetriebe bringt, ist die Fest- 
setzung der Tagfahrt. Im Uebrigen constatirt es lediglich den 
Stand der Verhandlung, wie er sich auf Grund der förmlichen 
Eidesangelobung seitens des Beklagten darstellt. 

Auf Grund des Beweisurtheils ergeht die Beweisverhand- 
lung. Sie findet nach den Götarechten daheim beim Beklagten 



1) 0. G. Krb. 27 pr.; W. G. I Mandr. 1 pr. 

^) „So kam Urtheil an deine Sache, dass du solltest hier stehen am 
heutigen Tage und beweisen gegen ihn Todtschlag mit 24/ 
W. G. I Mandr. V2. 

») Siehe 0. G. Rsefstab. 7. 



§ 2. Der altscbwediscbe Rechtsgang. 
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statt ^). Sie findet lediglich zwischen den Parteien statt. Weder 
die Gerichtsversammlung noch der Heradshäuptling noch ein 
Ansschuss der Gerichtsversammlung wohnen ihr bei. Nur um 
den auf dem Thinge stattgehabten Gang des Verfahrens zu 
erweisen, erscheint der Kläger mit Thingzeugen, welche den 
Erlass des Beweisurtheils bezeugen ^). Aber diese Thingzeugen 
sind nicht beauftragt, die Beweisverhandlung anzuhören oder 
gar zu tiberwachen. Sie sind lediglich zu dem Zwecke der 
Bekundung des Beweisurtheils vom Kläger hinzugezogen, sie 
sind Rftwpjspiitfpl HftR Klftgfirs. Die beweispflichtige Partei 
leisteTTn^ Gegenwart des Gegners unter förmlicher Stabung 
seitens desselben den Eid ab^). Ueber die Ableistung oder 
Kichtableistung des Eides werden aus den Umstehenden von 
der Partei, welche Rechte daraus abl eitet, Zeugen a ufgerufen *). 
Mit diesen Zeugen erschei nt die Partei nu nmehr wieder auf 
demThinge. Und auf Grund des abgegebenen Zeugnisses 
ergeht Aas Endurtheil auf „Schuldlos" oder „gesetzlich Ueber- 
führt". 

iir den Svearechten findet die Beweisverhandlung nicht 

mehr daheim, sondern auf dem Thinge statt. Die Stellung der 
Gerichtsversammlung zur Beweisverhandlung ist dadurch aber 
prinzipiell nicht geändert. Die Parteien betreiben auch hier 
die Beweisverhandlung allein. Der Partei, welche den Eid an- 
gelobt hat, sagt der Gegner auf dem nächsten Thinge den Eid 
an, nimmt ihr aünem dritten •Thtngg'"den Eid ab*). Die 



1) W. G. I Mdrp. Va. 3; Sarae-mal. 1; Bardagh. I; Ib. ^«/a. 14. 19; 
0. G. Haefstab. 8. In dieser Beweisverhandlung daheim, sowie in der 
siunsetting des älteren W. G., sind Reste des alten Privatgcrichts erhalten, 
welches das norwegische Recht im skiladömr kannte. Es wäre erwünscht, 
wenn dieser Gegenstand einmal in das rechte Licht gerückt würde. Was 
Sechers Arbeit fiir Dänemark nicht erreicht hat, Hesse sich mit zweifellos 
geringerer Mühe für Schweden erreichen. 

«) W. G. I Mdrp. V«. 

") W. G. I Mdrp. V«; 0. G. Raefstab. 8. Ueber das heidnische For- 
mular des Eides im älteren W. G. siehe L. F. Leffler, Hedniska edsformu- 
lär i äldre Yestgötalagen in der Antiquarisk Tidskrift för Sverige Y 2 
S. 149 ff. 

*) W. G. I Mdrp. Vs. ») üpU. fb. «^/i. 

Lehmann, Der Königsfriede. 2 
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Gerichtsversaminlung kommt nur soweit in Betracht, als sie 
über stattgehabte Vorgänge Zeugniss ablegt. Eine Einmischung 
in die Beweisverhandlung durch den Urtheiler findet auch hier 
nicht statt. 

Das Endurtheil, welches ursprünglich die Gerichtsgemeinde, 
später der Einzelurtheiler fällt, setzt sich demgemäss aus zwei 
Bestandtheilen zusammen: aus der Constatirung der durch die 
Parteien geschaffenen Lage des Rechtsganges auf der einen — 
aus der Subsummiining dieser Lage unter das materielle Recht 
auf der anderen Seite. Jenes ist der Vordersatz, dieses die 
Schlussfolgemng. Lautet der Vordersatz dahin, dass der Be- 
klagte in der vom Landrechte begehrten Form seine Verthei- 
digung durchgeführt hat, so wird er „schuldlos", wird in den 
Frieden geurtheilt. Lautet der Vordersatz dahin, dass er „in 
der Vertheidigung gefallen" ist, so ist er „gesetzlich geföllt" 
imd wird_zur Busse oder wird friedlos geurtheilt. 

Ein Besonderes Isf~Tfl)er' die Beweismittel zu bemerken. 
Entsprechend dem rein contradictorischen Charakter des volks- 
rechtlichen Verfahrens sind die Beweismittel einseitige. Es sind 
Zeugen, Parteieid, Eideshelfer und Gottesurtheil. Die Zeugen sind 
grundsätzlich bemfene Zeugen, ausnahmsweise Erfahrungszeugen. 
Sie sind^ höheres Beweismittel gegenüber den Eideshelfem. Die 
Eideshelfer sind_ das_ordentl^ Beweismittel des Landrechts, 
sie sind es so sehr, dass der Beklagte sich „mit Landrecht" 
vertheidigt^ wenn er sich mit der Eidestilfe vertheidigt. Die 
Eideshelfer schwören,., mit gesammtem Munde, nicht Jeder für 
sich*). Sie beschwören den Eid der Partei als „wahren und 
gesetzlichen"^). Bereits^'^die^ ältesten schwedischen Rechte 
kennen eme Häufung von Zeugenbeweis und Eideöhelferbeweis 
in der Weise, dass zu je zwölf Eideshelfem ein gezogener Zeuge 
oder ein Erfahrungszeuge tritt. Sie wenden diese Häufung mit 
Vorliebe da an, wo das Beweisthema ein nicht bloss negatives 
„Leugnj^n", sondern ein positives „Beweisen" verlangt. 

Dem volksgerichtlichen Verfahren ist die vennögensrecht- 



*) W. G. 1 Af mandrapi V2 u. sonst. 

^) „At pe tue suoru sant ok lagh." 0. G. Eghna sal ^/i u. sonst. 
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V^raift^^aRj^ jspwoh) jgg üf^n^ des losen G utes nach 

sich^). Die Friedlosigkeit erreichte ihrTiide, wenn überhaupt, 
mit der Gabe des Friedens^s^tens des Königs, in ältester Zeit 
seitens der Thinggemeinde. Auf diese Gabe hatte der Friedlose, 
sofern er überhaupt in den Frieden zurückgelangen konnte, 
einen gesetzlich festgestellten Anspruch. Weder der Willkür 
des Verletzten, noch der des Königs oder Gesetzessprechers 
oder Hundertschaftshäuptlings war für die Gewährung des 
Friedens Spielraum gelassen. Der Friedlose kau fte sich in den 
Frieden ein, er erhielt ihn jijcht ^.diu^ oder Gunst. 

Zum Schlüsse sei auf das Ungehorsamsverfahren ein Blick 
geworfen, wie es das Ostgötalag in anschaulicher Weise dar- 
stellt ^). Freifich gehört dieses Rechtsbuch bereits der Zeit nach 
der Königseidgesetzgebung an, aber wir sind berechtigt anzu- 
nehmen, dass gerade in ihm das Ungehorsamsverfahren des 
alten Rechtes treu aufbewahrt ist — wie es ja überhaupt mit 
dem einen Auge rückwärts in die Vergangenheit, mit dem 
anderen Auge vorwärts in die Zukunft schaut. Es scheidet aber 
das ostgöthische Rechtsbuch beim Ungehorsamsverfahren drei 
Arten von Sachen : Todtschlagssachen, welche auf Friedlosigkeit 
gehen, Vierzigmarksachen und geringere Bussscliulden. 

Bei Todtschlagssachen bedarf es der rechtsföniilichen Ladung 
zum Heradsthinge und des Klagevortrages mit Zeugenvorführung 
auf dem Heradsthinge. Von hier aus wird eine „Fünft" zum 
Beklagten anberaumt, welche der Kläger „abzusitzen" hat. 
Lässt sich der Beklagte auch hier nicht ein, so ergeht auf dem 
nächsten Heradsthinge das Urtheil auf Friedlosigkeit über den 
Thingbezirk hin. Will der Kläger Friedlosigkeit über die 
Landschaft erzielen — so muss er zum Landschaftsthinge, dem 
Liongathing, fahren und den Beklagten dortfriedlosTSgeirtessen^). 

Bei Vierzigmarksachen bedarf es dreimaliger Ladung zum 
Heradsthinge, dreimaligen Klagevortrags auf dem Heradsthinge, 
dreimaliger Absitzung von Fünften beim Beklagten. Ei*st hier- 



^) V. Amira S. 142. Die Runeninschrift auf dem Forsaringe giebt 
hier die Entscheidung. 

2) Rsefstab. ««/i. «) Drapab. 74. 
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nach ist zum Liongathinge Ladung zu erlassen, dort Klage zu 
erheben, von da aus eine Fünft anzuberaumen, diese abzusitzen. 
Erst jetzt kann auf dem Liongathinge der Beklagte friedlos 
geurtheilt werden. Zur Friedloslegung sind also vier Ladungen, 
vier Klagevorträge, vier Fünftenabsitzungen nothwendig ^). 

Bei geringeren Bussschulden ist das Verfahren, welches 
für Vierzigmarksachen geschildert ist, zweimal zu beobachten. 
Die einmalige Vornahme hat erst den Erfolg, dass der Beklagte 
die Zwölf markbusse wegen Nichtgehorsam gegen dasLionga- 
thing verwirkt. Diese Zwölfmarkbusse ist nun wiederum mit 
vier Ladungen, vier Klagevorträgen, vier Fünften neben der 
alten Bussschuld einzuklagen. Erst dann kann der Beklagte 
friedlos geurtheilt werden. Acht Thinge und acht Fünften sind 
demnach hier anzugehen, bis Friedlosigkeit erzielt werden kann. 

Aufiällig ist im dritten Falle, dass die einmalige Beobach- 
tung des Verfahrens nicht zur Steigerung von 40, sondern nur 
zur Steigerung von 12 Mark führt. Daraus scheint gefolgert 
werden zu können, dass an Stelle des Unterschiedes von Vier- 
zigmarksachen und geringeren Bussschulden ursprünglich der 
von Zwöl&narksftchen...uad gerJngeren Bussschuldg p bestand. 
Thatsächlich haben die Vierzigmarksachen erst seit der Königs- 
eidgesetzgebung Verbreitung gefimden. 

§3. 
Der ait«ste schwedische KOnig. 

Karg bemessen sind die Rechte des Königs in dieser 
Rechtsgenossenschaft. Es sind nur subjective Rechte. Ein ol>- 
jectives Recht des Königs neben dem Landrechte ist schlechter- 
dings nicht anerkannt. Der König hat weder ein Gesetz- 
gebungs- noch ein Verordnungsrecht. Er kann weder einseitig 
Deugg=fte^t=- tri> a ffon noch ^das^gfeltende Recht durch andere 
Mittel zur Ausführung bringen, als die ihm vom Landrechte 
gewährleisteten. Ebensowenig ist er bei der Schaffung des 
Rechts auch nur betheiligt. Er hat kein Genehmigungs- oder 



') Rafstab. ^e/i. 
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Vorschlagsrecht. Die Worte, welche Snorri dem Schwedenkönige 
Olafr auf dem Thinge zu Upsala in den Mund legt, „so hätten 
es alle Schwedenkönige gehalten, die Bauern alles das, was 
sie wollten, unter einander beschliessen zu lassen" ^), treffen in 
vollstem Maasse für die Rechtsschaffung zu. 

Die Rechte des Königs zählen spätere Rechtsquellen 
dahin auf^): „er hat den Upsalaschatz und den verheimlichten 
Todtschlag und das ledige Erbe : er mag seinen Dienstmannen 
Lehn geben, Brief schreiben und Lebensmittelbeschaffung auf- 
bieten, in welches Land er auch kommen will". Die älteren 
Rechtsquellen weisen jene Aufzählung nicht auf. In der That 
ist sie auf der einen Seite nicht erschöpfend, auf der anderen 
für die älteren Rechtsquellen nicht zutreffend. Sie betrifft mit 
Ausnahme der Belehnung nur die Einnahmequellen des Königs 
und hier auch nur diejenigen, welche dem Könige allein und 
ungetheilt zufliessen. Vermöge dieser ihrer Sonderstellung ver- 
dienen die aufgezählten Rechte eine kurze Sonderbetrachtung. 

Unter U psalaschatz wird das Krongut verstanden, welches 
den Königen der Üppsveäl' vuu Uer heidnischen Zeit her in 
ihrer Eigens^^h ftft, «^^ 0>^e rprie ster und 01;)erkö mge zukam, und 
welches sich im Laufe der Zeit, vornehmlich durch Einziehung 
der Güter der Kleinkönige, veririehrte. Nach dem Zeugnisse 
der Rechtsquellen vom Schlüsse des 13. Jahrhunderts ist der 
König in der Verfügung über das Krongut beschränkt. Er 
darf es nicht verschenken oder verleihen, vertauschen oder ver- 
kaufen unter der Krone weg. Er hat Leibzucht vom Krongute 
(agher liva vid upsala öda), darf es nicht wissentlich vermin- 
dern vor dem Könige, welcher nachfolgt. Für die ältere Zeit 
scheint ein solches Veräus seiningsverbot nicht gegolten zu haben. 
In einer Urkunde aus der zweiten rfäTfle" des 12^rJfOirhtinderts ^) 



^) Olafs 8. h. helga 81; vgl. vita Anskarii Kap. 23; Adam von Bremen 

IV 2V22. 

3) Vgl. für das Folgende den Aufsatz Schlyters, Om Konungaval etc. 
und Carl Gustav Styffe, Framställning af de sii kallede Grundregalernas 
uppkomst och tillämpning i Sverige in Kongl. Vitterh. Historie och Anti- 
quitets Akademiens Handlingar IV S. 231 ff. 

8) D. S. 67. 
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König im älteren W. G. seinen Antheil nur geltend machen, 
nachdem der Erbe die Klage erhoben hat, während er bei 
Verschweigung des Erben seines Antheils verlustig geht. Nach 
älterem W. G. fällt somit der „verheimlichte Todtschlag" aus 
der Zahl der besonderen Einnahmequellen des Königs mög- 
licherweise fort. 

„Lediges Erbe" ist der Nachlass eines Ausländers oder 
Inländers, zu welchem sich kein Erbe meldet. Name und Ein- 
richtung sind bereits dem älteren W. G. bekannt. Verschieden 
ist die Behandlung nach der Nationalität des Verstorbenen bezw. 
Erben. Ist der Verstorbene bezw. Erbe ein Ausländer, später 
ein Nichtreichsangehöriger, so fällt der Nachlass, falls sich der 
Erbe nicht sofort oder nach Ablauf einer kurzen Frist gemeldet 
hat, endgiltig an den König; — sind beide Inländer, so bleibt, 
falls der Erbe bekannt ist, der Nachlass liegen, bis der Erbe 
kommt*). Mit Bezug auf den Ausländer, Nichtrechtsgenossen, 
ist scheinbar das Recht des Königs auf das ledige Erbe ent- 
standen. 

Die „Lehnsverleihung an die Dienstmannen" hat in der 
älteren Zeit einen tiberwiegend privaten Charakter. Mit der 
AemteiTerfassung der Landrechte hatte sie ursprünglich nichts 
zu thun. Die landrechtlichen Aemter wurden vom Volke be- 
setzt. Und andere Aemter, als landrechtliche Aemter er- 
kannte das Landrecht in ältester Zeit nicht an. JDie^ könig- 
lichen Beamten waren dem Landrechte Beauftragte des Königs, 
nichtJBeäiiite. ""^ Sie Itutteü" dfe Verwaltung def " königlichen 
Güter, die Einklagung und Einziehung der an den König fallen- 
den Theile der Strafgelder, die Eintreibung der an den König 
zu entrichtenden Leistungen. Autoritative Befugnisse besassen 
sie in Friedenszeiten nicht. Aber im Beginne des 13. Jahrhun- 
A derts haben sie sich bereits solche errungen. Sie üben sicher- 
I meitspolizeiliche Functionen aus, halten den gefangenen Friedens- 
precher in Gewahrsam und beaufsichtigen die gehörige Er- 
ftdlung der dem Einzelnen obliegenden öffentlichrechtlichen 
Hand- und Spanndienste (Brücken-, Wege-, Zaunbau). Dagegen 



1) W. G. I Aerfpserb. 14; 0. G. Aerf^ab. "/aa pr. 
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kommt ihnen ein Recht der Mitwirkung bei der Leitung der 
Thingversammlungen s o wenig wi^ um UiUiei'lerrecht zu. Erst 
in der Zeit der Folkungerkönige verdrängen die königlichen 
Lehnsmänner die Heradshäuptlinge. 

Das „Aufgebot von LebensmittelbeschaflFung" ist nur ein 
Fall des Rechtes des Königs, die ihm durch das Landrecht 
eingeräimiten Zölle, Abgaben und Naturalleistungen eintreiben 
zu können ^). Streng ist hier der König an die Vorschriften des 
Landrechts gebunden. Er darf nur die gesetzlichen Leistun- 
gen eintreiben, er darf keine neue Last auf sein Land legen. 
Er hat dies im Königseide zu beschwören. 

Alle diese Rechte haben mit dem Königsfrieden nichts zu 
thun. Sie enthalten weder einen subjectiven noch einen ob- 
jectiven Königsfrieden. Sie dienen mit Ausnahme des „ver- 
heimlichten Todtschlags" nicht einmal unmittelbar der Aufrecht- 
erhaltung des allgemeinen Friedens. Sie haben einen fiscali- 
schen Zweck und Lihalt. 

Anders verhält es sich mit einer zweiten Gruppe von 
Rechten. Der König hat g rundsätzlich e in Recht auf einen 

ler durcli VerDrecnen verwirkten 



Theil der Strafgelder unT 



Habe. Das ältere Rüdit stliyUltl iwiuchtu unslÜiuljaiUR und 
sühhbaren Vergehen. Die unstihnbaren Vergehen machen den 
Thäter für ewige Zeit friedlos. Sie ziehen Verlust seiner gan- 
zen Habe nach sich. Das verwirkte Gut wird nach bestimmten 
Grundsätzen vertheilt. Man soll „die Schulden bezahlen, keinem 
aber mehr als bis zu drei Mark" bestimmt das ältere W. G. *). 
„Dann soll die Frau ihr Drittel nehmen und drei Mark als 
Morgengabe. Dann gehört dem Erben die Hälfte von dem, 
was übrig ist. Hiemach soll man den übrigbleibenden Theil 
in drei zerlegen. Einen Theil nimmt der Kläger, einen ande- 
ren der König, den dritten das Herad." Nach Abzug der 
Schulden und des Frauengutes erhält der König also ein 
Sechstel der verwirkten Habe. 



^) Ueber sie vergl. Bergfalk, Gm svenska jordens lieskattning til och 
med böijan af 17 ärhundert. Upsala 1832. Ramstedt, Om krigs-och Skatte- 
Yäsendet i Svealandens Lagar. Upsala 1875. 

*) Bardagh-B. 7. 
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Bei sülmbaren Vergehen, d. h. solchen, welche den Thäter 
entweiler nur l>ei Nichtzahlung oder auch Nichtannahme des 
gesetzlichen Strafgeldes friedlos werden lassen, oder welche ihn 
von vornherein nur zur Zahlung eines Strafjgeldes verpflichten — 
hat der Köniir Recht auf den dritten Theil des Strafgeldes. 
l>as schwedische Recht zerlegt das Strafgeld in drei Theile, 
von welchen ein Theil an den Verletzten, ein zweiter an das 
Herad, ein dritter an den König föllt. Das schwedische Recht 
scheidet also nicht Buss e und Frieden sgeld, wie die deutschen 
Volksrechte. K^ kennt ^nr--e+n__3caigeld, an welchem es 
nel>en dem Verletzten das Herad und den König theilnehmen 
lasst. Die Antheile des Herad und des Königs lassen sich 
nicht ohne Weiteres als Friedensgeld l)ezeichnen. Versteht 
man unter Frie^lensgeld dasjeniire Geld, durch welches sich der 
Thäter in den verlorenen Frieden der Rechtsgemeinschaft ein- 
kauft, bezw. sich von dem drohenden Verluste des Friedens 
der Rei'htsgemeinsi'haft loskauft, so werden dieser Begriffsbe- 
stimmung die Antheile von König und Herad am Strafgelde 
nicht gerecht. Die Antheile von König und Herad greifen 
nicht bloss da Tlatz, wo der Thäter den mit der That ver- 
Umion Fritnlen dun'h Zahlung des Strafjrr^ldes wiedergewinnen 
x^ill ihi^e Nichtzahlung hat nicht ohne Weiteres die Folge, dass 
,kr ThÄter friedlos bleibt oder wird, ihre Zahlung nicht ohne 
WtMtert^ die Folge, dass der Thäter im Frieden bleibt oder in 
n^ FiitHlen gelangt. Die Antheile von Herad und König folgen 
\ivr nvhtlichen Natur durchaus dem Antheile des Verletzten 
' ^^trAfceW^- Nur soweit der Äntheil des Verletzten die 
\a;uv eines Fiiedensgeldes besitzt, soweit ])esitzen sie auch 
iK* \ulhtnle von Herad und König. Die Antheile von Herad 
« i König hängen bezüglich ihrer Gelt(»ndmachung fenier da- 
aK dass der Verletzte seinen Antheil geltend macht. Ver- 
\^'{|iet der Verletzte auf Geltendmachung, so fallen sie zu- 
xlijiKHi. Die Antheile von Herad und König ha])en endlich - 
^^Hv u ^0 bYiiHlensgeld sind — nur dann die Wirkung des Frie- 
r^J^cWi^ei, wenn der Verletzte für seinen Antheil Befriedigung 
U;icu hat. Ist der Verietzte nicht befriedigt worden, so ge- 
xv'iuu dm 'Ihäter die Zahlung des Antheils an Herad und 
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soll drei Männern den Frieden geben, denen, welche nicht 
Nidingswerk gethan haben," heisst es in ReÜb. Vi vom neu- 
gewählten Könige. Aber diese Stelle wird erst voll verständ- 
lich, wenn man die Parallelstelle des Ostgötalag heranzieht. 
Hier heisst es in Drapab. */i: 

„Aber der Todtschläger komme niemals in den Frieden, 
bevor der rechte Erbe (des Erschlagenen) für ihn bittet, ausser 
dass der König neugewählt zum Könige ist und er die Erichs- 
gasse reitet und er seine Inlandsgebühr erhält : das sind vierzig 
Mark von jedem Herad . da mag er drei Männern den Frieden 
geben . so dass die nicht sollen büssen, welche Aufenthalt mit 
ihnen nehmen . doch sind sie ungefriedet vor den rechten Erben 
immerfort bis sie an die gebtisst haben." 

Die Zahlung der Inlandsgebühr von vierzig Mark steht in 
offenbarem Zusammenhang mit dem Geben des Friedens an 
drei Männer. Denn die Summe von vierzig Mark stellt den 
dreifachen Antheil des Königs an dem Vierzigmarkstrafigelde 
dar, und die Nichtzahlung des Vierzigmarkstrafeeldes zog so- 
fortige Friedlosigkeit nach sich. Das Vierzigmarkstrafgeld war 
wahres Friedensgeld. Der König gab also bei dem Ritte über 
die Erichsgasse den Frieden, weil er Bezahlung seines Antheils 
am Friedensgelde erhalten hatte. Seine Gabe batte aber noch 
im Ostgötalag nur die Wirkung, einen theilweisen Frieden her- 
zustellen. So lange der Empfänger nicht die Erben des Er- 
schlagenen befriedigt hatte, blieb er ihnen gegenüber in der 
Friedlosigkeit. 

In diesem Zusammenhange beweist die Stelle des älteren 
W. G. also nichts für das formale Recht des Königs, den Frie- 
den für die Rechtsgenossenschaft mit allgemein verbindender 
Kraft zu geben. An anderen Stellen^) des älteren W. G. ist 
von dem „Urtheilen in den Frieden" seitens der Thingver- 
sammlung die Rede. Freilich handelt es sich an den beiden 
Stellen um die Friedlosigkeit, welche mit der That eintrat, 
und welche durch rechtsförmliches Angebot der Busssumme 
seitens des Friedebrechers gehoben werden konnte, um einen 



*) Sarae-mal. 1; Bardagh-B. Vi. 
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demnach nicht endgiltigen Friedlosigkeitszustand, bei welchem 
das Urtheil einen eher declaratorischen, als constitutiven Inhalt 
besass. Immerhin erscheinen die Stellen verwerthbar, weil auch 
in jenem Falle der Vertreter des Königs den Frieden gegeben 
hätte, wenn einmal die formale Friedensgabe ausschliesslich dem 
Könige zustand. 

Wie dem aber auch sein mag, — auch das formale Recht 
des Königs zur Friedensgabe entsgringt einem Königsfrieden 
nicht Der Könige glebt den Frieden nur "aTs'Ofgiän^der'Ilechts- 
genossenschaft , er giebt ihn nur auf Grund der Voraussetzun- 
gen, welche das Recht der Rechtsgenossenschaft fordert, — er 
giebt ihn nicht freiwillig, sondern gezwungeSTmcht „aus Gnade", 
sondern kraft Landrechts. Er giebt den Frieden der Rechts- 
genossenschaft, nicht einen eigenen Frieden, nicht einmal einen 
von der Rechtsgenossenschaft ihm gewährten eigenen Frieden. 
Wohl aber giebt der Kömg den Frieden als oberster Wächter 
des gemeinen i^'riedens. 

lichliesslich steht dem Könige das Recht zu urtheilen zu. 
Aber freilich ist über den Umfang dieses Rechtes in ältester 
Zeit nichts Bestimmtes zu sagen. Viele nehmen an, dass der 
schwedische König von jeher höchster Urtheiler gewesen sei, — 
wogegen Ödberg^) die Zuständigkeit des Königsgerichtes aus 
kleinen Anfängen heraus im Laufe der Zeit sich ausdehnen 
lässt Zweifellos wird man Odberg darin beizustimmen haben, 
dass in der älteren Zeit dem Könige keineswegs diejenige 
Stellung als Urtheiler zukam, welche sich bei ihm seit der zwei- 
ten Hälfte des 13. Jahrhunderts nachweisen lässt. Vor allem 
wird aus der Erzählung Snorri's über den Spruch des Schwe- 
denkönigs Olafr kein Schluss auf ein Urtheilerrecht des "Königs 
zu ziehen sein. Will man selbst dem augenscheinlich auf nor- 
wegische Rechtszustände mehr als auf schwedische zutreffenden 
Berichte Snorri's^) vollen Glauben beimessen, — so ist zu be- 
merken, dass es sich nicht um die Klage einer Partei handelt, 
sondern um ein Gutachten, welches der Gesetzsprecher bei dem 



^) Om den Svenske konungens Domsrätt I S. 9 ff. 
«) Vgl. Maurer, Entstehung S. 22 Note 2. 
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Könige in einer Sache einholt, an der er nicht betheiligt ist. 
Ohne Verhandlung und Untersuchung fällt der König seinen 
Spruch. Ein „lag skilia" liegt demnach in jener Stelle vor, 
kein doma, ein Recht -Weisen, wie es auch dem Gesetzes- 
sprecher bereits zu einer Zeit zukam, in welcher er noch nicht 
Uitheilerfunctiouen besass. In dem ältesten der schwedischen 
Landschaftsrechte ist nur an einer Stelle auf das Königs- 
gericht hingewiesen. „Der König hat die nsemd vor sich ein- 
zusetzen und der Gesetzessprecher auf dem Thinge" ^), heisst 
es in Rb. 3. Die Juiy, nsemd, ist dem älteren W. G. noch 
ausserordentliclies Organ des Rechtsganges. Und somit weist 
die Stelle ..^ufden ausserordentlichen Charakter des königs- 
gerichtlirhp.n. VeHahrens ' Tilh. " Sie lässt zugleich aber erkennen, 
(lass das Königsgericht ne])en, nicht über dem Landschaftsthinge 
stand, was das Ostgötalag ja auch bestätigt. Für welche Sachen 
das Königsgericht zuständig war, ob für alle Sachen, in welchen 
das Landschaftsthing angegangen werden konnte, oder nur für 
gewisse Sachen, ferner ob es ausschliessliche oder gewillkürte 
Zuständigkeit ])esass, geht aus der Stelle nicht hervor. Die 
Urkunden des D. S. weisen nur einige Königsurtheile vor der 
Mitte des 13. Jahrh. auf. Und diese ergehen sämmtlich in 
Ginindstreitigkeiten ^). Lässt sich ])ei der Mangelhaftigkeit des 
Urkundenmaterials hieraus auch kein z\Ningender Schluss ziehen, 
so ist doch bemerkenswerth, dass iorpa delur auch im Ostgöta- 
lag der gewillkürten Zuständigkeit des Königsgerichtes unter- 
liegen®), dass femer auch im Schonenrechte das Königsgericht 
für Gru ^dstreitigkeit en gewillkürte Zuständigkeit besass *), dass 
endlich bei Grundstreittgkeiteu llii Slferen W. G. die Jury in 
Gestalt der „Schau" auftritt, und zwar nicht bloss die Herads-, 
sondern auch die Landschaftsschau ^), was zu der Nebeneinander- 
stellung von Landschaftsna^md und Königsnsemd in der obigen 

*) So lese ich mit Hjärne gegen Schlyter trotz des Letzteren erneuter 
Verfechtung seiner Lesart im Ordbok. 
«) D. S. 138. 217. 365. 367. 
8) Vgl. unten § 7. 
*) Unten § 12. 
^) Hjärne S. 19. 
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Stelle seinerseits passt*). Gnindstreitigkeiteu mochten also im 
älteren W. G. der Zuständigkeit des Königsgerichtes bereits 
unterlegen sein, soweit sie der Zuständigkeit der Landschafts- 
schau imterlagen, d. h. in dem Falle, wenn g leich starke Be- 
weismittel der Parteien sich gegenüberstanden und die Herad- 
schau^iilClil feilli^limmi g vered icine: '^ • 

re^üglicih des Verfahrens ergeben die Urkunden nichts 
Weiteres, als dass der König das Urtheil fällte^). 

Die bisherige Darstellung der Rechte des Königs zeigt 
einen besonderen Königsfneden noch nicht in die Erscheinung 
getreten. Die Stellung des Königs gegenüber dem Frieden ist 
die eines obersten Wächters des Friedens. Aus diesem allge- 
meinen Berufe des Königs mochte sich ein eigenartiger Königs- 
friede entwickeln; noch war dazu die Zeit nicht gekommen. 
Erheben dürfte sich indessen an dieser Stelle die Frage, in- 
wieweit denn der König in seinem Frieden durch das ältere 
Recht geschützt war. Diese 1'1'äp beanlwuitel das ältere 
W. G.^) nicht unmittelbar, sondern nur mit dem Satze: „Er- 
schlägt Jemand seinen Lohnhen-n, das ist Nidingswerk." Die 
Parallelstelle des jüngeren W. G.**) setzt statt dessen : „Erschlägt 
Jemand seinen rechten Herni, dem er Treue versprochen hat . 
dass ist busslose Sache . er habe verwirkt Land und alle Fahr- 
habe.** Aus der jtlngeren Fassung geht wohl hervor, dass, wer 
den König ei-schlug, in die strenge Friedlosigkeit gelegt wurde. 
Die ältere Fassung lässt einen Zweifel offen, ob dem Lohnhemi 
der König jedem Unterthanen gegentlber gleichgestellt wurde. 
Indessen liegt kein Grund vor, in der Fassung des jüngeren W. G. 
eine bewusste Aendei-ung des älteren Rechts zu erblicken. Aus 
beiden Stellen scheint sich demnach zu ergeben, dass der Todt- 
sehlag am Könige, gleich dem Todtschlage am Treuherrn, mit 
der strengen Friedlosigkeit belegt wurde. Der Umstand, dass 
der König auch in seinem subjectiven Frieden nur als Mitglied 



') Vom testimonium veridiconim hominum spricht D. S. 138. 
«) 138. 217. 365. 
») Orb. § 7. 
*) Orb. I. 
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t-iiirr be^tinuDU-D Klasse von Recht^enossen anseseben wunle, 
l•evei^t aadi seinerseits das Fehlen eines besonderen Könifis- 
friedens- — Zu keinem anderen Resultate führt die Betrach- 
xmi£ einer Stelle des Ostgötalag, welche Ansätze zu einem 
Königsfrieden zu enthalten scheint. Es heisst dortM: 

.Jetzt wird erschlagen des Königs Dienstniann« er wird so 
^ej-rhätzt, wie vorher bestimmt wair für den freien Mann und 
«iaru'^r Königs Unehrenbusse . das waren erst zwölf Mark, und 
b^mäi^h gab es so Birghir Jarl in «lie Gesetze: dass das sollen 
sein ^ierzij Mark, erst war «las so. dass, ward er erschlag«! 
vor dem SchiflFe lauf iler Brücke) o«ler vor der SchifEsbrücke 
'auf dem Schiffe i oiler im Herad. da sollte er (der König) Un- 
rhrenbus^ nehmen und nicht sonstwo, dann ward es so ge- 
-:e>^n in König Erichs Tagen: dass stets, wo er erschlagen 
ward . da sollten Unehrenbusse dafür nehmen, die sie zu nehmen 
hallen. Jetzt wird erschlagen des Herz(^ Mann . da ist er so 
geschätzt, wie vorher bestimmt war für den freien Mann und 
seinr Unehrenbusse ist neun M;irk . die soll der Herzig haben. 
Jetzt wird en^chlagen des Bischofs Mimu. er ist so geschätzt, 
wie vorher K^timmt war und des Bischofs Unehrenbusse ist 
neun M;u-k. Jetzt winl erschlagen des Herrn Manu, der einen 
Stallmeistor hat und einen Koch imtl einen Vierzigruderer auf 
seine eimien Kisten, da ist er so ireschätzt wie vorher be- 
stimmt war und stnne Unohn^nbusfeie ist sechs Mark, die hat 
' der zu uehnien dem er ilionte.** 

IVr älten^ luvhtszustand stellt sich demnach dahin dar, 

! dass für TiHltSi*hlag au ilos Koniirs Dienstmann an den König 

\ eine In^^ndeiv iialn^ von 12 Mark zu entrichten war. wobei 

I es bemerkensworth ist • dass urspnUiglich Vorauis^etzung war, 

dass er in der N,^ho dt\ii Konica orsohlasren ward. 

IVr KöniiT steht mit s^nuor tialv nicht allein, auch an 
den Her/i>ir, Bischof, Homi sind IkhKmi Ihm Töiltiuur von deren 
l^ienstniauuou /u ontriohton. DaImm ist die Stufenleiter eine 
nwlmiissi;: aufsteigende. IVr Koni:: steht mit seinen 12 Mark 
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Ebenso, wie der königlichen Schutzurkunde, fehlte es dem 
königlichen Uilheile und dem königlichen Befehle an einer 
bestimmten Strafklausel. Ein königlicher Befehl vom Ende 
des 12. Jahrhunderts*) an die Bauern von Helvacharlaby, den 
Mönchen von Juleta den zugefügten Schaden zu ersetzen, endet 
mit der Drohung an die Ungehorsamen : excessum vestrum de- 
testabilem per nos sie puniendum quod fiet metus multorum. 
Eine königliche Verordmmg aus der Mitte des 13. Jahrhunderts^), 
welche den Bauern von Nydingeland imd Findwede gewisse 
jährliche Naturalleistungen an das Kloster Nydala auferlegt, 
beschränkt sich, zu erklären: „Die, welche diese Stätigung 
treulich und redlich erfüllen, erhalten Gnade und Lohn von 
Gott. Aber die, welche mit Vorbedacht dagegen stehen, sollen 
sicherlich Rache, Bann und Zorn von dem allgewaltigen Gotte 
sich zuziehen. Die königlichen Urtheile drohen nicht anders, 
wie die Bestätigungs- und Privaturkunden, des Königs den 
königlichen Zorn und die königliche Rache an. 

Die königlichen Immunitätsurkimden gewähren nur Freiheit 
von dem Ansi)ruche des Königs auf einen Theil des Strafgeldes 
und auf Leistung der durch das Landrecht festgestellten Ab- 
gaben^. IK einer ItnnäünifäfsurHnde von I2ÖÖ*) geht König 
Sverkir freilich weiter, insofern er der Ju risdict i on des Bischöfe 
vnTT^kflr^ ^]]ft yiftnkpr (^pr T^'RfhiiimR unterstellt, — aber mit 

welchem Erfolge, lehren päpstliche Sendbriefe der Folgezeit, 
wel che si ch über die Heranziehung dercausae ecclesiasticae an 
das weltliche Gericht beschweren ^). 

§4. 
Die EOnigseldgesetzgebung. 

Einen Wendepunkt in der Entwicklung des altschwedischen 
Königsfriedens bezeichnen die Gesetze über den Königseidbruch ®). 



») D. S. 69. «) D. S. 864. 

») D. S. 144. 184. 

* D. S. 115. ^) D. S. 238. 577. 

lieber den „Königseidbmch" siehe besonders Schlyter, Utkast tili 
Edsöreslagarnes historia in dessen Juridiska Afhandlingar I S. 55 ff. 
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T.'::. ::*: Mitte «ie^ 13. Jahrhun'lerts machte 5ioh ein ver>tärktes 
>:rr>vL 'ie- 'H?hw»-.n^chen Künijthuins im Sinne iles Einheits- 
:."^:ai.kriLS ;.'-ltend. [nirch »lie kniftvolle lVr5önli«*hkeit eines 
Birjrr Jarl verti*eten s-*hlu^ ilas >chw»-dische Kunicrthuin zur 
ErTei'.-hüiiL' vrines Ziel»>< «1 ^ n W»-tr ein. welcher ihm auf Grund 
^^in^rr V yrlien »Turienen staatsrechtlichen Stellumr vorcezeichnet 
war. D»rr •M.'hweili.srhe K«)nii:. vi»n jeher oU-nfter Wächter des 
Fr>:'lens der -Lan<Uchaft" machte >ich zum Wächter eines 
Frletiens für das .Reich", eines Frietlens. dessen Aufi-eeht- 
erhxiltunL' eitrHnthümliche Rechtssatzunsen schützten. 

K'-niL^dbruch ist Bruch des königlichen Eides. Die Ge- 
setz-'eliunff. weli^he uns im Folgenden näher Vschäftiiren wird, 
nalim ihren Austranir von königlichen Verordnungen ül)er den 
Frieden, deren iKirchführunir der K<»uitr und alle Vornehmen 
d^s Reii'hes. darunter tlie Gesetzessj »recher der Landschaften, 
f^:-s«*hwi.iren. Bruch dieses Friedens war Bruch des königlichen 
Eides. Der Inhalt der köniirlichen Ven»rdnmii:en. welche den 
.Köni'-'seid" in «las Lehen setzton, wunle in jrrössei'ein oder 
j^erinL'erem Umfaiiffr Bestandtheil des Landrechts. Der .Königs- 
eidbruch"* findet sich in sänmitlicJHMi schwedischen Rechts- 
btichem dt»s Festlandes seit dem Ausganiire dos 13. Jahrhunderts 
als land rechtliches Institut vor. AUor die drei ältesten, das 
westL'öthische, ostgöthischo und upländischo trehen so sehr in 
der Einzelaidzählung Tlof unter den TKoniirseid" fallenden Ver- 
gohon auseinander, dass sich deutlich oi-giebt, wie bei der 
Uebeifühnmir dos Königsoides in das Landrecht die königliche 
Verordnuntr in joder Landschaft durch den Willen des Volkes 
Bra'hungen erfuhr. 

Wann die ei'ste königliche Vorordnung über den Eönigs- 
eid eiTring, ist nicht mit Bestimmtheit anzugeben. Dass sie 
unter Birgor Jarl, also im dritten Viertel des 13. Jahrhundeits 
enrinir, wird durch dio üben^instimmonden Angaben der Alsnöer 
Vorordnung von Magnus Laduhis und der Reimchronik sicher 
gestellt. Nach der h^tztorou i'rging sie bereits im Jahre 1262 
bei (loleirenheit dt^r llorhzoit ValdomaiN mit der dänischen 
Prinzessin Sophii^ Das Urkundonmatorial des Dipl. Suecan - 
weist fri'ilich das Wort ^Köuigseid" nicht vor dem Jahre 
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v#!rbr<K^heü hiit . und er büsse uns sodann 40 Mark. Ebensolche 
Strafe mlUi Alh» haben, die Frauen ^^ewaltsam entführen oder 
wer erschlag, verwundet in der Kirche, Kirchhöfen oder auf 
Thinj<f?n, od(»r K^ht wider vorläufijren Frieden und abgeschlos- 
M*nm Friedonsver^leich, oder erp:reift einen fllr die That eines 
Anderen, oder haut Glied vom Manne ab". 

I)le 8(M*h8 Kategorien von Königseidbrüchen, welche hier 
Hufge/ilhlt werden, betreffen Verletzung des Haus-Frauen-Kirchen- 
Thing-Vergleichsfriedeus und eine gewisse Art der Verletzung 
lUfH gewöhnlichen Mannfriedens. Alle diese Frieden sind aber 
I'erHonen- nicht Sachfrieden. Die Störung des Haus-Kirchen- 
und TTnngfriedens wird nur insoweit als Königseidbnich be- 
trttrht(;t, als der Friede einer dort befindlichen Person gestört 
wird, (iewaltsames Kindringen in Haus, Kirche, Thing ist an 
Mich so wenig Königseidbruch, wie gewaltsame Beschädigung 
deH Hauses und der Kirche. ' 

Alle sechs Kategorien betreffen andrerseits reine Friedens- 
brUehü- Sie setzen "einen Angriff auf den Frieden voraus, 
welcher sich in einem Hauen, Erschlagen, Verwimden, Ergreifen, 
lujtführt^n Äussert. Sie wenlen nicht durch ein Widerstehen, 
Wt^igern consummirt. Am wenigsten deutlich tritt dies beim 
iJniche des Vergleichsfriedens hervor. Aber auch hier ist nicht 
ein Wt^igeru der Krfüllunir von Vergleichsbedingungen, sondern 
ein „(lehen'' wider den Vergleich, eine Handlung, durchweiche 
der duirti den Vergleich hergestellte Friede des anderen Thefles 
verli^t^t winl, ein .Rächen wider verglichene und gebüsste 
Hache'* gemeint. 

In dit^ser Clestiütung ist der Köniirseidbruch in die ein- 
/aAuvw UuniSi-haftsrei'hte und in ihis gemeine Landrecht aber- 
^/eK«m^'en. Fn^lich i>t sein Gebiet im Laufe der Zeit ausge- 
dehnt wonleu. Unter den Rahmen iler sechs aufeesteüten 
K,*iew:orien wunleu Handlungen gefügt, welche nicht von jeher 
Koiiiv'seidbiuche warnen. Besonders bemerkenswerth ist das 
Ij.irtien \suW\ lies Koniizs Urtheil"* , welches der Kategorie: 
Veilef/iuu: lU'a. Vv T-:leiclisfriedens zu::ewiesen wurde. Aber alle 
•In Nrij'rlirii. wrl.-ho^ITas GeT>iet (Ter Köniijcseidbri^^^ ▼ermehr- 
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(ItT Landschaft und ein AVächter des besonderen, von ihm l>e- 
scliwoivnen Frie«lens aller Landschaften. 

I»if Durchfiihnm? l^eider Aufgraben erfolge in gänzlich 
YfM>chiedener Wtiist*. Anders, als Ix'iin gemeinen Frieden der 
Landschaft ist l)eim Künitrseidhruche die Stellung des Köni^ 
«;»*;renUlx?r Strafceld und Friedensgewährung, anders als beim 
j:«»nieinen Frieden der Landschaft ist beim Königseidbniche 
riericht. Verfahren und Vollstreckung. Die Betrachtung dieses 
Gi'genstandes venlient ein längeres Verweilen. 

1. I>er Küni^seidbruch macht den Thater friedlos, bis 
der Verletzte für den Thäter um Friede nsjxewü hnmg bittet. 
.Dann soll der König denen den Frieden gelien oder der, 
wrlcher solche königliche Gewalt hat da.ss er denen den Frieden 
geben mag: da sollen die sich wider den König mit 40 Mark 
lösi^n^ und das ist seine alleinige Sache*^ *). 

Schon die Friedlosigkeit des Königsi^idbruches zieht andere 
Folgt-n nach sich, als die Friedlosigkeit des Landrechtes, wo- 
rüber snirleich gehandelt werd(»n soll. Hier hiindelt es sich 
danmi. dass der friedlos (ielegte in den Frieden zurückgelangen 
kann. Der Königseidbruch ist keine „busslose Sache". Der 
Friedliisi» gelangt in den FritMhMi durch Gabe des Friedens 
seitens des Ktuiigs zurück. Hierfür hat er an den König die 
Sunnne von 40 Mark zu entrichten. 

Narh zwei Seiten tritt augenscheinlich bereits hier der 
KiiniL' beim Kr»niirs(Mdbi-uche stärker in den Vonlergrund, als 
beim iremeinen Friedensbniche. Ganz zweifellos geht hier von 
ihm ilie Gabe des Friedens allein aus. Vom Verletzten hängt 
es frrilich ab, ob er ftir den Thäter l>itten will, und die Wirk- 
\ samkeit der (iabe (U*s Friedens durch den König ist von dieser 
Bitte abhängig. Aber fonnal gewährt hier einzig und allein der 
K<'inig den Frieden und seine Fritnlensgabe niacht, wenn sie giltig 
erfolgt, den Thäter vr»llig gefriedet, auch g(»genül)er dem Verletzten. 

Wio der Kiuiiir hier alleiniger Friedensgeber ist, so ist er 
alh'iniLrer Kinpfänger der Siunme von vierzig Mark. Die Summe 
von vierzig Mark ist ein wahres Friedensgeld, mit welchem 

»j O. G. Ej.^öro »^i: W. G. II Add. "22; Upll. Kunimxb, 9 pr. 
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Das königsgerichtliche Verfahren strebt nach materieller 
Wahrheit. Sein Endziel ist das „sannind leta", das Erforschen 
des Wahren. Zur Erreichung dieses Endzieles bedient es sich 
eigner Beweismittel. Das formale Beweismittel des volksgericht^ 
liehen Verfahrens, die Eideshilfe, vei-schmäht es grundsätzlich. 
An deren Stelle hat es die Jury gesetzt. Es macht die im 
volksgerichtlichen Verfahren ausnahmsweise auftretende Beweis- 
jury zum ordentlichen Organe des Rechtsganges und wandelt 
sie in die Uilheilsjury um ^). 

Das königsgerichtliche Verfahren baut sich auf der Unter- 
suchungsmaxime auf. Es ist kein Verfahren mit „Laden" und 
„Klagen" seitens des „Sacheigenthtimers" , sondern ein Ver- 
fahren mit „Nachforschen" und „Untersuchen" seitens des 
Königsgerichtes. Der „Sacheigentlitimer" wird hier zu dem, 
welcher „Schaden empfing". Er „ladet nicht den Beklagten 
daheim zum Thinge", sondern er „beschwert sich über den 
Beklagten auf dem Thinge". Er „offenbart dort seine Sache" 
und überlässt es nun dem Königsgerichte, einzuschreiten. Er 
erhebt auch nicht seinen Anspruch auf dem Thinge durch förm- 
lichen Klagevorwurf, und der Beklagte gelobt nicht Vertheidigung 
mit „Holz und Bürgen", sondern das Königsgericht soll „lassen 
den fangen, über den Beschwerde geführt wird, und nachforschen 
nacli Zeugen, wenn wahre Zeugen sich dazu finden, und auch 
mit Androhung, wenn er nicht selber gestehen will, findet man 
da volle Wahrheit entweder Zeugen oder gesteht er selber, da 
soll man ihn rädern"^). Im königsgerichtlichen Verfahren betrei- 
. ben daher nicht die Parteien die Beweisverhandlung, sondern es 
\ sucht das Gericht sich den Beweis zu verschaffen. Der Beklagte 
1 ist im königsgerichtlichen Verfahren nicht Partei, sondern Inquisit 

Den Gegensatz zwischen königsgerichtlichem und volksge- 
richtlichem Verfahi-en prägt dasOstgötalag^) für den Königseid- 
bruch in den Sätzen aus: 



*) Hi(?riiber wird ausführlicher an andrer Stelle gehandelt werden. 
Vorläufig vgl. Iljäme, Om den fomsvenska Nämnden enligt Götalagame 
S. 30 ff. 46 ff.; Ödberg S. 24. 32. 

2) 0. G. Ef)söre 17 ; vgl. noch E{)söro 25. 

») Epsöre 12; vgl. W. G. II Add. l'se. 
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„Jetzt mag er nicht den Schaden, welchen er empfing, 
erweisen, nicht Klagen oder Ladung erheben gegen den, welcher 
den Schaden that, bevor die Jury entweder gefällt oder ge- 
wehrt hat, sondern er soll zum Thing fahren und dort die 
Sache oflFenbaren, und sodann soll die Sache still stehen bis 
zum Königsgerichte, geht er vorher mit einigen Beweisen vor 
gegen den, da sind die ungesetzlich. Nun fällt jetzt die Jury 
den, da mag er den nicht verklagen, weil der friedlos ist. Nun 
wehrt jetzt die Jury den vor Königseidbruch, da mag er her- 
nach klagen, worum es ist, ob Todtschlag, Verwundung oder 
Blutrunst oder Beschädigung, dann mag auch der welcher die 
That that, nachdem die Jury ihn gewehrt hat vor Königseid- 
bruch, mit Eid leugnen nach Landrecht". 

Der Königseidbruch als AngriflF auf den persönlichen Frieden 
schliesst den Thatbestand eines nach Landrecht strafbaren Frie- 
densbruches in sich. Insofern war dem Verletzten der doppelte 
Weg oflFen, im Wege des königsgerichtlichen Verfahrens die That 
als Königseidbruch, im Wege des volksgerichtlichen Verfahrens 
die That als gemeinen Friedensbruch zu verfolgen. Aus obiger 
Stelle ergiebt sich, dass der Verletzte den ersten Weg betreten 
musste, imd dass, falls das Königsgericht den Königseidbruch 
für erwiesen hielt, damit der Anspruch aus dem Friedensbruche 
nach Landrecht erloschen war, dass dagegen, falls das Königs- 
gericht den Thatbestand des Königseidbruches für nicht er- 
wiesen hielt, dem Verletzten es noch offen stand, die That aus 
dem Gesichtspunkte des gemeinen Friedensbruches zu verfolgen. 
Sehr scharf tritt aber in obiger Stelle der Gegensatz von königs- 
gerichtlichem Verfahren mit: „zum Thing fahren", „offenbaren", 
„Juryverdict" — und volksgerichtlichen Verfahren mit „klagen", 
„laden", „leugnen nach Landrecht" zu Tage. 

Da das königsgerichtliche Verfahren zum Ziele die Erforschung 
der Wahrheit hat, nimmt es auf den Ungehoi-sam des Beklagten 
keine Rücksicht. Es fällt sein Urtheil, sobald es die Wahrheit 
erforscht hat*). 

4. Der Königseidbruch macht den Thäter friedlos. Der 



') Ödberg S. 31. 
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in Folge des Königseidbruches Friedlose heisst ni cht „F ried- 
los er" T,fri|)lös". s ondern er heisst „biltugher" ^). Die Fried- 
losigkeit des^„biltii^fl6r" M sachliöll etne andere Friedlosigkeit, 
als die Friedlosigkeit des Landreehts. 

a) der ^biltugher" ist friedlos für das Reich, der „friplös" 
ist es für das Herad oder für die Landschaft^). 

b) Der „friplös" verliert sein ganzes Vennögen/Land, wie 
Jahrhabe ^), der „biltugher" verliert nur seine/ahrhabe *). 

c) Das Vermögen des „friplös" nimmt halb Erbe, halb 
König, Herad und Verletzter^); die Fahrhabe des „bil- 
tugher" theilen König, Herad und Verletzter®). 

Suchen wir den Fortschritt , welchen die Königseidgesetz- 
gebung in der Entwicklung des Königsfriedens darstellt, juris- 
tisch zu präcisiren, so besteht er darin, dass der König nunmehr 
Schützer eines von ihm angebahnten, von den Landschaften in 
den Grundzügen gemeinsam anerkannten objectiven Sonder- 
firiedens ist, dessen Aufrechterhaltung durch eigenartige Ein- 
richtungen amtsrechtlichen Ursprungs und Charakters durchge- 
setzt wird. 

§ 5. 
Die Skennlnger Verordnung. 

Der nächste Schritt zur Schaffung eines Sonderkönigsfriedens 
wurde unmittelbar nach der Verordnung von König Magnus 
Laduläs über den Königseid gethan. Einige Jahre nach jener 
Verordnung erliess König Magnus Laduläs eine Verordnung 
über den Landfrieden, Schutz von Wittwen, Waisen und 
Greisen, Bruch des Königsurtheils und andere, hier weniger 
in Betracht kommende Verhältnisse. Die Verordnung, zu 
Skenninge im Ostgötaland erlassen und von den Gesetzessprechem 

^) lieber die Deutung des Wortes siehe Schlj1;er, Ordbok voce biltugher. 
Das Wort findet sich im älteren Westgötalag nirgends, im Ostgötalag nur 
im Abschnitte über den Königseidbruch vor. Auch das gotländische Recht 
weist es nicht auf. 

«) 0. G. E|)Söre 8; W. G. II Add. ''/20 mit 0. G. Drapab. ^U; 
Rjefistab. ««/i; W. G. II Giptab. 12, Fomaemisb. 48, Addit. »/a. '*/i; Gotll. 
I «/2. "/b. 

8) Vgl. oben S. 20. *) 0. G. E|)söre 8 und die Parallelstellen. 

R) Oben S. 25. «) 0. G. E{)8öre 8 und die Parallelstellen. 
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Das ostiröthischc Hecht, welches zeitlich der Skenninger 
Verordnung am nächsten steht, zeigt den obigen Eönigsfineden 
in folgenden Einzelbestimmungen anerkannt: 

,,Jetzt erschlägt ein Mann einen Mann da als der König 
im I>ande war so dass er wusste, dass er in das Land 
kommen werde, da erhöht er seine Sache um vierzig Mark, 
das ist de« Königs Einsache"*). 

„•letzt haut ein Mann einen Anderen mit vollen Wunden 
in des Königs Frieden, das ist, wenn der König im Lande ist, 
so dass vorher Boten in das Land kamen, da erhöht sich die 
Sache dessen der hieb um vierzig Mark. Vierzig Mark Königs 
Einsache und vierzig Mark theilen sich dreifach : an König und 
Herad und Sacheigenthtimer" '^). 

„Jetzt schlägt ein Mann einem Anderen volle Wunde, 
wann der König im Lande ist, da erhöht er seine Sache um 
vierzig Mark, wie vorher gesagt ist. Wenn er leichte Blut- 
runst schlägt, wo der König im Lande ist, da bricht er 
nicht des Königs Frieden, ausser er thut das in des Königs 
Hause" ^). 

Es ergiebt sich aus den Satzungen des ostgöthischen Rechts, 
dass dasselbe mehrfach von der Skenninger Verordnung ab- 
weicht. Zunächst ist im ostgöthischen Rechte nicht jeder 
Angriff auf den Frieden eines Anderen zugleich Bruch des 
Königsfriedens, sondern nur der Todtschlag und die schwere 
Verwundung. Nicht oder wenigstens nicht in der Gestalt*) 
hat das ostgöthischo Recht femer das Verbot des WaflFentragens 
während des Königsfriedens. Endlich ist im Ostgötalag Bruch 
des Königsfriedens nicht mit der Friedlosigkeit, sondern mit 
vierzig Mark Strafgeld bedroht, welches zu der landrechtlichen 
Strafe des fragliclien Vergehens tritt. Das jüngere westgö- 
thische Rechtsbuch und das upländische und södermännische 
Gesetz haben die obigen Bestinnnungen der Skenninger Ver- 



') Drpb. 15 pr. 
«) Vapamal 11. 
*) Vapamal «Vi. 
*i Vgl. Va{)amal "/i. 
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Ordnung überhaupt nicht aufeeuommeu. Dagegen bestimmt 
Uplandslageu : 

„Jetzt ist ein SchiflF auf Seezug gegangen imd ist ausser 
Hut und Wache gekommen . . . wird da Jemand getödtet oder 
gehauen mit voller Verwundung da hat der König vierzig 
Mark für Bruch seines Friedens"*). 

Einen ähnlichen Satz hatte schon Ostgötalagen ^) enthalten. 
Mehr einschränkend aber ist Södermannalagen^). 

„Kommt ein Schiff ausser Hut und Wache . da sei das in 
vollem Seerechte .... Wird Jemand gehauen mit vollen 
Wunden oder auf den Tod geschlagen, während der König 
aussen ist oder sein voller Vertreter, da wird gebtisst dem 
Könige für seinen Friedensbruch vierzig Mark". 

Södermannalagen und Uplandslageu erkennen einen Königs- 
frieden also nur für den Seekriegszustand auf offener See an*). 
Ersteres macht ihn aber von der Anwesenheit des Königs oder 
seines Vertreters abhängig. Dagegen wissen sie von dem 
Königsfrieden der Skenninger Verordnung nichts. 

Das jüngere westmännische Rechtsbuch zeigt dagegen 
grössere Anlehnung an die Skenninger Verordnung. Es be- 
stimmt»): ' 

„Hauen sich Leute oder erschlagen sich und wissen nicht, 
dass der König im Lande ist, nicht büsst der (Thäter) dafür 
40 Mark, ausser des Königs Brief kommt an ihn oder des 
Königs Thing wird berufen, kommt der König in das Land, 
da soll es sieben Nächte vorher verkündet werden und der 
Friede soll stehen bleiben auch sieben Nächte nachher. Wird 
des Königs allgemeiner Rath zu ihm einberufen . da soll der 
Friede stehen vierzehn Nächte vorher imd vierzehn Nächte 



^) Dass „utan war{> ok vaku*^ zu lesen ist, dafür spricht einmal der 
Gegensatz zu „aen pat hemse giörs", zweitens die ParaUelstelle im Söder- 
mannalag, drittens Upll. Manh. 'Vs. 5. 

*) Epsöre 34. 

») Kxb. 11. 

*) Liegt das Schiff noch im Hafen, wenn auch zur Ausfahrt in den 
Seekrieg gerüstet, so herrscht der Königsfriede nicht Upll. Manh. ^Vs. b; 
Södenn. ■•/lo. Dagegen herrscht ein höherer Volksfriede. 

^) Manhffilgisb. ^k. 
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ita^'iüifr- U>r rächt an einem Anderen alte Fehde in diesem 
> hf-ckiL A^x jetzt i£e<SLfd ist, dessen Gut soll geplündert werden 
ujud er h^-U^r y>ll friedlos sein*'. 

Au'-h da- jüniif've W. M. hat, wie man sieht die Bestim- 
mmi^i^fu tU'T Hk^-nnin^er Verordnung nicht getreu redpirt. Die 
Vn^i^ui'i/Mi i«t in ihm eine andere, als in jener und von einem 
\>rU>t^ d^-s Waffentragens weiss auch es nichts. Seine Be- 
^\msiiuhu*'U U'ruhen auf einer Vereinbarung der Skenninger 
y^roniuuuu mit riem Ostgötalag. 

I;!*- B*f«timmungen von Helsingelagen *) über den Frieden 
4'-^ Konum^jin sinri endlich ganz eigenthümlich; sie betreffen 
uur den ji^'rsiinlichen Frieden des Konungsari. Mit der Sken- 
uUiuer \'erorrlnung haben sie nichts zu thun. 

I>licken wir auf den Rechtszustand der einzelnen Land- 
vluift/'U zurück, so gewahren wir, wie sich der in Rede stehende 
K^niijTfjfriede räumlich und sachlich ausdehnt. Zuerst nur für 
i^Ä'wihi^* Vergehen unter gewissen Verhältnissen oder gar nur 
in unmittelbarer Gegenwart des Königs geltend erweitert er sich 
mit Bezug auf den Kreis der Vergehen, greift stets Platz, wo 
nur rier König im Lande ist. Für die Erkenntniss der Natur 
dieses Königsfriedens ist dies bedeutungsvoll. Es beweist, dass 
vom sul»jectiven Königsfrieden die Entwicklung ihren Aus- 
gang nahm. Der su]>jective Königsfriede breitet sich über 
l>estimmte Orte aus. Der König ist es, dessen Friede ge- 
schützt wird, dessen Friede geschützt wird kraft Landrechts. 
An die Personen, mit Bezug auf welche der Königsfriede ver- 
letzt wird, ist für die Verletzung deshalb kein erhöhtes Mann- 
geld zu zahlen. Einzig und allein ist an den König für die 

') Kxb. 10. „So ist gesagt vom Frieden des Königsamtmannes. Wenn 
er über den Marj^baekker gekommen ist dann ist er im gesetzlichen Schutze 

der Heisinger Läuft Jemand den Königsamtmann auf dem Thinge 

an, wird eine Axt zum Hiebe ergriffen oder ein Schwert aus der Scheide 
gezogen, ein Spiess ziun Wiufe geschlungen, ein Pfeil vom Strange ge- 
schossen, 40 Mark Busse steht darauf Werden Waflfen oder Kleider da- 
durch beschädigt steht 80 Mark Busse darauf Auf Blutrunst 100 Mark. 
Auf Verstümmelung oder Todtschlag 300 Mark. Diesen Frieden hat er 
auf seinem Sitze in derselben Weise. Wenn e r einen Mann mit gezücktem 
Schwerte anläuft dann hat er seinen Frieden verlaufen («= verwirkt). 
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holten! Angriffe auf die Schützlinge die Strafe aus eigner 
Machtvollkommenheit zu erhöhen. 

Was das Königsgericht betrifft, so bestimmt die Verord- 
nung, dass Bruch des Königsurtheils und dreimaliger Unge- 
horsam gegen des Königs Ladung die Strafe von vierzig Mark 
nach sich ziehen solle. 

Auch diese Sätze der Skenninger Verordnung sind nur 
zum geringen Theile in die Landschaftsrechte übergegangen. 
Die Landschaftsrechte wissen ebensowenig von dem durch die 
Verordnung Wittwen, Waisen und Greisen gewährten erhöhten 
Königsschutze , wie sie von dem anderen Personen zu gewäh- 
renden niederen Königsschutze berichten. Die Svearechte^) 
lassen freilich Weiber und Kinder zwiefach, d. h. mit der 
Summe von achtzig Mark gebüsst werden^) -— aber der Ge- 
danke des königlichen Schutzes liegt dieser Erhöhung nicht zu 
Grunde ^). 

Die Strafe von vierzig Mark für Bruch des Königsurtheils 
hat das Ostgötalag^), und stillschweigend auch jedenfalls die 
anderen Landschaftsrechte , aufgenommen. Dass dreimalige 
Nichtbefolgung der königlichen Ladung die Vierzigmarkstrafe 
zur Folge habe, berichtet keines der Landschaftsrechte. 

Die beste Probe, inwieweit die Skenninger Verordnung 
Gesetz wurde, liefert auch hier dasUrkundenmaterial desDiploma- 
tarium Suecanum. Dieses enthält eine Anzahl königlicher Schutz- 
urkunden aus dem Vierteljahrhundert nach Erlass der Skenninger 
Verordnung. Keine dieser Schutzurkunden enthält die An- 
drohung eines Strafgeldes. Sämmtlich beschränken sie sich 
auf die Androhung der königlichen Ungnade. Dagegen ent- 
halten von den Königsurtheilen aus derselben Zeit einige die 
Androhung einer unbestinmiten pena pecuniaria, viele unmittel- 
bar die Androhung des Strafgeldes von vierzig Mark*^). 



') Nicht die Götarechte W. G. I Vapa^s. 2 ; 0. G. Drpb. 9. 
2) Upll. Manh. " /e ; Söderm. Manh. ' «/s ; Westm. I Manb. «/i, U Manh. »•/«. 
^) Dies ergiebt sich daraus, dass des Königs Antheil am Strafgelde 
kein höherer ist, als sonst Upll. Manb. '''e. r; W. M. I Manbb. •/*. 
*) Va^ainal 31 pr. 
^) 1>. S. 1574-1576. 2106. 2466. 3627. 3873. 3885. 3887. 3889. 3896. 
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Die Skenninger Verordnung ist, wie man sieht, keineswegs 
in allen Punkten ihrer auf den Königsfrieden bezüglichen Be- 
stimmungen in den einzelnen Landschaftsrechten zum Durch- 
bruche gelangt. Einheitlich scheint nur die Umkleidung des 
Königsurtheils mit dem Schutze der Vierzigmarkstrafe anerkannt 
worden zu sein. Im Uebrigen finden ihi-e grundsätzlichen Be- 
stimmungen nur Widerklänge in zei-streuten Sätzen der einzel- 
nen Landschaftsrechte, von welchen keines einen einheitlichen 
Königsfrieden ausgebildet hat. Ist somit die Skenninger Ver- 
ordnung nur ein Versuch zur einheitlichen Ausbildung eines 
Königsfriedens geblieben, so war ihre Betrachtung geboten, 
weil sie den Ausgangspunkt für die einzelnen Sätze der Land- 
schaftsrechte, welche auf den Sonderkönigsfrieden sich beziehen, 
bildet. Zudem wird sich ergeben, dass sie mittelbar einen 
grossen Einfluss auf die Entwicklung der Stellung des Königs 
in den Landschaftsrechten ausübte. 

§6. 
Die Ausbreitung des VIerzIgmarkstrafgeldes. 

In zwiefacher Beziehung äussern die Königseidgesetzgebung 
und die Skenninger Verordnung eine tiefgehende, mittelbare 
Wirkung auf die einzelnen Landschaftsrechte. Auf der einen 
Seite geben sie den Anstoss zu einer theilweisen Aenderung 
des Zahlensystems von Strafgeldern, auf der anderen Seite 
bilden sie den Ausgangspunkt einer Umgestaltung der Gerichts- 
verfassung und des Rechtsganges. 

Es ist bereits oben bemerkt worden, dass das Vierzig- 
markstrafgeld kein volksrechtliches Strafgeld ist. Das volks- 
rechtliche Zahlensystem von Strafgeldern ist das altgennanische 
Duodecimalsystem. Mittelpunkt des volksrechtlichen Zahlen- 
systems von Strafgeldern war in älterer Zeit die Zwölfunzen- 
busse, in späterer Zeit die Dreimarkbusse. Ueberall, wo im 
Norden sich die Königsgewalt nicht zur Geltung^ gebracht hat, 
finden" wir dly Druimarkbüsse" als' Grundlmsse des Strafgelder- 



3918. 8915. 8980. 4101. 4131. 415a. 4159. 4167. 4169. 4173. 4178. 4186. 

4187. 4266. 4270. 4094. 

4* 
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Systems. Auf Island tritt die Dreimarkbusse als grundsätzlich 
einziges Strafgeld unter dem Namen der ütlegd auf. Auf Gotland 
bildet sie die Grundzahl des Strafgeldersystems so sehr, dass 
das Wergeid des Gotländers auf sie zurückgeführt wird^). Die 
Dreimarkbusse wird verdoppelt, verdreifacht, vervierfacht Sie 
wird in Hälften, Drittel und Viertel zerlegt Die verdreifachte 
Dreimarkbusse sondert sich im älteren W. G. als selbständiges 
Strafgeld ab, welches seinerseits wiederum verdoppelt, verdrei- 
facht, vervierfacht wird. Immer aber ist es die Dreizahl, welche 
die Einheit, an der die Steigerung des Strafgeldes geschehen, 
darstellt. Wie das Strafgeld in der Dreizahl seine Einheit 
findet, so zerfällt in den schwedischen Rechten des Festlandes 
jedes Strafgeld grundsätzlich in drei Theile, von welchen den 
einen der König, den zweiten die Rechtsgenossen, den dritten 
der Verletzte erhält. 

Die ältere Aufzeichnung des W. G., welche vor der 
Königseidgesetzgebung entstanden ist, hält an den eben erör- 
terten Strafgelderzahlen giiindsätzlich fest. Sie kennt die 
Sti-afgelderzahlen : 3, 2x3, 4x3, 2X9 (=3X3) 3x9, 4X9, 
andererseits ^2X3, ^4X3. Ganz selbständig macht sie die 
Zahl 3X3, indem sie sie halbirt. 

In dieses Zahlensystem passen die drei Fälle des Vierzig- 
markstrafgeldes, welche das ältere W. G. bereits kennt, wenig 
hinein. Der eine Fall betrifft den Umgang des Herad mit 
einem Aechter, die beiden anderen betreffen die widerrecht- 
liche Freilassung oder Befreiung eines gefangenen Diebes^). 
In allen drei Fällen liegt ein widerrechtliches Eingreifen in 



') I 15. Drei Mark Gold gleich vienindzwanzig Mark Silber, zu 
welchen zwölf Mark Silber als banda vereldi traten. Vergl. Wilda Straf- 
recht S. 328. Im Stadtrechte von W'isby cap. 9 ist an deren SteUe das 
Yierzigmarkstrafgeld getreten. Aus den Urkunden entnehmen wir, dass 
dies bereits friiher geschah. D. S. 48 (1168X 1712 (1269). Hansisches 
Urkundenbuch I 50 (1199) SS (1211) 282 §§ 1, 11 (1229) 398 (1260) 663 (1268). 
Die Vergleichung dieser Urkunden lehrt, wie auch hier das Vierxigmark- 
Strafgeld sein Geltungsgebiet erweiterte. Dass im Stadtrechte das Yierzig- 
markstrafgeld so früh auftritt, beruht muthmasslich auf dänischem Einflüsse. 

^) Mdrp. 's; I>vb. '^ i. Die jüngere Redaction hat in I>b. 30 dagegen 
2X9 Mark. 
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„Jetzt will ein Mann eine Vierzigmarksache als verglichen 
und gebüsst erweisen . er soll es erweisen mit drei Vierzehn- 
männereiden. Will ein Mann eine Sechsmarksache als ver- 
glichen und gebüsst erweisen . er soll es erweisen mit zwei 
Vierzehnmännereiden. Will er eine geringere Sache als eine 
Sechsmarksache als verglichen und gebüsst erweisen . er soll 
es erweisen mit Vierzehnmännereid^)." 

Geradezu sehen wir hier die Klimax 3 : 6 : 40 und dem- 
nach die Klimax: einfacher, doppelter, dreifacher, Zwölf- bez. 
Vierzehnmännereid aufgestellt. 

Dass das Vierzigmarkstrafgeld indessen nicht von jeher 
höchstes Strafgeld des Ostgötalag war, geht aus mehrfachen 
Stellen desselben hervor. 

Es finden sich im Ostgötalag zwei Strafgelder, welche 
zwischen dem Sechsmark- und Vierzigmarkstrafgeld stehen, das 
Neunmark- und das Zwölfinarkstrafgeld. Das erstere, haupt- 
sä chlich im Kirche nrechte ^) auftretend, erscheint an drei Stellen 
als landrechtliches Strafgeld, an zweien als „Unehrenbusse" 
des Jarls, Herzogs oder Bischofis^), an der dritten als Straf- 
geld für Ungehorsam im Grundstücksprocesse*). Dieses Straf- 
geld dürfte von dem Vierzigmarkstrafgelde nicht in seinem 
Geltungsgebiete beschränkt worden sein. 

Anders steht es mit dem Zwölfmarkstrafgelde. Das Zwölf- 
markstrafgeld erscheint in doppelter Verwendung: als „Unehren- 
busse" des Königs und als Strafgeld für Ungehorsam gegen 
das Landschaftsthing. Als „Unehrenbusse" des Königs ist indessen 
das Zwölfmarkstrafgeld im Ostgötalag durch das Vierzigmark- 
strafgeld verdrängt worden. 

„Jetzt wird erschlagen des Königs Dienstmann : er wird so 
geschätzt, wie vorher bestimmt war für den freien Mann . und 
darüber Königs Unehrenbusse . das waren erst zwölf Mark und 
hernach gab es so Birghir Jarl in die Gesetze, dass das sollen 
sein vierzig Mark")." 

Was für die Unehrenbusse gilt, gilt für das Bussgeld, 



') Bygdab. 40. 

2) Krb. «/i. 25. 29 pr. 30 pr. ^) Drpb. 14; Vapamal »«/i«. 

*) Egbns. 4 pr. ^) Drpb. "/o. Vgl. oben S. 32. 
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der Gesetzessprecher Urtheilerfiinctionen erhalten hat. Ueber 
diesen bestimmt Val)amal 31: 

„Jetzt bricht ein Mann des Königs Urtheil . das ist Vier- 
zigmarksache. Jetzt bricht ein Mann des Gesetzsprechers Ur- 
theil . das ist Zwölfmarksache. Jetzt bricht ein Mann des 
Heradshäuptlings Urtheil . büsse sechs Mark. Jetzt bricht ein 
Mann des Viertelshäuptlings Urtheil . büsse drei Mark." 

Es ist hierbei im Auge zu behalten, dass König und Ge- 
setzsprecher im Ostgötalag als Urtheiler neben einander stehen. 
Nirgends wird der Zug vom Gesetzsprecher ziun Könige ge- 
währt, stets soll er genommen werden zum Könige oder Gesetz- 
sprecher. Ist des Königs Urtheil aber kein höheres Urtheil 
gegenüber dem Urtheile des Gesetzsprechers, so war des Königs 
Urtheil ursprünglich mit keinem höheren Schutze umkleidet, als 
des Gesetzsprechers Urtheil. Zudem ist anzimehmen, dass, wenn 
die in der ostgöthischen Landschaft erlassene Skenninger Ver- 
ordnung das Vierzigmarkstrafgeld auf Bruch des Königsurtheils 
androhte, vordem das Königsurtheil eines geringeren Schutzes 
theilhaftig war. Dies zusammengehalten ergiebt, dass Bruch des 
Königsurtheils erst seit der Königseidgesetzgebung mit dem 
Vierzigmarkstrafgelde bedroht war. 

Von hier aus lässt sich bereits mit ziemlicher Sicherheit 
der Satz aufstellen, dass überhaupt das Vierzigmarkstrafgeld 
im Ostgötalag erst seit der Königseidgesetzgebimg weitere Ver- 
breitung: gefunden hat und in den meisten Fällen an die Stelle 
des Zwölfmarkstrafgeldes getreten ist. 

Die Vierzigmarksachen zerfallen im 0. G. in solche, welche 
„Dreitheilssachen" sind, d. h. an welchen König, Herad und 
Verletzter zu gleichen Theilen theilnehmen, und in solche, 
welche „Einsachen" d. h. alleinige Strafgelder des Königs sind ^). 

Die sämmtlichen Vierzigmark-Ei nsachen des Königs im 
Ostgötalag enstammen zweifellos erst aus der Zeit der Königs- 
eidgesetzgebung. Vierzigmaik-Einsachen sind im Ostgötalag: 
Königseidl)ruch -), Verletzung des königlichen Verwalters und 



^) Ausnahmsweise Zweitheilsachen in Kb. 23. 
«) E{)Söre 'Ol. 
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sich als eine mildere darstellt. Hier tritt das Vierzigmarkstraf- 
geld in Concurrenz mit der Friedlosigkeit*). Eine dritte Gruppe 
von Fällen des Vierzigmarkstrafgeldes hat sich offenbar im An- 
schlüsse an die Eönigseidbrüche ausgebildet, so z. B. das gis- 
lingabrut ^), die Bestimmung von Vapamal 29 im Anschlüsse an 
das Stocklegen in Eps. 6, die unrechtmässige Verlobung und 
Trauung in Giptab. 6. 9. im Anschlüsse an den Frauenraub in 
Epsöre 3, die Bestimmung von Krb. 23 im Anschlüsse an den 
Kirchenfrieden in Eps. ^/2. 

Eine \ierte Gruppe von Fällen des Vierzigmarkstrafgeldes 
betrifft öffentlichrechtliche Vergehen von Beamten*). Auch sie 
kann nicht alten Ursprungs sein. 

Ueberall wird sich nicht entscheiden lassen, ob das Vierzig- 
markstrafgeld des 0. G. erst der Zeit nach der Königseid- 
gesetzgebung entstammt. Für die grosse Mehrzahl der Fälle 
werden wir es aber mit Sicherheit anzunehmen haben. 

In der jüngeren Aufzeichnung des Westgötalag tritt das 
Vierzigmarkstrafgeld, ausser in zwei Fällen, in welchen es be- 
reits die ältere Aufzeichnung kennt, nur noch bei Fangen und 



^) Am besten lässt sich dies beim Todtschlag verfolgen. Im älteren 
Westgötalag steht auf Todtschlag Friedlosigkeit Wollen die Blutkläger 
Busse nehmen, so ist 27 Mark Strafgeld an König, Herad und Erbe zu ent- 
richten, ausserdem 12 Mark Geschlechtsbusse. Im Ostgötalag steht auf 
Todtschlag ebenfalls Friedlosigkeit. Aber sie steht nur auf Todtschlag 
begangen an einem Inländer, also nicht auf Todtschlag an einem Ausländer, 
nur auf Todtschlag begangen von einem mündigen Manne, nicht auf Todt- 
schlag begangen von einer Frau oder einem Unmündigen, nur auf Todt- 
schlag begangen an einem in der Sippe Stehenden. In den Ausnahmeföllen 
tritt an die Stelle der Friedlosigkeit das Yierzigmarkstrafgeld. Das Yierzig- 
markstrafgeld liegt femer der Bussbemessimg zu Grunde, wenn der Blut- 
kläger Busse nehmen wiU. Das 0. G. hat die Scheidung zwischen Erben- 
imd Geschlechtsbusse zwar noch behalten, aber den Betrag der Greschlechts- 
busse nach dem Yieizigmarkstrafgelde bemessen. Im Uplandslag ist die 
Scheidung zwischen &ben- und Geschlechtsbusse ganz fortgefaUen. Das 
Strafgeld für Todtschlag ist ein einheitliches von 40 Mark, an welchem 
König, Hundertschaft und Verletzter theilnehmen. Vgl. hierzu Wilda, Straf- 
recht S. 400. 401. 379. 

*) Drapab. 'i. 

>) Krb. 27; E{)söre 28; Drapab. «s. 
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vierzig Mark gesteigert, wo sie im Ostgötalag noch zwölf Mark 
betrug ^). 

Sehr bemerkensweith ist endlich, dass in späteren Svea- 
rechten nur Todtschlag an des Königs Dienstmann eine „Un- 
ehrenbusse" nach sich zieht, während die „Unehrenbusse" des 
Herzogs, Bischöfe und Herrn abgeschafft ist^). Die Entwick- 
limg der Einsachen des Königs in den Svearechten wirft auch 
ihrerseits ein Licht auf den Ausgangspunkt für die Ausbreitung 
des Vierzigmarkstrafgeldes. 

Ganz eigenthümlich ist der Rechtszustand des Helsingelag. 
Das jüngste unter den schwedischen Landschaftsrechten hat es 
an mehr Stellen älteres Recht bewahrt, als die meisten 
Landschaftsrechte, so im ^ Erbrechte, Eherechte, Rechtsgange. 
Unter den Svearechten ist es das einzige, welches noch eine 
Betheiligung der Familie an der Todtschlagsbusse kennt. Es 
heisst in Mhb. 38: 

„Erschlägt ein Mann einen Andei-en und bekennt gesetzlich 
den Todtschlag, habe der Sacheigenthümer Gewalt ob er Rache 
nehmen will oder Busse nehmen. Will er Busse annehmen, 
da soll er haben 7 gewogene Mark . . . der König habe als 
Manngeld 4 Mark . der beim Todtschlag Haltende und zum 
Todtschlag Rathende, jeder von denen zahle 15 Mark oder 
leugne mit vierzehn Männer Eide. Vater oder Mutter nehme 
nach ihrem Sohne 16 Unzen . der Bruder 8 Unzen . die Haus- 
frau 12 Unzen. Wer der erste in der Sippe ist . nehme vier 
Unzen . Geschwisterkinder 2 Unzen . der dritte Grad eine Unze . 
der vierte Grad eine halbe Unze. Busse auch jeder, wie er 
nimmt bis zum 4. Grade." 

Die Stelle enthält augenscheinlich älteres und jüngeres Recht. 
Jüngeren Rechtes ist der Satz über den Gehilfen und Anstifter 
zum Todtschlage. Denn \\iewohl die einzelnen schwedischen 
Rechte in den Bussbestimmungen über Beihilfe und Anstiftimg 
zum Todtschlage im Einzelnen auseinandergehen, so wird doch 
in allen die Beihilfe und Anstiftung mit einem bedeutend 



1) Södmlg. Bygnb. ^Vs. 

2) W. M. II Manh. 17. 
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geringeren Strafgelde belegt, als der Todtschlag selbst^). In 
obiger Stelle aber kommt es dem Strafgelde für Todtschlag — 
selbst Erbenbusse, Königsmanngeld und Geschlecbtsbusse zu- 
sammengerechnet — ungefähr gleich 2). Zweifellos liegt dem 
Satze demnach ein höheres Strafgeld für den Todtschlag zu 
Grunde, als welches wir das Vierzigmarkstrafgeld ansehen 
können. Betrachten wir aber das Strafgeld für den Todtschlag 
in obiger Stelle, so ei^ebt sich, dass Erbenbusse und Geschlechts- 
busse zusammen etwa die Summe von zwölf Mark ausmachen, 
zu welchen des Königs Manngeld in Höhe von vier Mark — 
trat. Das Duodecimalsystem dürfte somit auch im Helsingelag 
ursprünglich Grundzahl des Strafgeldes für den Todtschlag ge- 
wesen sein. 

Obige Stelle des Helsingelag ergiebt aber, mit den Stellen 
des Helsingelag über die fahrlässige Tödtung verglichen, eine 
weitere, überaus wichtige Thatsache. Nach ihr ist die Erben- 
busse an Betrag der Vapabot, der Busse für fahrlässigen Todt- 
schlag, gleich^). Die Busse für fahrlässigen Todtschlag beträgt 
aber nicht bloss im Helsingelag, sondern in den sämmtlichen 
Svearechten die Summe von sieben Mark*). Diese Summe 
fügt sich in das Zahlensystem der Svearechte, mit Ausnahme 
des Helsingelag, nicht ein. Man könnte etwa daran denken, 
sie als halben Theil des auf den Erben des Getödteten fallen- 
den Drittels von 40 Mark aufzufassen. Indessen stinmit der 
Betrag nicht genau, da sie dann acht Ortugar weniger betragen 
müsste gleich der Vapabot des 0. G.^). Zudem spricht da- 
g^en, dass im älteren W. G. gleichmässig mit dem Helsinge- 
lag die Vapabot einfach an Betrag der Erbenbusse gleich- 



») Vgl. W. G. I Mandr. V2. s ; 0. G. Drapab. ^11 ; Upll. Manb. ^U ; 
Söderm. Manb. 24 pr. (3 : 9 : 40); W. M. II Manbb. »/r. 

■) Erbenbusse 7 Mark. Königs Manngeld 4 Mark. Gescblecbtsbusse 
16 + 12 + 8+4 + 2 + 1 + J Unze « 43^ Unze, das ist etwas über 
5 Mark. Zusammen also etwa 16 Mark. 

») Manhb. 8. 

*) Upll. Manhb. Vi ; Söderm. Manhb. 19 pr. ; W. M. I Manb. 22, 
II Manh. 7 pr. 

») Vapamal Vi. 
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gerichtes und der Heradsjury : alle Königseidbrüche, alle Zwei- 
schwüre, d. h. die Fälle, in welchen sich die Parteien mit 
gleich starken Beweismitteln gegenüberstehen, alle ungesetz- 
lichen Eide, Messerstich, Königsurtheilsbruch, alle Grundstreitig- 
keiten, alle Hochvergehen, d. h. Vergehen mit Strafe auf Leib 
und Leben, alle Vierzigmarksachen, Raub, ungesetzliche Ver- 
dictsabgabe, den Fall des Mordgeldes, endlich wenn drei Per- 
sonen zugleich gegen denselben Beklagten die Diebstahlsklage 
erhel)en. 

Die Aufzählung darf nicht so verstanden werden, als ob 
alle aufgezählten Rechtssachen der alleinigen Zuständigkeit des 
Königsgerichtes unterlagen. Ausschliesslich zuständig ist 
das Königsgericht nur für Königseidbruch *), Zweischwur ") und 
auch wohl ungesetzliclie Verdictsabgabe*). Für die anderen 
Fälle* ist es nur gewillkürtes Forum. Es hängt von der Wahl 
df« Klägers ab, das Königsgericht oder das Volksgericht an- 
zugehen. 

Für den ungesetzlichen Eid ergiebt dies Rsefstab. "i: 
„Jetzt sagt Jemand, der Eid sei ungesetzlich . ladet und 
klagt hernach . da ist das Beweisrecht auf Seite dessen der 
vor die Klage gesteint ist . mit Güteeid von \ierzehn Männern, 
w^fun d(T (Eid) weniger war als ein Vierundzwanziger-Eid . war 
<rr eiij Vierundzwanziger-Eid . da soll er guten mit zwei Eiden 
von vierzehn Männern . man soll guten Eid mit Eid und nicht 
zwei mit einem. Es mag auch nicht der in Güteeiden stehen. 

iUfr in den früheren Eiden stand Jetztladetman 

ui^'Jjt hernach . sondern trägt die ungesetzlichen 
Kide zum Königsgerichte . da soll die Heradsnsemd 
b<;kunden. was daran wahr ist und er (derBeklagte) 
komme nicht weiter zum Beweise." 

l)i*u gleichen Satz bringt Eghnasal 15 pr.: 
^Jt'i/A sagt Jemand . Grundstücksvertheidigung sei unge- 
w4/li<')i vor sich gegangen . lade er drei Thinge und 

», Kj/v^n: 2^4 : Drapall. '/2; Va^amal »/s. 26; Bygdab. »/i. •,!. 
^y hi^'h fijuit>> in anderem Zusammenhange dargethan 
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Jetzt werden sie der Sache verdächtig . da war das so zuerst 
in den Gesetzen . dass die sich mit Eisen und Gottesurtheil 
wehren sollten . und seit Birghir Jarl das Eisentragen ab- 
schaflfte . da ist das so: wollen die welche darüber 
sich beschweren . auf das Königsgericht warten . 
da soll man den fangen lassen . über den Beschwerde erhoben 
wird . und nach Zeugen suchen . wenn wahres Zeugniss sich 
dazu findet und auch mit Drohung wenn er nicht selbst ge- 
stehen will . findet man volle Wahrheit . entweder Zeugen 
oder gesteht er selber . da soll man ihn rädern und sie steini- 
gen lassen. Wenn der welcher sich darüber be- 

• 

Schwert nicht auf das Königsgericht warten will, 
sondern ladet und klagt darnach . da soll er leugnen 
mit Sechsunddreissigereid." 

E{)söre 25: 

^Jetzt mordet ein Mann einen Mann oder eine Frau einen 
Mann oder eine Frau eine Frau . trägt sie in Versteck und 
legt sie heimlich . da soll man ihn rädern und sie steinigen 
lasst»n . wenn sie dabei ei^ffen werden oder offenbares Zeug- 
niss sich dann findet . wollen die vor des Königs Ge- 
richt sich beschweren . da soll man ihn oder sie fangen 
lassen und nachforschen nach wahren Zeugen und drohen oder 
locken. Wemi die stobst gestehen oder oflfenbare Zeugen dazu 
sind . da soll man ihn rädern und sie steinigen lassen. Will 
der welcher darüber sich beschwert nicht auf das 
Königsgerioht warten . da gehe der . über den beschwert 
wird . StHrhsunddreissiger-Eid für sich.*" 

In einem Falle tritt das Königsgericht auch wider Willen 
des Klägers ein. 

E|)söre 23: 

..Nur weim eine Mutter ihr Kind todt li^ . da ist sie 
werth ihr ErW zu verlieren. Jetzt beschweren sich die väter- 
lichen Verwandten ül^er sie . dass sie mit ihrem Willen ihr 
Kind todt liVir . da sollen sie ihre Verwandten vertheidigen mit 
Stvhsunddr^issiger-Eid . dass sie es nicht todt lag mit ihrem 
Willen . und hat sie so jÄ^rimre Verwandte . dass sie nicht 
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geboten, und nicht hat er selbst zu wehren sich . weder der 
welcher klagte noch der welcher verklagt war . gehen die mit 
Eiden dagegen . das ist ungesetzlich . Jetzt streiten die darum . es 
sagt der Eine . die Gesetzesklage wäre ausgeklagt und der 
Andere sagt: nein . da wisse die Viertelsnsemd . was daran 
wahr ist. Ist sie ausgeklagt . da haben sie den Einen von 
ihnen zu fällen . ist sie nicht ausgeklagt . da haben sie die 
Klage nicht an sich zu nehmen.** 

Damit ist zu vergleichen Rae&tab. ^"/i: 

„Wenn der nicht will Recht thun (= erfüllen oder sich ein- 
lassen) auf dem ersten Thinge' oder der ersten Fünft . Öa soll 
er zum zweiten Thinge laden und die zweite Fünft absitzen, 
thut der ihm da wieder nicht Recht . da ist der schuldig sechs 
Mark . sodann soll er zimi dritten Thinge laden und die dritte 
Fünft absitzen . will der da Recht thun . oder bietet er Eid 
für sich . da mag man ihn nicht von der Klage gefallen 
heissen .... Jetzt kommt die Viertelsnsemd bevor 
er (Kläger) zum Liongathing ladet . da merke sie dass 
sie den nicht fälle . der vor der Klage sass . wenn er Recht 
auf der dritten Fünft that. Will der nicht Recht annehmen, 
der lud . da mag sie ihn fällen wegen falsch geklagt Will 
der nicht Recht thun . der geladen war . da mag sie ihn fällen 
w^en falsch angeboten.^ 

Die Yif rtP^''"'^"'"^ ''^ti ri je >^iis Mitgliedern des Viertels be- 
stehQödßJiux-dfis Königsgerichtes. Sie ist für Dreimarksachen, 
wie sich aus obigen Stellen ergiebt, zuständig in Concurrenz 
mit dem Liongathing, das Königsgericht concurrirt für Drei- 
marksachen mit dem üerichte des Gesetzsprechers. Das Königs- 
gericht setzt voraus, dass drei Thinge und drei Fünften abge- 
sefisen sind. Es fällt wegen „falsch geklagt** oder „falsch an- 
gelKiten**. Unter die erste Kategorie fällt aber auch Verwei- 
gerung der Annahme der Erfüllung, unter die zweite Ungehor- 
Kain des Beklagten. Das Königsgericht wird für Dreimark- 
saehen zuständig nicht bloss auf Anrufen des Klägers, sondern 
amh auf Anrufen des Beklagten. 

Dif^ sind die Fälle, in welchen das Königsgericht im Ost- 
gOtala^r zustiindig ist. In dem bei Weitem grösseren Theile 



1 
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als Urtheiler. So heisst es in Kristnub. 19 pr., dass die Thing- 
männer dem Beklagten die Fünft zur Eidesabiegung anberaumen. 
In Bygdab. ®/8 nimmt, wer eine Mühle erbauen will, der Thing- 
männer Urtheil, sie zu erbauen. In Bygdab. 33, wer einen 
eignen Baum auf fremdem Boden fällen will? der Thingmänner 
Urtheil, ihn zu fällen. An anderen und zahlreicheren Stellen 
ist aber vom Einzelurtheiler die Rede, welcher die Fünft an- 
beraumt^), das Urtheil fällt 2). 

Dass der Einzelurtheiler der Herads- oder Viertelshäupt- 
ling war, ergiebt sich aus Vapamal äl pr. . Jißr_ Heradshäupt- 
ling war Einzelurtheiler im Königsgerichte, sofern nicht der 
König den Urtheilerstuhl einnahm. Das Königsgericht wurde 
im 0. G. auf dem Heradsthinge abgehalten. Es ist wahrschein- 
lich, dass vom Königsgerichte aus die Verdr^guag^der Ur- 
theil erversamm lung durch den Einzelurtheiler im 0. G. ihren 
Ausgang nahm. 

Im jüngeren W. G. zeigt sich ein ähnlicher Kampf zwi- 
schen Thingversammlung und Einzelurtheiler. „Nicht mag man 
den Dieb hängen oder stäupen ausser er ist auf dem Thinge 
mit Genehmigung des Heradshäuptlings abgeurtheilt" heisst es 
im Diebstahlsabschnitte 17, und an einer anderen Stelle des 
Diebstahlsabschnittes (58) urtheilt der „welcher das Urtheil 
führt" den Vieh- und Getreidedieb „ungegolten vor Erben und 
Verfolgenden . so vor Volksgenossen wie vor König" . Letztere 
Stelle ist offenbar späteren Ursprungs. Im Uebrigen hält das 
jüngere W. G. noch an der Thingversammlung als urtheilendem 
Organe fest, soweit es sich nicht um Königseidbruch handelt 

Die Svearechte zeigen die ThingversammUmg^ völlig durch 
den Einzelurtheiler verdrängt Der Einzelurtheiler wird durch 
zwölf, vom königlichen Lehnsmanne ernannte Hundertschafts- 
männer gewählt und vom Könige eingesetzt®). Der Einzel- 
urtheiler ist also königlicher^ Beamter. Er leitet sein Ur- 
theilerrecht vom Könige ab. Was der Heradshäuptling der 



1) Krb. 8/i; Es. 8. 14 pr.; R. s>/i. 22/,. 

2) Bygdab. 21 pr. 

') Upll. t>ingm. 1; Söderm. |>ingm. 1; Westm. II |)iiigmb. 1. 
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zu ihm getragen wird . oder er büsse wie vorher gesagt ist 
für seinen Trotz." 

Damach kann auch Ladung zum Königsgerichte ergehen. 
Die Ladung wird jedoch durch Ansprache des auf dem Thinge 
anwesenden Beklagten ersetzt. Es ist klar, dass das Königs- 
gericht an dieser Stelle nicht gleichartig ist dem Königsgerichte 
in Kap. 7 des Thingabschnittes. 

Während in den Götarechten das Königsgericht auf einen 
bestimmten Kreis von Rechtssachen beschränkt ist, ist es in 
den Svearechten allgemeines Gericht. Es ist für jede Art von 
Rechtssachen zuständig, und es tritt, wenn es functionirt, an 
die Stelle des Volksgerichtes. Je nach der Beschaffenheit der 
Rechtssachen tritt es von Amtswegen ein, oder setzt es Ladung 
voraus. ' " 

In den Svearechten ist der König der Urquell alles Rich- 
tens geworden.^ Ton ihm geht all^^ Gerichts- und Urtheils- 
gewalt aus. Der Einzelurtheifer des Hundertschäftsthinges wird 
voir,,ihmTingesetzt und urtheilt in seinem Namen. Wenn der 
Einzelurtüeiiw sein Uilliellwieilil"VonrEönige ableitete, so lag 
es nicht weit, das Recht zu geben, an Stelle des Einzelurthei- 
lers selbst zu urtheilen. 

Es lässt sich aus den Quellen nicht entnehmen, wann 
dieses allgemeine Urtheilerrecht des Königs zur Entstehung ge- 
langt ist. Die erste, deutliche Spur desselben scheint eine 
Urkunde vom 16. Juni 1306^) zu zeigen. Hier bestätigt der 
König das Kloster Fogdö'TiiT'Besitze eines Grundstücks und 
zieht etwaige Pi'ocesse über das Grundstück unter seine aus- 
schliessliche ^Zuständigkeit. ]!»Jichts m den yVfiafechten weist 
darauf hin, dass Giiindstreitigkeiten aller oder gewisser Art 
der ausschliesslichen Zuständigkeit des Königsgerichtes unter- 
lagen. Auch im ostgöthischen Rechte unterlagen sie, wie wir 
sahen, nur der gewillkürten Zuständigkeit des Königsgerichtes. 
Darum liefert die Urkunde einen sicheren Beweis für das all- 
gemeine Recht des Königs, nach seinem Belieben Rechtssachen 



') D. S. 1505. 
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königlichen Berufe auf dem Gebiete der Rechtspflege, wie sie 
in den jüngeren Landschaftsrechten hervortritt, gewährte einem 
königlichen Verordnungsrechte Spielraum*). 

Bemerkenswerth ist aber, dass ein technischer Name ftlr 
die beiden Strafgelder, gleich dem fränkischen bannus und nor- 
wegischen br^fabrot, in Schweden sich nicht vorfindet. So weit 
hatte sich die königliche Machtstellung nicht verdichtet, dass 
das Strafgeld, mit welchem sie ihre Befehle, Verbote imd 
Satzungen durchzusetzen suchte, eine eigne, den Gegensatz von 
Königsrecht und Volksrecht zum Ausdruck bringende Be- 
zeichnung erhielt. 

§9. 

Der KQnlgsfrlede Im gemeinen Landrechte Ton EOnig 

Magnus. 

Königsfriede, Königsgericht und Königsrecht stellen sich 
im gemeinen Landrechte im Wesentlichen in derjenigen Ge- 
staltung dar, in welcher wir sie am Ausgangspunkte der land- 
schaftsrechtlichen Entwicklung antrafen. Am schärfsten ausge- 
prägt zeigt sich die Bedeutung des Königthums auf dem Ge- 
biete der Rechtspflege. Der Königsfriede auch ist anerkannt, 
ja hat Erweiterungen erfahren. Auf dem Gebiete der Gesetz- 
gebung dagegen wird grundsätzlich an dem Mitwirkungsrechte 
des Volkes festgehalten. 

„Der König soll den Kirchen, Geistlichen und Klöstern 
den Ritteni und Dienstleuten und all' deren Gut und Ge- 
sinde alle alte Freiheit unbeschadet der Krone Recht halten 
und alle alten Gesetze Schwedens, welche die Allgemein- 
heit mit gutem Willen und Zustimmung ange- 
nommen hat, und welche von den früheren Königen 
und ihrer königlichen Gewalt bestätigt sind, halten, stärken 
und vertheidigen, so dass kein Unrecht über das rechte Ge- 
setz gehe, insonderheit, dass kein ausländisches Recht in 
das Reich gebracht werde der Allgemeinheit als Gesetz und 



M Vgl. D. S. Nr. 3083. 3815. 3900. 4152. 4207. 
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Aber es treten auch Fälle auf, in welchen es auf dem Land- 
schaftsthinge und andere, in welchen es im Kirchspiele abge- 
halten wurde*). Seit dieser Zeit wird es dagegen regelmässig 
auf dem Landschaftsthinge abgehalten^). 

Auf dem königlichen Raettarapfng sind nicht die Bauern 
der ganzen Landschaft, sondern nur die Bauern desjenigen Be- 
zirks, für welchen das Raettarapfng abgehalten wird, in ihrer 
Oesammtheit zu erscheinen verpflichtet®). Aus diesen Bauern 
ernennt der Vorsitzende mit Zustimmung der Parteien die 
Nuumd, welche in den vor das Ifeettarapfng gelangenden Sachen 
ihr Verdict abgeben soll. Diese Na3md ist eine ständige Niemd, 
eine Na;md, welche für die Gesammtheit der im jeweiligen 
Itettarapfng zu verhandelnden Sachen ihr Verdict abgiebt*). 
Diejenigen, welche auf dem königlichen Raettarapfng Klage er- 
h(»ben wollen, haben ihre Gegner zu dem ersten Thinge, oder, 
wenn in dem fraglichen Bezirke kein Thing abgehalten wird, 
zu der ersten Kirchspielversammlung, auf welchen das Raettara- 
filng abgehalten werden soll, zu laden, falls sie in dem RdBtt- 
araprng berücksichtigt werden sollen. Laden sie nicht, so ist 
(U*r (icjgner zur Einlassung nicht verpflichtet. Erscheint der 
(i(*priier auf ordnungsmässige Ladung im Rdßttarapfng nicht, so 
wird, falls die» Sache spruchreif erscheint, das Urtheil sofort 
titfAlli"). 

I )aH Verfahren des Raettaraplng strebt nach materieller Wahr- 

') Vgl. hierzu Ödberg II S. 63 f. Das Letztere geschah besonders in 
h'iiiulaiid. 

") Silfverstolpe Svenskt Diplomatarium Nr. 844 — 846. 1079. 1084. 
lOHM-lOlK). 1092. 1095-1097. 1100. 1101. 1103—1118. 1122—1126. 1128 
- 1180. 1182-1135 u. 8. f. 

') „Mit'' einem bestimmten Herad, „mit'' einem bestimmten Kirchspiel 
wird nuch dem Wortlaute der Urkunden das K9ettaral>lng abgehalten. 
Odhnrg II 8. 64. 

*) Odberg II S. 19. Vorbehalten blieb den Parteien natürlich das 
Itiirlit, befangene Mitglieder der Naemd auszuscheiden und an deren SteUe 
hu" Wivtm Process andere zu vereinbaren. Hierauf werden wohl die Ver- 
brhittili'iihiut<m in der Zusammensetzung der Nsemd, welche in den Proto- 
I iilltju d(i4H<*Iben lUettaraplng wahrnehmbar sind, ziullckzuflQiren sein. 

''j |iiiigiiialab. 39. Ödberg II S. 19. 
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Ueber das sonstige Verfahren im königlichen Hofgerichte 
ist im gemeinen Landrecht nichts gesagt. Dass auch hier der 
Grundsatz der materiellen Wahrheit galt, folgt aus den alU 
gemeinen Sätzen, welche das gemeine Landrecht über das 
Königsgericht enthält. 

Auf Verletzung des Urtheils des königlichen Hofgerichtes 
stand die Vierzigmarkstrafe, wie auf Verletzung des Urtheils 
des RaettaraI)Ing. 

C. Die königliche Nsemd. 

Die königliche Nsemd ist eine Neuschaffung des \ier- 
zehnten Jahrhunderts, welche, wenn überhaupt Geltung, doch 
nur vorübergehende Geltung besessen hat. Durch das Statut 
von^ Upsälä-^o»- Jahre' 1344 ^) gelangte sie in das gemeine 
Landrecht. 

Die königliche Nsemd war ein Zwölfergericht jeder Land- 
schaft, welches vom Könige und Gesetzessprecher gemeinsam 
eingesetzt ward. Es war ein Gericht, keine blosse Jur}', es 
waren Urtheiler, keine blossen Geschwomen, wie ihr Name an- 
nehmen lassen könnte. Das gemeine Landrecht Königs Magnus 
drückt sich zwar derartig aus, dass man in der königlichen 
Nsemd möglicherweise bloss eine Anklagejury erblicken könnte. 
„Wen die wehren", heisst es*), „der sei gewehrt vor König- 
thum . Herad imd Sacheigenthümer . wen die fällen . der sei 
gefällt unter die Königsrsefst nach Hand Hals Leib 
oder Gut und rfennigen." „Er werde gefällt nach seinem Ver- 
brechen und es gehe das Recht über ihn je nachdem er ver- 
brochen hat." Damach könnte man zu der Annahme gelangen, 
dass der verurtheilende Spruch der Königsna^md erst das In- 
krafttreten der Konungsraefst zur Folge habe. Aber eine au- 
thentische Intei-pretation des Königs legt der Königsna?md aus- 
drücklich die Urtheilereigenschaft bei, sie „habe des Königs 
volles Urtheilerrecht . zu urtheilen und zu richten nach Land- 
schafts -Reichsrecht und des Königs Verordnung", sagt König 

») D. S. 3864. 

«) Kgxb. 81. 
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Das Urtheileramt des Gesetzessprechers ist durch das Rsefsta- 
thing ebenso wenig aufgehoben worden, wie das Raettaraplng 
des Königs. Der GEesetzessprecher fungirte nur auf dem B^&ta- 
thinge nicht als Einzelurtheiler. Andererseits soll er in den 
einzelnen TTeraden mindestens einmal des Jahres Thing ab- 
halteni)^ Das Raettaraplng ist fortan Thing, welches der König 
oder sein Vertreter „in anderen Zeiten, als wie vorgeschrieben 
steht", in den einzelnen Landschaften abhält^). — 

Nach dem Erörterten kennt das gemeine Landrecht König 
Christophs drei Arten von Königsgerichten: 

1. das königliche Hofgericht, 

2. das Ra^fstapfng, 

3. das IUettaral)fng. 

Das königliche Hofgericht wird am Hofe des Königs, das 
Raefstaplng und Raettarapüig werden in der Landschaft ab- 
gehalten. 

Im Raefetaplng und Rattaraplng urtheilt der König selbst 
oder es lutlieilen seine Vertreter. Im Hofgerichte fällt das 
Endurtheil stets der König. 

Das lUefstapfng ist ordentliches Gericht, das Hofgericht 
und Röettaraplng sind ausserordentliche Gerichte. Darum ^ird 
das Röefstaplng zu bestimmten Zeiten, das Ila;ttaral)lng und 
Hofgericht zu willkürlichen Zeiten abgehalten. 

Für die Zuständigkeit aller drei Gerichte gelten keine 
bindenden Nonnen. Sie sind für alle Klagesachen der All- 
gemeinheit zuständig^). 

Alle drei Gerichte sind oberste Gerichte und die Urtheile 
aller drei Gerichte sind mit dem gleichen Schutze des Vierzig- 
markstrafgeldes umgeben. 

In allen drei Gerichten herrscht das Princip des „sannind 
leta". — 



^) Chr. L. L. Thingmalab. 9. Dieses Thing heisst im Gegensatze zum 
Landsthing Laghmanztingh. 

«) Chr. L. L. Thingmalab. 40. 

^) Die Sonderstellung des Königseidbruches, welche noch das gemeine 
Landrecht von Magniis kannte, ist durch Christophs Landrecht aufgehoben. 
Edzörisb. 24. 35. 



§ 10. Rückblick. 103 

Verfassung das Amtsrecht der Könige nur widerwillig aufnahm, 
wie in ihr sich der Antagonismus von Volksrecht und Amts- 
recht geltend machte, so trat in das Gefüge des Landrechts 
der Königseidschw ur a ls ein Fremdes ein. Und wie die 
fitokiscüen könige sich einen obersten Gerichtshof schaffen 
mussten, um ihre Neuerungen in das Volksrecht überzuführen, 
so schufen sich die schwedischen Könige einen obersten Ge- 
richtshof, mit dessen Hilfe sie die Gerichtsverfassung und das 
Gerichtsverfahren des Volksrechts reformirten. 

Der Hergang, welchen wir in Schweden im dreizehnten 
Jahrhundert beobachten, entspricht dem Hergange, welcher sich 
in Deutschland etwa ein halbes Jahrtiiust^nd früher fth^pirltf 
Nur die äussere l^orm hat zum Theil Schweden den Vorbildern 
seiner Zeit entlehnt 



ZWEITER THEIL. 

DER KÖNIGSFRIEDE DER DÄNEN. 



§ 11. 

Die altdSnische Yerikssang ^). 

Die älteste dänische Verfassung zeigt in ihren Grundzügen 
grosse Verwandtschaft mit der ältesten schwedischen Verfassung. 
Eine Reihe von Territorien tritt uns entgegen, welche, ur- 
sprünglich selbständige staatsrechtliche Gebilde, in historischer 
2^it sich wenigstens durch die Einheit des Rechtes zu den drei 
grossen Landschaften Schonland, Seeland, Jütland zusammen- 
geschlossen haben. Jede dieser Landschaften stellt ein selb- 
ständiges Rechtsgebiet dar. Und wenn auch die Abgeschlossen- 
heit der einzelnen Rechtsgebiete gegen einander nicht eine so 
schroffe ist, wie in den schwedischen Landschaftsrechten -), wenn 



>j Ausser den Darstellungen bei Kolderup Rosenringe, Schlegel. Ste- 
mann, Aschehoug vergl. vor AUem Larsen: om Rigsdage og Provindsial- 
foniamlinger samt Rigsraadet i Danmark fra det 13de Aarhundrede indtil 
Htatsforandringen 1660^ sowie Om de danske Kongers personlige Deeltagelse 
i Retitffleien fra de aridste Tider indtil den nuT^^rende Tid in der Historisk 
Tiditskrift Ton Molbech Bd. I und in seinen Samlede Skrifter II S. 215 ff., 
2t)b H., femer Larsen: om EongeTa^rdighedens Arvelighed fordum i Dan- 
mark in Saml. Skr. II S. 173 ff. Für das dreizehnte Jahrhundert liefert 
rüiche Ikfiträge Johannes C. U. R. Steenstrup, Studier over Kong Valdemars 
JordetKig. Kopenhagen 1874. 

') iMrin geht Steenstnip S. 1. 2. zu weit Nirgends wird in den 
dAniftdien I^^ndschaftsrechten gesagt oder gezeigt, dass der einer anderen 
Ijuuiicbaft angehörige Däne als Fremder gilt Die Friedlosigkeit der ein- 
x^lfum I^andscbaftsrechte ist zwar noch eine Friedlosigkeit über die Land- 
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hausr^s jibzuloisten'). In Strafsachen ist der Eid auf dem Thinge 
abzuleisU^n. 

Djis altdilnische Gerichtsverfahren beiiihte, gleich dem 
altschwedischen Gerichtsverfahren, auf der Verhandlungsmaxinie. 
Ohne Kluger kein Urth(Ml. Ein Einschreiten der Urtheiler- 
g(»nieinde erfolgte auch da nicht, wo der Thilter sich freiwillig 
stellte und die That bekannte. Kläger war aber in ältester 
Z(»it grundsätzlich allein der Verletzte. Die Öffentliche Gewalt 
hatte, wo sie am Strafgelde betheiligt war, nur dann Klage, 
w(»nn der Verletzte Klage erhoben hatte ^). Die Verhandlung 

j am Thinge wurde von den Parteien geführt, Klage und Ant- 
wort zwischen den Parteien gewechselt^). Das Urtheil der 
Thingv(»rsammlung, ob Beweis-, ob Endurtheil, hatte denselben 
fonnalen objectiven Charakter, wie das Urtheil im altschwedi- 
schen (ierichtsverfahren. 

Die Beweismittel waren im ältesten Verfahren dement- 
sprechend einseitige*). Es waren das gezogene Zeugniss, das 
Erfahrungszeugniss , der Eid, die Eideshilfe und das Gottes- 
urtheil, welches nach AbscliaflFung des Zweikampfes**) nur in 
d(»r (iesUdt des glühenden Eisens") auftritt. Aus demjenigen 
Beweismitti^l, welches am wenigsten der Einseitigkeit Merkmale 
an sich tnig, dem Erfaliiningszeugnisse , liat sicli indessen das 
zweiseitige Beweismittel der Jury') bereits entwickelt, welches 

^ sodann das Gottesurtheil verdränsrt. 

M Skanelajjen 137. Eriks sivll. Lov II 99. 100. Der Schiflfer hat im 
iUtesteii Stadtreohte von Schleswig 62 neben dorn Schiffe zu schwören. 

'-») Reste liienon in Eriks S;ell. Lov III 48. 49. o2. 53. Aeltestes 
Stadtreclit von Schh'swig 19. Jyske Lov II 91. 

«) Skunelagen U9. Eriks sii-ll. Lov III 48. 49. 52. 53. 

*) l'eher die Beweismittel des altdänischen Hechtes überhaupt vergl. 
Hosenvinge, Oissertatio de usu jurainenti in litibus probandis et decidendis 
juxta leges I>aniae antiquas 1>15. 1*^17. Stemann i^ 29—42. Sylow. Den 
materielle IWvisteories Udviklingshistorie. 1879. Pappenheim S. {i(\S ff. 

^) l'eber den Zweikampf vergl. Stemann § 27 und die daselbst Citirten. 

'^) l'eber die Eisenprol>e vergl. Stemann § 2^, 

') TelKT die altdänische Jury wird austiüiriich an anderem Orte ge- 
handelt wenlen. Einstweilen venrl. ul-frr -«ie ausser den oben Citirten 
Uirsen s. Skr. 1 1 S. 78 ff. und Schl\l»fr OnU^ok S. ^QS. 
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gedehnt werden ^). Sie entspricht insofern ganz der Verfestung 
des deutschen .Bechtes. Die MannheiligkeitsberaübShg als Pro- 
duct einer späteren Rechtsentwickelnng kann hier füglich bei 
Seite gelassen werden. 

Die Friedlosigkeit über die Landschaft hin weisen dagegen 
unsere Rechtsbücher in ziemlich übereinstimmender Gestalt auf. 
Sie entgi eht dem Friedlosen völlig den Re chtsschutz. Jedweder 
kann ihn an jedwedem Orte in jedwedem Maasse seiner Mann- 
heiligkeit berauben. Niemand darf ihn beherbergen oder unter- 
stützen. Seine Fahrhabe, ursprünglich auch sein Grundbesitz *) 
nach Abzug der Schulden ist der königlichen Gewalt verfallen '). 

Dass und wie der Kläger die Friedloslegung des Beklagten 
erzielte, schildern uns unsere landrechtlichen Rechtsbücher nur 
bei den schweren Vei-gehen, welche unmittelbar oder mittelbar 
auf Friedlosigkeit gingen. Hier erzielte er sie durch onlnungs- 
mässige Ausklagung im einmaligen Verfahren mit drei, vier, 
fünf Ladungen und Thing\'erhandlungen *). Dagegen erwähnen 
sie nichts mehr davon, dass auch bei geringeren Bussschulden 
im Wege des fortgesetzten Verfahrens durch allmähliche Steige- 
rung der Kläger zur vollen Friedloslegung gelangen konnte, 
wie wir es in Schweden sahen. Dass indessen auch in Däne- 
mark dieser Weg vom Kläger beschritten wurde, lehrt uns das 
schonische Kirchenrecht, jene der Mitte des zwölften Jahr- 
himderts angehörige Rechtsquelle, deren Satzungen für das 
älteste Recht grosse Bedeutung haben. Hier heisst es 16 
(ed. Schhter): 

„Aber auf diese Weise soll man eine Sache einklagen. 
Man soll den Anderen vor seiner Hausthüre laden so dass es 
die Nachbarn hören. Bleibt er bei zwei Ladungen ruhig sitzen 
da büsse er für jede mit sechs Unzen oder leugne es mit sechs 
Mäimern, bleibt er bei der dritten Ladung ruhig sitzen da 
büsse er drei Mark oder leugne es mit Zwölfereid. Dann soll 

') Dies übersieht Secher S. 160. 

*) Vergl. unten § 14. 

>) Skänelagcn 136. 

«) Skanelagen 118. Eriks SseU. Lov H 51. 

8* 
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nmu tirts viorto Mal laden in der Kirche am Festtage so dass 
tHi dtM* l*rit»stor und die Kirchenleute hören. Bleibt er ruhig 
sit/ou Ihm der bulung so ist er ausgeklagt . büsse für Ladung 
und Uaupts<u'he . \Yill er nicht büssen . da soll man ihm das 
AlH'uduuUd verbieten und die Zusammenkunft der Männer und 
ihn nicht vor •hihn^sxeit in den Bann stützen, sofern er nicht 
voixtirbt den I^niten ihr Abt^ndnmhl und ihre Zusammenkunft. 
Thut er das (inler KVt er sich binnen Jahn^szeit nicht aus dem 
kleinen l^uiu\ daim si>U man ihn in den Ban n setzen und wer 
d^iu mit ihm Zusanuueukunft hat inS^^ drei Mark oder lasse 
sich iius dem lUuuie soldagen. Will der Gel>annte sich vom 
Rwuo K\5^H\ dfts erste Jahr büsse er die Ladung und Sache 
und divi Mark ttkr d^nJ^äUft; gt^ht t^ aber über das andre 
J;ihr . bo:;^' er l^duug uiiii Sache und sechs Mark für den 
!>wu\ . iix^ht «^s alvr alvr das dritte Jahr ba^je er Ladung und 
S^*Jh^ und neun Mark för den Bann. Geht es auf das vierte 
J;ihr iy;^ss^^ l^duu^ uikI Sache un^i vierrig Mark för den Bann 
ux^i weh; ::x^hr*, 

lH;:vh A'.tv.vihSx'^^ S^tSjÄHfxiug Ä^hen wir hier .i^e Sdcbe 
bfcs 5'^r HcnS«^ xv^c xyrstij: Mjurk ^'l;iu^t^n. l\StT vkn weiter«! 
VrtvAU! ^ri^wv^:: ^ifc^ KirAecrwii;. Es ^.^^in run dir Sdt:usi:«i 

\x >ira!<rtt Hj^;^^ >.vk,>c^'c:. F;? ^n« z'Jir jCs.* viri: Ivä^t ii 
^r. ^*Äfc >p3t^rf*r s>&r&f. bau sriii^:rwicf v:(i la3»£ ios 

iio>i ^'tv :•••*'. ViiJtfa im \ul m\i :•*»;« \'ii'Mn räi> aubivn 
\ai. *, iw V/aijtii. .r uv'^jr liiö. ßr?:?,' Xal m uni^ .c rr^i 

unt «'aimn u\>iC }U%^«; ^^'i'Jfc' VicS. ^* v^i :r «ifi-r ^"iurtfii 



er fLwtiCfCTjtOt OÄ" -.•*ii- 



lui. ::ir-r 2.-^r:: .i. S'IvlIäi:: rz.iz:*zrz. ^'^^hrrZii e* äci in 



~i,- J7i- — .: :.i.:: :•-'"-"? •-'••■ r^ü r-ri.':^!: :■: -: :. 'ir.r :.;^s ts 1:1 L»iS:<!i 
i*-r r*:.::£r-T:-u:«i»^ ^■s.-J'*'--:;^' :r'i:: ''^. -•. .■•;■■: :.;r ■::.i.!.!.!i-..^ :ni 
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Rechtsbuche von Erich, „dass der es nicht sieht, dem es gehört, 
und nicht (nehmen) innerhalb seines Zaunthores, und kommt 
der hinzu, welcher Eigeuthümer davon ist, während er inner- 
halb der Dorfmarkimg nimmt und nimmt es ihm mit der Hand 
ab, was er genommen hat, da soll er lassen was er genommen 
hat, doch kommt er ausser der Gemarkung mit ihm zusammen, 
da darf der es nicht von ihm abnehmen dem das Gut gehört"^). 
Und das jütische Königsgesetz bestimmt, er solle nehmen „heim- 
lich und nicht offenbarlich und ausserhalb des Zaimthores*', 
femer solle der Nehmende „zu seinen Nachbarn sagen, Einem 
oder Zweien oder Mehreren, dass er nahm" *). Der Nehmende 
soll nach dem jüngeren Rechtebuche für Seeland das Genommene 
ferner nicht ausserhalb des Herad führen „und nicht sein Zug- 
seil oder seinen Sattel auf das kommen lassen, was er genommen 
hat"®). Den Stadtrechten ist demgemäss im Allgemeinen das 
Nehmen nicht mehr bekannt. — 

Am Schlüsse unserer Darstellung des volksgerichtlichen 
Verfahrens sei des Ungehorsamsverfahrens des älteren Rechtes 
gedacht. Dieses führt, wenn der Beklagte nicht in drei Thingen 
erscheint, zum Urtheile *), welches, wenn es auf eine Geldsumme 
lautet, die Befriedigimg des Klägers durch das Nehmen erzwing- 
bar macht , wenn es auf Friedlosigkeit lautet , den Beklagten 
friedlos macht. 



er auch weniger genommen hat, als dazu gehört*^, folgt nicht im Eigcnthum 
des Nehmenden. Der Zwang war natürlich ein stärkerer, je mehr der 
Gläubiger nahm. 

d) Die Vergleichimg der scliwedisclum Rechtsquellen spricht gegen 
ein Eigentlium des Nehmenden. 

Dagegen lässt sich für die ältere Zeit wohl aufstellen, dass das nam 
ein Pfandrecht begründete, welches nach bestimmter Zeit dem Gläubiger 
zu P^igenthum verfiel. 

M II 104. 

2) II 59. 

8) III 26. 

*) Skanelagen 14, 220. 
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Kopfe, später von der Waare. Den Fremden gestattet der 
K6nijr rta/lurch rlen Frieden, sie sind im Königsftieden, wie das 
altf' Stadtrecht von Schleswijr sich ausdrückt \). Aber es er- 
•srheint fradich, ob man diese Sätze des Stadtrechts als Aus- 
flusH eines all^'emeinen Königsfriedens aufzufassen hat. Schles- 
wig' stand auf Könijrsgrund. Dadurch ist eine pax regia 
Ke^(jnüf)er "TlCnrFi uiiifliMl erklärt. Die Landschaftsrechte wissen 
ebensowenig von einem Königsfrieden als von einem Volks- 
frieden der Fremden, welchen letzteren doch altschwedische ^) 
und altisländische ^; Quellen kennen. So winl man diesem 
„Köni^'sfri(jden" keine andere Bedeutung beizumessen haben, 
als dem P'rieden des königlichen Schützlings, von welchem 
nachher die Ilede sein wird. — 

Nichts mit dem Frieden des Königs zu thun hat weiterhin 
ein «(jwisses Ehrenrecht des Königs, welches ims bereits in 
Schwenden entjregentrat , das Recht auf eine höhere Unehren- 
bussc;, pokki, als sie dem Bauern zugebilligt wird. Für Todt- 
Kchla^ an unschädlichen Thieren von gewissem Werthe, für 
Verh^tzuntr des einem Anderen gehörigen Unfreien, für Schädi- 
KMing der Saaten eines Anderen, für Rücktritt vom Vertrage, 
für Unzucht mit d(»r Ehefrau eines Anderen, kurz für jede 
IlHiidlung, w(!lche eine Ehrenkränkung gegen den Anderen in 
Mich schliesKt, ist dem (iekränkten ausser der Busse ein precium 
contemptuK, (;in(? Busse für die zugefügte Unehre, zu entrichten, 
deren Betnig regelmässig zwei Unzen nicht überstieg*). Wo 
sich diese» Handlung dagegen gegen den König richtete, wuchs 
(li(» UnehrcMibusse auf drei Mark an. 

SkÄnela«;(»n lü3: 
„Sitzt d(T König selbst auf seinem Hofe oder der Erzbischof 
auf siMUcMU . da ist deren JDokki höher als wenn der Verwalter 
si\ss(» . wird Vieh mit Willen in deren Saat gelassen .... 
klagt (l(»s Königs Vc^rwalter oder des Erzbischofs darüber gegen 



n ul Thoreon 8 31. 

«) \V. (i. l Af iimiulr. 6, (iottl. I 16. 

M Sk. 101. lli). 164. 165. 206. 
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Selbst im Gebiete des Witherlags lässt Saxo den König nur 
die Rolle eines Zuhörers ausül)en ^), was Aagesen und der Text 
des Witherlagsrechtes bestätijren ^). In der schonisclien Rechts- 
aufzeichnung tritt das Königsgericht nur an weiugen Stellen 
auf. Bei StreitigReileii zwischen "Dorfgenossen ttber unrecht- 
mässige Bebauung öffentlicher Plätze und Wege, sodann bei 
Gewähi-schaftsleistung betreffs eines Grundstücks, endlich bei 
Klagen wegen böswilliger Beschädigung der Saaten des Königs 
wird des Königsgerichtes gedacht^). Ebenso gedenkt Valdemars 
Rechtsbuch für Seeland, ausser bei Grundstttcksprocessen*), nur 
bei Handlungen der fi-eiwilligen Gerichtsbarkeit des Königs- 
gerichtes®). Das Königsgericht ist hier aber ebensowenig aus- 
schliessliches, als es höheres Gericht ist. Es ist neben dem 
Volksgerichte und dem Gerichte des Erzbischofe zuständig*). 
Von einem besonderen Verfahren des Königsgerichtes lässt das 
Schonenrecht nichts erkennen, wie auch nichts von einem be- 
sonderen Schutze, dessen sich das Königsgericht erfreute, ver- 
lautbart. Diesen Rechtszustand bestätigen die Urkunden aus 
dem zwölften und dem Anfange des dreizehnten Jahrhunderts. 
Sie lehren uns, dass vor dem Könige Acte der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit vorgenommen wurden') und sie weisen einige 
Fälle von Gnmdstücksprocessen auf, in welchen der König an- 



^) Ipse enim anditoris tintiim partom exequens militiae judicationis 
mandavit arhitrium p. 530. 

-) Larsen S. 308 f., insbes. über die Deutimg von raetta male. Kinch 
S. 267. 

') Sk. 66. 68. 81. 183. Ueber das uopa? ma?^ konungs raetse in 84 
wird später die Rede sein. 

*) ed. Thorsen 71. 72. 

'*) 68. 69. 83. 

®) Sk. 66. til |)ings a*llfvr til Koiumgs »Her archibiscops. 68 a f>inghi 
»'llivr fore koumigi u'lltvr archibiscope. 81. ofha ^ingi »User 
iove konimgi a^her t'ore archibiscopbe. 163 til I>ings seUier 
til luiMTiv sinna>. Im letzten FaUe weiss Sunesen 109 nur 
vom Thing. 

') Dipl. Am. I S. 28 (1170) S. 36 (1174) S. 56 (1184); Scr. rer. Dan. V 
S. 250 (1183). 
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providcTo (luoniodo hü qui in rejrno nostro sunt in pace et 
(juictc^ vivant*) oder pacem et quietem regno michi conimisso 
providcro et precipue religiosis^) oder ut hi quiin regno nostro 
divinlH iiiandpati sunt obsequiis et pace nostra tueantur et regia 
lil)(Talitat(5 fulciantur ne egeant^). Aber diese Stellung gewährt 
ihm nicht das Recht, Urkunden zu erlassen, welche eine be- 
H()nd(»n^ Straffolge androhen. Die Königsurkunde des zwölften 

<Jahrhund(^rtK l)eschrftnkt sich entweder auf die Androhung der 
poona ecchwiastica*) oder sie droht neben der poena ecclesiastica 

' oder allein ganz allgemein des Königs Rache (regalis vindicta) 
an**), bestimmt, dass der Zuwiderhandelnde regle majestatis 
rouH oxistat^), dass er transgressionis infidelitate notatus ultoris 
|)(*i irmn incun'at, dagegen quietis et pacificis erit retributio 
(juit^tis et paois'), dass er gladiuni majestatis ultorem fühlen 
Holh***), behandelt ihn als Regali auctoritate districtissime 
punlenduni *^) , wUlmnul ser\'antibus ea, quae supra dicta sunt, 
pit\ Uoi et nostni peri)etua maneat*®) u. dgl. m. Ueberall ver- 
misson wir eine concreto handgreifliche Folge der Uebertretung 
der KOuigsurkunde. Da wir bei dem theilweise rein privat- 
nyhtlicheii Inhalte der Königsurkunden unmöglich annehmen 
ki>umnu dass der VelH^rtreter nach den Grundsätzen über den 
HiKh- und l.andesveiTath (orinien laesae majestatis) ^0 beurtheilt 
wur\it\ bleibt uns nichts anderes l\brig, als in den Wendungen 
Wr\^ Dr\^huugini /u erblicken, welche einen rechtlichen Inhalt 
nicht bergen, was durch den Tnistand, dass die poena ecclesia- 



*> l\ A, l S, Irt iU64V 
*) IXpL Siuv. ^ «3. »7. IdU 

^» l\ A. l S, 3 vUlT) 4(11»^**^ II vU^^^ -1 ait>4' 90.1200) 128(1239) 
31» .ll>0> 370ai5^"V 

*^ l\ A. l S. Id ^lUW U» {\\^\ 
" l\ 5. 73 vll70A 

- Lv N 75 airrv 

'^ D. A. l S'ii» iUS7\ 
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fremd ist. Nirgends begreift es das Vierzigniarkstrafgeld mit 
im Konungs net, dieser bedeutet in ihm nur das Dreimark- 
strafgeld. Nirgends spricht es femer von einer Kategorie von 
Vierzigmarksachen, wie die anderen Rechtsbücher. Das Vierzig- 
markstrafgeld kann darnach in Schonen eine alte Geltimg nicht 
haben. 

Waren in den schonischen Rechtsaufzeichmmgen die Fälle 
des Vierzigmarkstrafgeldes an Zahl und Beschaffenheit die 
gleichen, waren es nur wenige Fälle, welche zum grösseren 
Theile in geschichtlicher Beziehung zur strengen Friedlosigkeit 
zu stehen schienen, so sind in den seeländischen Rechtsbüchem 
von Valdemar und Erich die Anwendungsfälle des Vierzigmark- 
strafgeldes zahlreicher. Heimsuchung *) , Ehebruch ^) , Noth- 
zucht^) finden wir auch hier. Ausserdem aber finden wir: 
Bruch des Thingfriedens durch Verwimdung oder sonstige Ver- 
letzung eines Anderen, ohne dass Tödtimg vorliegt*), Bruch 
der beschwomen Urfehde unter den gleichen Bedingungen*^), 
vorsätzliche Brandstiftung *), rechtswidrige Fesselung von Freien^), 
Todtschlag oder Verwundung im Marktfrieden ®). Nach dem 
Rechtsbuche Erichs endlich noch Todtschlag auf dem Wege 
vom und zum Thinge®). 

Als ^^jUnstilmbare Sachen" führen dagegen beide Rechts- 
bücher aufTTSat schlag mit Hau ^edensbruch, Todtschlag auf 
dem Thinge, Kirchh ofe ^ p ;egennr)es(^ hworene Urfehde^"). Das 
Wesen der „unsühnbaren Sachen" besteht' nach Valdemar darin, 
dass „der König^nicht mit Recht denen den Frieden geben 
mag, sofern er nicht den Willen derer dazu erhält, die die 



1) Valdemar 56. Erich n 16. 

2) Valdemar 52. Erich Wi. 
») Valdemar 61. Erich II 20. 
*) Valdemar 54. Erich U 17. 
^) Valdemar 55. Erich ü 12. 
«) Valdemar 57. Erich U 14. 
'^) Valdemar 59. Erich ü 19. 
«) Valdemar 63. Erich U 22. 
») II 29. 

10) Valdemar 53. Erich ü 3. 4. 5. 8. 9. 
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geldes. Die Friedlosigkeit ist ihm, wie den seeländischen 
Rechtsbüchern, eine ablösbare, wenn König und Verletzter ihre 
Zustimmung zur Bussannahme erklären. Während aber die 
seeländischen Eechtsbücher dem Könige und Verletzten über- 
lassen, um welches Strafgeld sie die Ablösung bewilligen wollen, 
tritt nach dem jütischen Königsgesetze von Rechts wegen das 
Vierzigmarkstrafgeld ein. Dieser Friedlosigkeit imterwirft das 
jütische Königsgesetz*) folgende Verbrechen: 

„Erschlägt ein Mann einen Anderen im Heere oder in 
der Versammlung oder auf dem Thinge oder Thingwege 
oder in seinem eignen Hause oder in dem Herad, in welchem 
der König ist, oder in der Kirche oder auf dem Kirchhofe 
oder auf der Messe oder während der Bauer seinen eigenen 
Pflug hält ... da büsse der, welcher erschlug, ausser rechter 
Mannesbusse vierzig Mark dem Erben des Erschlagenen 
und ebenso dem Könige, wenn er seinen Frieden behält 
und zu Busse kommt." 

Es sind, wie man sieht, im jütischen Königsgesetze im Grunde 
die gleichen Kategorien, welchen wir im schonischen und see- 
ländischen Rechtsbuche bald als orbotamal bald als Vierzigmark- 
sachen begegneten. Todtschlag mit Hausfriedensbruch, auf dem 
Thinge, in der Kirche, auf dem Markte, während des Königs- 
friedens. Auch Todtschlag „wider gebüsste Busse" zieht nach 
ni 23 und Frauenvergewaltigung nach H 16. 22 die gleichen 
Folgen nach sich. Das jütische Königsgesetz scheidet also nicht 
in dem Grade, wie die seeländischen Rechtsbücher, vom Vierzig- 
markstrafgeld die Friedlosigkeit, sondern es bildet eine neue 
Art der Friedlosigkeit, welche von beiden etwas an sich hat. 
Ungerechtfertigt wäre es deshalb, in den Bestimmungen des 
jütischen Königsgesetzes einen Rückschlag zur alten Friedlosig- 
keit zu sehen, weil die Fälle der Friedlosigkeit zahlreicher, 
als in den seeländischen Rechtsbüchem sind^). 

Neben diesen Fällen der Friedlosigkeit weist das jütische 
Königsgesetz auch reine Vierzigmarksachen auf: Freilassen 



1) III 22. 

'^) Dies hat mit gewohnter Klarheit Larsen s. Skr. I S. 506 bereits erkannt. 
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der zweiten Hälfte des dreizehnten Jahrhunderts auf, wesent- 
liches Erfordemiss für die Schaffung eines Gesetzes zu bilden. 
Neben das Volk, später, an Stelle des Volkes tritt der dänische 
Reichstag (Hof, Danehof), eine aus Vertretern der vier Stände, 
der Geistlichkeit, des Adels, der Bürgerschaft und der Bauern- 
schaft zusammengesetzte Versammlung, welche ursprünglich 
in vom Belieben des Königs abhängigen Zeitabständen, später 
jährlich in Nyburg zusammentrat, um über die wichtigsten An- 
gelegenheiten Beschluss zu fassen. Ausdrücklich heisst es in 
königlichen Handfesten aus der ersten Hälfte des vierzehnten 
Jahrhunderts: Item non inveniantur novae leges nisi de con- 
sensu totius regni in parlamento generali^). Das. alte Land- 
schaftething trat diesem Organe fUr das Reich gegenüber nach 
und nach in den Hintergrund, wenn es auch nicht völlig ver- 
schwand *). 

Der Ausbildung eines Königs rechtes war naturgemäss 
die Ablösung der Volksversammlung durch eine Ständever- 
sammlimg günstig. Wir finden deshalb königliche Verordnungen 
aus dieser Zeit vor^), sowohl zur Aufrechterhaltung des 
Friedens, als zu anderen Zwecken. Wir sehen nunmehr auch 
in Königsurkunden hin und wieder eine Geldstrafe angedroht*), 
fllr welche sich freilich ebensowenig ein technischer Name findet, 
als in Schweden. 

Alles dies, ohne dass sich feste Grenzen zwischen des 
Königs und Volkes Antheil an der Rechtsschafiung ziehen 
lassen. 

Für unsere Zwecke wichtig ist, dass königliche Verordnungen 
eine Reform der Vollstreckimg in das Leben riefen, welche die 
Liegenschaften des Schuldners zur Befriedigung des Gläubigei*s 
heranzog. 



^) Larsen om Rigsdage og Provindsialforsamlinger samt Rigsraadct i 
Danmark in saml. Skr. II S. 219 ff. 

«) Larsen S. 233 ff. 

') Abgedruckt in den Aarsberetninger V. 

*) D. S. 841. 955. S. R. D. IV/889. Vl/as». 4oo. Seidelin, Dipl. Flensb. 16. 
17 u. s. 
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Aber alles dies geschah nicht mit einer plötzlichen, hastigen 
Wendung, wie wir sie in Schweden wahrnahmen. Es geschah 
im Wege der stillen, theilweise verborgenen Entwicklung, bei 
welcher sich der Zeitpunkt, an welchem, imd die Stelle, von 
welcher aus die Umwandlung vor sich ging, nicht mit Be- 
stimmtheit angeben lassen. 

Ausgangs- imd Endpunkt der Entwicklung sind in Schweden 
imd Dänemark offenbar die gleichen. Darum können die 
schwedischen Quellen da zur Aufklärung herangezogen werden, 
wo die dänischen Quellen uns im Stiche lassen. Sie werden 
dasjenige, was die obigen Auseinandersetzungen ohne Zuhilfe- 
nahme fremder Quellen zu erweisen suchten, bestätigen. 

Insbesondere werden sie die historische Mission des dänischen 
Vierzigmarkstrafeeldes, um welche sich die Axe unserer Unter- 
suchung dreht, zur Erkenntniss bringen, sofern dies die obigen 
Auseinandersetzungen nicht vermochten. 
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Versammlung eine Prüfung darüber einräumte, ob der Thron- 
erbe fähig und würdig sei, die Krone zu tragen, und indem sie 
bei Nichtvorhandensein eines echten Sohnes der Reichsversamm- 
lung die Auswahl unter den gleichnahen Thronprätendenten zu- 
gestand, musste sie die noi-wegische Verfassung auf die Bahnen 
des Wahlkönigthums führen. Aber dieser Theil der Bestimmun- 
gen vermochte sich als Gesetz nicht zu erhalten*). In den 
Kämpfen König Sverrirs und seiner Nachfolger verlor die Thron- 
folgeordnung von 1164 ihre Geltung, während der Gedanke 
der Einheit des Königthums sich aufrecht erhielt. Um die 
Mitte des dreizehnten Jahrhunderts gelangte endlich Norwegen 
zu einer umfassenden, auf dem reinen Principe der Erblichkeit 
i beruhenden Thronfolgeordnung, welche unter Zugrundelegung 
'des Untheilbarkeitsgedankens die Erbfolge bis in die entfern- 
testen Grade im Anschlüsse an das Landrecht regelte*). 

Ist das Königthum ein erbliches, so gilt d«dLJ?icht der 
Gru ndsatz, dass der Todte den Lebe ndigen erbt, für das nor- 
wegische Königthum. Nicht mit dem Tode des jeweiligen 
Königs ist sein Erbe König, sonder n er is t es erst mit der 
Annahme s eiten s des Volkes. Die „Annanme" "j war nicht 
Wahl*) Mh sie war es nur dann, wenn mehrere Thronpräten- 
denten neben einander auftraten, was vor Einführung einer 
festen Thronfolgeordnung oft genug stattfand *). Bei Vorhanden- 
sein nur eines Thronprätendenten war sie Genehmigung. Sie 
war nicht bloss ein Unterwürfigkeitsakt der Huldigung**), noch 



1) Aschehoug S. 21 if. 

^) Jamsida (1847) Kristindomsbälkr 4. Landslög II 4. Jönsbök I 5 
(N. G. L. IV S. 197). 

') Das taka. 

*) Nie wird der Ausdruck Igösa dafür gebraucht. 

^) Ein sehr anschauliches Beispiel in der Olafs saga hins helga Heims- 
kringla ^'^'2*4. 

®) Dieser erfolgte erst nach dem taka, auf Grund des taka. Die 
Reihenfolge tritt z. B. in der Sverris saga 15 hervor, wenn es heisst: & 
t)vi I)ingi var Sverri gefit konungs nafn a ätta fylkna f)ingi ok doemt med 
väpnataki ok svarit honum land ok pegnar eptir fomum landslögum. Oder 
Fagrskinna ^^!u töku {)eir hann til konungs ok söni hänum eida. 
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begegnend, hat für die Erlangung der Königswürde keine Be- 
deutung gehabt*). — 

Dem Könige steht gegenüber das Volk. Das Volk in seiner 
Gesammtheit im Gegensatze zu den einzelnen fylkir heisst 
Pjöd. I)jödkonungr ist der Grosskönig im Gegensatze zu den 
Kloinkönigen^). Die Rechtsbticher gebrauchen den Ausdruck 
pjöä freilich nie, wie sie überhaupt für Volk keine CoUectiv- 
bezeichnung aufweisen. „Bsendr", Bauern, „Menn" Leute, sind 
ihnen geläufige Ausdrücke, um die Gesammtheit der Volks- 
genossen zum Ausdrucke zu bringen. Mit Bezug auf die 
engeren Verbände gebrauchen sie l)esondere Bezeichnungen. 
„Rechtsgenossen" „laugunautar" heissen die Angehörigen der 
gi'ossen Thingverbände im Verhältnisse zu einander, wie „Volks- 
landsleute" „fylkismenn" die Angehörigen des Volkslandes, 
„Heradsleute" „hferadsmenn" die Angehörigen des Herads. Im 
Verhältnisse zum Könige heisst je<ler Rechtsgenosse „pegn", 
eine uralte auf den Runensteinen der grauen Vorzeit bereits 
auftretende Bezeichnung. 

Das Volk scheidet sich seit dem zwölften Jahrhundert in 
vier grosse Thingverbände, in die Thingverbände des Frosta- 
plngs, Gulaplngs, EictsiiSaplngs und Borgarplngs. Jeder dieser 
Thingverbände zerfiel in Volkslande, diese meist wieder in Un- 
terabtheilungen. Jeder irr rrrrrrn Thilimrtrhi^ntlr bildet eine 
eigne Rechtsgenossenschaft für sich, dagegen sind das Volksland 
und dessen Unterabtheilungen nur unselbständige Theile der 
grossen Thingverbände. 

Ein allgemein es Thing, welches von Seiten des Volkes den 
Gedanken der Reichseinheit in derselben Weise darstellte, wie 
der Einheitskönig von Se itpn dp?^ l^flnifT*b""""i ""^^ ""^'"V vorhanden. 
Das Grosskönigthum fand bereits jeneSchejjJjUifc^in Thing- 
verbände vor. Es vermochte nicht , an deren Stelle ein All- 
thing "TTTSelzen. Dagegen weitete es die lokalen Grenzen der 
Thingverbände aus; es reihte in sie die bis dahin selbständig 



1) Aschehoug S. 29. 

^) HeimskriDgla, Haralds saga hins härfagi*a '/so. Vergl. dazu den 
l>iaurikr der Kuneninschrift auf dem Rökstein. 
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zu bessern. Aber die Königsleute dürfen Niemandem den 
Landaufenthalt erlauben, welchen des Bischöfe Voigt im Christen- 
rechte zum Ächter macht. Jetzt kommt er zurück und hat 
seine Busse vollbracht, welche er ausserhalb des Landes voll- 
bringen sollte, da suche er das Thing auf. und habe da 
die Schrift des Bischofs oder Kapitels , wenn der Bischof nicht 
daheim ist, oder wenn er verstorben ist. und lasse sich 
zum Inländer machen . ober der König habe vorher das 
Waldkaufsgeld (skögarkaup). Aber wenn einem Manne 
dieKlage von des Königs Seite gegeben wird, dass 
er nicht zum Inländer gemacht war, nachdem er 
friedlos gemacht war. dann soll er für seine 
Zeugen 10 Jahre lang einstehen darüber dass er 
zum Inländer gemacht war." 

Bei Vergehen, welche im Christenrechte die Acht nach 
sich zogen, bedurfte also der Ächter, um Inländer zu werden, 
der Friedensgabe des Königs und der Einurtheilung in den 
Frieden seitens der Thinggemeinde. Ob hier ein Rest alten 
Rechtes oder ob neues Recht vorliegt, lässt sich freilich nicht 
sicher entscheiden. Jedoch dürften die analogen Verhältnisse 
in Schweden ^) und Dänemark ^) zur ersteren Annahme drängen. 
Der Satz galt aber, so\iel sich sehen lässt, nur für das Christen- 
recht. Im Gebiete des weltlichen Rechtes hat der König allein 
die formale Friedensgabe. 

Es hängt nicht vom freien Belieben des Königs ab, unter 
welchen Voraussetzimgen er den Frieden der Allgemeinheit ge- 
währen will. Das Landrecht bestimmt genau, in welchen Fällen 
und unter welchen Bedingungen die Friedensgabe vom Könige 
zu erfolgen habe. Der Miss ethäter kauft sich in den Frieden*). 
Gegen Zahlung des Friedensgeldes hat er einen Anspmch auf 
die Friedensgabe. Aber, indem die Friedensgabe vom Könige 
allein ausgeht, erscheint der König als alleiniger Träger des 
Friedens. Und bei der wachsenden Macht des Königthums 

1) Vergl. oben S. 28. 29. 
«) Vergl. oben S. 130. 131. 

*) „Er kauft sich aus dem Walde*', vergl. Amira, VoUstreckungs- 
verfiEOiren S. 52. 58. 
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ohne oder wider des Königs Gebot*), wie umgekehrt Ueber- 
tretung des königlichen Verkehrsverbotes (bann)^), endlich 
I unter gewissen Voraussetzungen Heerung®). Man kann, wenn 
man von der Verletzung des AUermannenfriedens absieht, 
welche nach der Stelle, an der sie steht, zu schliessen, jeden- 
falls späteren Ursprungs ist*), die Fälle des Vierzigmarkstraf- 
geldes in den ¥rp\. in zwei Kategorien theilen: Vergehen in 
Schaaren und Vergehen politischer Natur. Heim suchung und 
Heerun g sind Schaa repY^^^ I?^" t ^^^ TTphflrtr pfnnp^ des könig- 
lic hen ^ban n" int iin Yrrii^-rlirn i i nliti nrhrr Natur. Damit ist 
nicht gesagt, dass beide Kategorien von Vergehen stets unter 
das Vierzigmarkstrafgeld in den Yrpl. fielen, sondern nur, dass 
das Vierzigmarkstrafgeld bei ihnen zunächst in Geltung trat. 
In der That bestätigt dies ein Blick auf die Gl)l. 

In den Gl)l. ist das Vierzigmarkstrafgeld in umfassenderer 
Geltung. Jedoch lassen sich die Fälle, in welchen es auftritt, 
unter gewissen Gesichtspunkten zusammenfassen und darnach 
mit einer gewissen Zuverlässigkeit historisch ordnen. Aus- 
zuscheiden ist von vornherein ein Fall, welcher ausdrücklich 
der Gesetzgebung König Magnus Erlingssons zugewiesen wird 

Beihe von Fällen lässt sich unter den Gesammtbegriff der 
TTiih iii[j)|(iin|j iiiiiii') riinlluifm stellen. Hierhin gehört ausser 
den zahlreichen Stellen, an welchen unmittelbare Anwendungs- 
fälle vorliegen •), Verkehr des Herrn mit dem Knechte, welcher 
Fleisch in der Langenfastenzeit isst^), Verkehr mit einem 
Heidenmenschen, welcher über die ihm vom bischöflichen Voigt 
gesetzte Frist im Lande bleibt®), Fütterung des eignen Hundes, 
welcher einen Menschen todtgebissen hat®). Dass in allen 

1) V 43. 

2) VII 27. 
«) VU 25. 

*) Maurer a. a. 0. S. 58. 
<^)2. 

«) 158. 159. 162. 171. 189. 202. 207. 

'') 20, vergl. auch 168. Eongens og Biskopens Sagöre in N. 6. L. IV 
S. 17/4. 

8) 22. N. G. L. IV S. 17/B. e. ») 165. 
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Rivalen, ausser dem Verletzten. Hatte es ursprünglich nicht 
grosse Bedeutung, so lange die Beträge der Strafgelder kleine 
waren, so ist es seit dem Aufkommen des Fünfzehn- und 
Vieraigmarkstrafgeldes in den Vordergrund getreten. Es hat 
eine specielle Richtung und Bedeutung für den Frieden ge- 
wonnen. Vermöge des Vierzigmarkstrafgeldes ist der König 
Träger des Friedens geworden, freilich noch nicht seines eignen 
Friedens, sondern des Volksfriedens. 

Die Entwicklung drängt nun in dieser Richtung weiter. 
Es bildet sich ein königliche« Begnadigungsrecht, es bildet sich 
ein durch die Anwesenheit des Königs erhöhter Friede. Wich- 
tiger aber ist, dass der König auch auf dem Gebiete der Recht- 
sprechung eine maassgebende Stellung erringt. Den Abschluss 
er langt (^^^ v.ntwipif]^ing ejidlic^. mit dem Institute de s br^fa brot. 

Die Landslög zeigen den Abschliiss^ dieser Entwicklung 
noch nicht, aber die Stellung des Königs ist in ihnen eine 
wesentlich andere geworden. Es gilt, dies in den einzelnen 
Beziehungen festzustellen. 

Wie in den Rechtsbüchern, ist in den Landslög grund- 
sätzlich die Uebereinstimmung derer, welchelTas Eand bebauen, 
und des Königs nothwendig, um ein Gesetz herzustellen. Denn 
der Eid des Gesetzsprechers geht dahin: „die Gesetze sali ich 
sprechen denjenigen Männern, welche mein Herr meiner Ge- 
setzessprechung zutheilt, so wie sie der heilige König Olaf 
schuf und seine rechten Nachfolger zwischen König und denen, 
welche das Land bebauen , vereinbart haben" ^), und der Eid 
der Bauern lautet: „erfüllen soll ich ihm alle gesetzlichen 
Unterthanenpflichten nach air dem Recht und Maass, wie es 
der heilige König Olaf zwischen König und Landvolk theilte, 
imd wie seine rechten Nachfolger jetzt zwischen König und 
denen, welche das Land bebauen, mit beiderseitiger Ueberein- 
stimmung vereinbart haben" ^). Man hat zwar aus den Lands- 
lög entnehmen wollen, dass dem Könige für die Zukunft das 
Recht eingeräumt werde, einseitig nur „mit Rath guter Männer** 



1) n 11. 

«) II 12. 
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König, was ihnen billiger in der 8ache dttnkt, ond solches aus 
der Untersuchung, was sie f&r am besten bewiesen erfunden 
haben, weil den Spruch, welchen der Gesetzessprecher abgiebt. 
Niemand brechen mag ausser der König sieht, dass 
unser Gesetzbuch dagegen zeugt oder der König 
sieht selbst mit weiser Männer Zustimmung etwas 
Billigeres, weil er über die Gesetze gesetzt ist" 
In beiden Stellen liegen bewusste Neuerungen gegenüber 
dem älteren Rechte vor. In der ersteren Stelle handelt es 
sich um eine Lücke im bestehenden Recht, welche bei der 
Entscheidung eines einzelnen Falles sich bemerkbar machte. 
Diese Lücke auszufüllen, war bereits das älteste Recht bestrebt 
Es bestimmte das Recht von Drontheim : „Aber in Allem, wo- 
rin das Buch nicht entscheidet, da soll das Bestand haben in 
jeder Sache, worüber alle Mitglieder der lögi-^tta einig werden 
und was das rechteste ist vor Gott** ^). Gemäss dem Grund- 
sätze, dass die UrtheilsfäUung im vollsten Maasse beim Volke 
läge, übertrug es die Ausfüllung dieser Lücke dem höchsten 
urtheilenden Organe des Volkes. Die Landslög lassen dieses 
I^ncip formell bestehen. Auch nach ihnen ist die stimmen- 
einige lögr^tta das zuständige Organ für Ergänzung des Ge- 
setzes im gegebenen Falle. Aber, indem sie bei Dissens des 
königlichen Beamten oder auch nur eines Mitgliedes der 
lögr^tta dem königlichen Beamten, und über ihm dem Könige 
die Aufgabe der Gesetzesergänzung übertragen — durchlöchern 
sie das alte Princip im Grundsatze, heben es auf in der Wirk- 
lichkeit. Denn nunmehr hing es vom königlichen Gesetzes- 
sprecher ab, inwieweit er von Fall zu Fall der lögrfetta die 
Ausübung ihrer Befiigniss belassen oder die Sache unter die 
königliche Rechtsprechung ziehen wollte 2). 



») I 2. 

^) A. A. Brandt II S. 202, welcher annimmt, dass ein von der lög- 
nHta einstimmig gefälltes Urtheil auch bei Dissens des Gesetzes- 
sprechers der Controle des Königs nicht unterlag. Wäre dies richtig, 
dann dürfte die Fassung in I 4 nicht lauten : sem logmadr oc logrettumenn 
verda aller a eitt satter, sondern nur sem . . logrettumenn verda aller a 
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beschädigt oder verletzt wurden, um den gleichen Betrag .... 
es gebührt dem Könige fllr jede Wunde oder jeden Steinwurf 
oder Wassertauche 13 Mark Silber und acht Örtugen" *), d. h. 
das höchste Friedenskaufgeld, welches von König Häkon Häk- 
onarson *) auf den dritten Theil ermässigt worden war, während 
der König in den Rechtsbüchem bei Körperverletzungen nur 
das kleinere Friedenskaufgeld von 15, später seit Häkon, 
5 Mark zu beanspruchen hatte. 

Eine neue Herabsetzung erfuhren die Friedensgelder durch 
König Magnus Lagabffitir*), welcher sie auf ein Viertel ihres 
ursprünglichen Betrages herabsetzte, ohne dass diese Herab- 
setzimg auf die Dauer wirklich durchgeführt wurde. — 



§ 23. 

Das br^fabrot. 

Die Verhältniss e zur Zeit der Landslög drängten, darauf 
hin, eine seibsta noige königliche Bannge walt zur Entstehung zu 
bringen. Auf der einen lieite ein starkes erbliches Königthum, 
in welchem bereits thatsächlich der Schwerpunkt der Gesetz- 
gebung lag, und welches die oberste Aufeicht über die Recht- 
sprechung sich erworben hat — auf der anderen Seite das in 
vier Thingverbände zersplitterte Volk, welches unter einem 
königlichen Beamtenthume steht, und welchem eine Führung 
mangelt. Mit den Landslög war femer für das Reich ein ein- 
heitliches Recht geschaffen. Grosse gesetzgeberische Leistun- 
gen erheischte das Bedürfhiss nicht mehr. Um den Ausbau 
im Einzelnen, um die Beseitigung zeitweise hervortretender 
Nothstände konnte es sich für die Folgezeit handeln. Natur- 
gemäss machte sich hier das Schwergewicht, welches das König- 
thum ohnehin bei der RechtschaflEiing besass, in erhöhtem Grade 
geltend. So finden wir denn, dass in der Folgezeit das König- 
thum auch auf dem Gebiete der Gesetzgebung sich eine selb- 



1) IV 18. 

«) N. G. L. U 175. 

«) N. G. L. n 176. 
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oberste Aufsicht über die Rechtsprechung eingeräumt. Dagegen 
besass er nach den Landslög nicht die Befugniss, in den Rechts- 
gang gleich in erster Instanz einzugreifen. Die grosse R6tt- 
arböd von 1280, welche eine Revision der Landslög darstellt, 
bedeutet zwar in dieser Richtung einen Fortschritt gegen die 
Landslög, indem sie bestimmt: „wo ein Mann gesetzlich zum 
Könige innerhalb des Landes geladen ist und nicht kommt 
ohne Hinderungsgründe noch sein Vertreter, da wird er sach- 
fällig mit drei Mark Silber gegen den König" *), aber sie fügt 
die Einschränkung hinzu: „ausser er habe vorher seine Streit- 
sache unter rechte Untersuchung daheim an den Gesetzessprecher 
oder den Sysselmann geboten". Die Angehung des Gesetzes- 
sp rechers schloss also die königliche Judicatu r in erster Instanz 
aus. Es stand dem Könige nichtJ;£i,.jli£LB£chtssache unmittel- 
bar an sich zu z iehen. Im Gegensatz hierzu weisen die Königs- 
urkunden des 14. Jahrhunderts auch Fälle auf, in denen der 
König Personen unmittelbar vor sich ladet, ohne von jener 
Einschränkung Erwähnung zu thun. Das Zwangsmittel bildet 
das br^fabrot. Ebenso finden wir in vielen Urkunden, dass 
der König durch ad hoc beauftragte Beamte eine Rechtssache 
aburtheilen lässt. Den Parteien wird bei Strafe des vollen br^fa- 
brot geboten, s irh vo r (l jf> Vnnipriipi^^n Ripht/^r zu Stellen. 

Ein Beispiel liefert die Urkunde vom 11. September 1309: 
„Hakon von Gottes Gnaden Norwegens König sendet dem 
Herrn Sighvat zu Leirholar, Arnbjöm Prestson, Gudbrand zu 
Sata und Lodin {)orki8elsson Gottes Gruss und den seinen. Der 
Bauer Hallvardr zu Stafwin klagte vor uns, dass er nicht 
Recht erlangt von Ami Jorunnarson wegen seines Wassers, 
welches er dem Ami verkaufte, und da wir allen Leuten zu 
Gesetz und Recht zu verhelfen schuldig sind, so fordern wir 
euch auf, dass ihr so genau wie möglich dies untersucht in 
Gegenwart, beziehungsweise nach gesetzlicher Ladung Beider, 
und dass ihr dem Hallvardr so Recht thuet nach den Gesetzen, 
wie ihr es vor Gott und uns verantworten wollet. Wir fordern 
den Ami auf, nach Aal an dem Tagfahrtstag zu kommen, den 



1) N. G. L. III 5. G. 
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Das bröfabrot ist in diesem Falle ein stärkeres Zwangs- 
mittel, als das landrechtliche dömrof, welches auf nur vier 
Mark ging. 

Das br6fabrot dient femer dazu, einstweilige Verfügungen 
während des Rechtsstreites vor gefälltem Urtheile durchzusetzen. 
Und von hier ab ist nur ein Schritt dahin, durch das bröfabrot 
Handlungen, zu deren Vornahme Jemand rechtlich verpflichtet 
ist, zu erzwingen, auch ohne dass ein Rechtsstreit nach Land- 
recht erhoben ist. Wie wir in Schweden wahrnahmen, dass 
sich ein schleuniges Schuldbeitreibungsverfahren mit Hilfe des 
Vierzigmarkstrafgeldes im Königsgerichte ausbildete, so finden 
wir in Norwegen das br^fabrot als Zwangsmittel zur Beitreibung 
liquider Schulden ohne förmliche Klageerhebung. 

Urkunde vom 15. Januar 1335: 

„Magnus von Gottes Gnaden Norwegens, der Swear und 
Götar König, sendet allen den Männern, welche diesen Brief 
sehen oder hören Gottes Gruss und den seinen. Das ist unser 
voUkommner Befehl und wahrer Wille an alle die Leute, welche 
der Kirche in Bergen und dem Bischöfe, ihrem Vorstande, alte 
oder neue Schulden zu zahlen haben, worin das auch ist und 
er gesetzlichen Beweis erbringt — dass jeder, welchen Standes 
oder Ranges er auch sei, die ihm oder seinem Vertreter mit 
guter Bereitschaft innerhalb eines Monats von dem Zeitpunkte 
ab bezahlt habe, wo sie diesen unsem Brief gesehen oder gehört 
haben, wissend für wahr, dass wer diesen unseren Befehl unbe- 
rücksichtigt lässt, uns mit 4 Mark br^fabrot verantwort- 
lich sein soll und doch später die Schuld bezahlen soll*)." 

In einer Urkunde vom 3. Mai 1339 nimmt König Magnus 
seine Mutter, die Herzogin Ingeborg, mit all' ihrem Vennögen 
unter seinen Schutz. Zugleich erklärt er: 

„Das befehlen wir auch allen den Männern hier, welche 
ihr Schulden zu bezahlen haben, kleinere oder grössere, dass 
sie ihr oder ihrem Vertreter die alle mit guter Bereitschaft 
innerhalb des Monates, nachdem sie diesen unseren Brief ge- 
hört haben, bezahlt oder irgend eine gesetzliche Sicherheit dafür 

1) n 210. 
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gestellt haben. Aber wer anders handelt, soll uns mit acht 
Örtugarund 13 Mark brefabrot verantwortlich sein 
und doch die Schuld zahlen, wenn es auch später geschieht*)." 
In einer Urkunde vom 24. Januar 1367 2) befiehlt König 
Häkon den Bewohnern der äusseren Schiffsrhede von Folio, 
gewisse Abgaben an die Marienkirche zu Oslo bei vier Mark 
brefabrot innerhalb eines halben Monates zu bezahlen. Ftlnf oder 
sechs Jahre darauf wiederholt er den Befehl*). Unter acht 
Mark br6fabrot wird am 6. December 1384*) ein königliches 
Gebot an alle Schuldner der gleichen Kirche zur Zahlung ihrer 
Schulden innerhalb eines halben Monats erlassen. Am 4. Juli 
1343*) fordert König Magnus bei vier Mark brefabrot die 
Bauern des Kirchspiels Brekka in Jämtaland auf, an die könig- 
liche Kapelle in Sund einen „Sundamale" genannten Zoll zu 
entrichten. Weitere Fälle sind im Dipl. Norv^. aufeusuchen *). 
Es ergiebt sich aus ihnen, dass die Rolle, welche das br6fabrot 
auf diesem Gebiete spielte, sich durchaus nicht auf Geldschulden 
einschränkt. Hfi^i^limPT^n j^^Ar AH erTlTJ^^r^^'^^^ König durch 
das brefab rot. *^ 

[n dieser Function dient das brefabrot nicht mehr den 
reinen Zwecken der Rechtsprechung, sondern bereits den 
Zwecken der Verwaltung. Insbesondere, wo es sich um öffent- 
lich-rechtliche Verpflichtungen handelte, als I5ahlung3iiLZöllen, 
Zeh nten, we lche notorisch seit Menschengedanken zu Recht be- 
standen, waltet der Gedanke ob, dass der König als Hand- 
haber der Executive, nicht als Richter auftritt. Auch hier, auf 
dem Gebiete der Verwaltung, erweitert das brefabrot die könig- 
lichen Rechte. In der Zeit vor den Landslög und auch noch 
in diesen waren die königlichen Rechte durch das Landrecht 
genau abgegrenzt. „Der König soll beschliessen über Aufgebot 
und Verkehi-sverbot und beschliessen nach den Gesetzen" heisst 

J) II 233. 

2) II 390. 

«) II 430. 

*) II 487. 

•*) III 220. 

«) Vergl. IV 99. 216. 285. 448. V 27. \l 73. 196. 266. 
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228 Dritter Theil. Der Königsfriede der Norweger. 

es in den Frl)l.*) und die Landslög^) drücken sich energischer 
dahin aus: „In desselben Jesus Christus Namen soll unser 
gesetzlicher König von Norwegen, sein Diener, beschliessen 
über Aufgebot und Verkehrsverbot und über unsere Ausrüstungen 
und er beschliesse nach den Gesetzen und nicht wider die 
Gesetze, Gott zum Lobe und Preise, sich zum Gewinn und uns 
nach Bedürfhiss." Und mit Bezug auf die Besteuerung heisst 
es gleich darauf^): „Keine allgemeinen Zölle soll der König 
auf uns legen oder seine Vertreter, nicht Gaben noch Be- 
wirthungen noch Hengstfütterung noch Holzschlag . . . ausser 
den Reitthieren und den anderen Unterthanenpflichten, wie sie 
das Gesetzbuch bezeugt." Ein Verordnungsrecht ist dem Könige 
nicht beigelegt. Ueberall sucht das Gesetzbuch vorsorgend ein- 
zugreifen. Dagegen ist im jüngeren Stadtrechte dem Könige 
ein Verordnungsrecht eingeräumt. Es heisst in dem Abschnitte 
über die Städteordnung ^): 

„Alle die Vereinbarungen, welche wir mit Handreichung 
und auf dem Mote unter uns treffen über Käufe oder Verkäufe 
oder anderes dem Gleiches, was unserer Stadt zukommt, das 
soll alles zwischen uns Geltung haben, wenn nicht das Gesetz- 
buch dagegen spricht. Strafbar ist Jeder mit einer halben 
Mark, welcher das bricht, sofern dem Könige nicht ein Anderes 
richtiger erscheint." 

Den Stadtleuten ist damit Autonomie bezüglich ihrer 
städtischen Angelegenheiten, insbesondere bezüglich des Handels 
gewährt, soweit die Satzungen nicht gegen das gemeine Stadt- 
recht Verstössen. Ueljöu-ihn^n steht mit Controlbefugniss der 
König. Er kann die ungesetzliche Vereinbarung vernichten» 
er kann aber auch etwas Richtigeres an die Stelle der gesetz- 
lichen oder ungesetzlichen Vereinbarung setzen. Voa diesem 
Verordnu n^j uiüc ht i ' halb e n di ej üjnige de n p nuc\t iimfa RRPndftn 
Gebrauch gemacht>^ Die Ordnung des Handels in den See- 



') VII 1. 

2) III 1. 

») a. a. 0. 
*) VI 2. 



230 Dritter Theil. Der Königsfriede der Norweger. 

deutung für das Landrecht. Eine Verordnung vom 28. August 
1315 weist ein lehrreiches Beispiel auf, wie der König gegen- 
über seinen Beamten vermittelst des br^fabrot eine straflFere 
Aufrechterhaltung des Friedens zu erzielen sucht, während er 
gegenüber den Unterthanen sich mit dem Hinweise auf das 
Landrecht beschränkt. 

„Wir haben vernommen von den besten Männern in der 
Reichsregierung in allen Theilen des Landes, dass Leute, die 
solch' schandbare Werke thuen, wie Menschentodtschlag oder 
anderes Zuchtlose begehen, worauf Friedlosigkeit steht, sich 
daheim festsetzen in die Dörfer ohne unseren oder eines an- 
deren rechtschaflFenen Mannes Brief, und dass ein Theil von 
denen, welche von uns zu endgiltigem oder vorläufigem Frieden 
Brief nehmen, sich damit so berühmen, dass sie weder den 
Verwandten Busse, noch dem Könige das Unterthanengeld 
zahlen wollen .... und weil es unangemessen ist, dass bei 
ihnen so grosse Frechheit in ihren Uebelthaten geduldet wird, 
fordern wir unsere Sysselmänner, Dienstleute und alle Allge- 
meinheit auf, so sorgsam wie möglich darnach zu sehen, zu 
verhüten, dass solche Leute in den Dörfern absichtlich 
weiter oder länger sich aufhalten, als unser Landaufent- 
halts- oder Friedensbrief bezüglich der Erlegung von Busse an 
die Verwandten und des Unterthanengeldes an den König be- 
kunden. Jeder Sysselraann, welcher diesen unseren Befehl ver- 
absäumt, oder es unterlässt, auf die benannten Schandthäter und 
Friedensbrecher Acht zu geben, wisse sicher, dass er unsere 
wahre Ungnade sich zuziehen und uns ausserdem acht 
Örtugar und dreizehn Mark bezahlen soll. Aber 
jeder Dienstmann oder andre vorbenannte Mann, welche über- 
führt werden, dass sie ruhig zusehen und nicht dem Syssel- 
manne oder seinem Vertreter Kunde bringen und nicht ihm 
beistehen. Recht zu thun, soll unserer wahren Ungnade sich 
verantworten und dem Könige vier Mark bröfabrot 
büssen. Aber die Bauern und die Allgemeinheit büssen 
solches dafür, wie das Gesetzbuch bekundet, wenn sie 
die verbergen und nicht dem Sysselmanne oder seinem Vertreter 
das so bald sagen, als sie mögen." 
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vorirQ]|^l^^)o n^traU in {^^ijj^^irprPTTi TlmfaTipp dem Köüigthume 
zu, als seine Nachbarländer. 

Mit diesem letzteren Umstände hängt es zusammen, dass 
auf der anderen Seite das norwegische Königthum allein ein 
eigenes amtsrecht l iches Institut im brtffl>^rot. fliigl^jldft tp Wir 
sahen, dass auch die dänische und scWedische Königsurkunde 
der späteren Zeit einen erhöhten Schutz gegenüber der Privat- 
urkunde gemessen konnte, aber ein typischer Name hierfür 
fand sich in Dänemark und Schweden nicht vor. Das Recht 
des Königs, den Inhalt seiner Urkunden durch ein eigenes Straf- 
mittel zu erzwingen, hat sich in Dänemark und Schweden nicht 
zu einem amtsrechtlichen Institute mit eigenem Namen ver- 
dichtet. In dieser Beziehung ist die Entwicklung über die der 
Nachbarländer hinausgegangen. — 

Sieht man von diesen in die Augen fallenden Abweichungen 
ab, so bietet im Uebrigen die Entwicklung des norwegischen 
Königsfriedens das Seitenstück zu der Entwicklung des schwe- 
dischen und dänischen Königsfriedens dar. Hier wie dort ur- 
sprünglich das Königthum ein Organ im starren Frieden des 
Volksrechtes mit genau abgemessenen Befugnissen, von denen 
in Norwegen nur die Rechte auf das Ächtergut und auf Straf- 
gelder sicher sind, jedoch so, dass auch an diesen neben dem 
Könige die Bauernschaft vielleicht Theil hatte. Dann Um- 
wandelung der alten Friedlosigkeit in die neue, milde Fried- 
losigkeit. Damit Erwerb der formalen Friedensgabe durch das 
Königthum, zuerst vielleicht unter Mitwirkung der Thing- 
gemeinde, dann aber zu alleiniger Ausübung. Dann Fortfall 
des Antheilsrechtes der Bauernschaft am Ächtergute und Straf- 
gelde, so dass diese dem Könige allein zufielen. In einer wei- 
ter vorgeschrittenen Periode Ausbildung eines eigenen Königs- 
friedens, Ausbildung des Begnadigungsrechtes, Ausbildung eines 
objectiven Friedens des Königs neben dem Frieden des Volks- 
rechtes. 

War in Schweden mit Sicherheit, in Dänemark mit an- 
nähernder Sicherheit die historische Mission, den alten Zustand 
in den neuen umzuwandeln, dem Vierzigmarkstrafgelde zuzu- 
schreiben, so lagen die Verhältnisse nicht gleich klar in Nor- 
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In Dänemark sehen wir ebenfalls ein allgemein zuständiges 
Königsgericht in die Erscheinung treten, ohne dass dessen Wirk- 
samkeit die gleich einschneidende ist. 

In Norwegen aber hält sich die Rechtsprechung noch lange 
Zeit, nachdem das Königthum auf dem Gebiete des Friedens 
eine dominirende Stellung sich errungen hat, beim Volke. Erst 
am Schlüsse des 13. Jahrhunderts erlangt der norw^egische König 
die Stellung eines obersten Wächters über das Recht. Ein all- 
gemein zuständiges Königsgericht gelangt dagegen in Norwegen 
nicht zur Entfaltung. 

In allen drei skandinavischen Reichen sahen wir das Vierzig- 
markstrafeeld bei der Ausbildung des Königsfriedens eine grosse 
Rolle spielen. Vermöge des Vierzigmarkstrafgeldes wird der 
König seinen wachsenden Aufgaben auf dem Gebiete des Frie- 
dens gerecht. Der Sonderfriede der Königseidgesetzgebung und 
der Gehorsam gegen das königsgerichtliche Urtheil wird in 
Schweden durch das VierzigmaVkstrafgeld erzwungen, die Vierzig- 
marksachen sind in Dänemark die schweren FriedensbrüQhe, 
das auf ein Drittel herabgesetzte Vierzigmarkstrafgeld ist in 
Norwegen der Grundbetrag des br^fabrot. In allen drei skan- 
dinavischen Staaten löste das Vierzigmarkstrafgeld die strenge 
Friedlosigkeit ab oder leitete sie in die milde Friedlosigkeit 
hinüber. In allen drei skandinavischen Staaten breitete sich 
das Vierzigmarkstrafgeld mit der wachsenden Bedeutung des 
Königthums aus. 

Bevor wir unsere Darstellung schliessen, wird es deshalb 
nöthig sein, auf die Frage nach dem Ursprünge des Vierzig- 
markstrafgeldes hier kurz einzugehen. Grundsätzlich wurde 
dies deshalb bisher vennieden, weil die Beantwortung der Frage 
nicht gut möglich war, so lange nicht die Stellung dieses hohen 
Strafgeldes in den einzelnen Reichen erörtert war. Nachdem 
das einschlägige Material nunmehr gesammelt ist, kann an die 
Aufgabe herangetreten, sie ihrer Lösung wenigstens näher zu 
führen, versucht werden. • 

Wilda bemerkte in seinem Strafrechte der Germanen ^) bereits, 
dass das Strafgeld „von 40 Mark über den ganzen skandina- 

') S. 442. 
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Hiy Mitfft Ho{^ i{^, JahciinnHortg einzige causa regia. Das Straf- 
geldersystem Dänemarks zeichnete sich vor den anderen skan- 
din avischen Ländern gerade durch seine Einfachheit aus. Auch 
diese Thatsache sprach also tür die allere Geltung des Vierzig- 
markstrafgeldes in Dänemark. 

Endlich kann der Umstand, dass von Dänemark aus das 
Vierzigmarkstrafgeld nach Schweden eindrang, dazu verwerthet 
werden, für Norwegen den dänischen Ursprung des Vierzigmark- 
strafgeldes zu behaupten. — 

Wenn wir aus diesen Gründen Dänemark für das Mutter- 
land des Vierzigmarkstrafgeldes ansehen, so gilt es weiter, den 
Ausgangspunkt unseres Strafgeldes anzugeben. Bei welchen 
Vergehen trat es zuerst in Kraft? Drei Ableitungen wären 
hier nach den vorgehenden Erörterungen möglich. 

Man könnte den einfachen Todtschlag als den Urfall des 
Vierzigmarkstrafgeldes annehmen. Von diesem aus habe sich, 
könnte man sagen , unser Strafgeld auf die qualificirten Todt- 
schläge (im Thinge, Kirchhofe, Hause etc.), dann auf die anderen 
schweren Friedensbrüche, schliesslich auf die königlichen Hoheits- 
rechte in der Art ausgebreitet, dass es dem Könige bei jenen 
im Wege der Verdoppelung, bei diesen unter Verdrängung des 
bestehenden Strafgeldes allein zugewiesen wurde. Diese An- 
nahme findet sich bei Steenstnip in dessen Danelag vor. Steen- 
strup nimmt das Vierzigmarkstrafgeld als das alte Strafgeld für 
Todtschlag im ganzen Norden an. Wir können uns indessen 
dieser Annahme nicht anschliessen. Was Schweden betrifft, so 
ist auf die Grundlosigkeit der Ansicht Steenstrups bereits hin- 
gewiesen worden. Nicht minder aber lässt sich ihre Grund- 
losigkeit für die anderen skandinavischen Länder darthun. In 
Dänemark sprach, wie wir sahen, gegen sie die Dreitheilung 
in der Todtschlagsbusse zwischen Erben, Schwertmagen und 
Spillmagen, und hiergegen kann Saxos Bericht über König Knut 
kein Wert beigelegt werden. In Island betrug das ganze 
Wergeid ungefähr 15 Mark. In Norwegen erinnert zwar der 
Gesammtbetrag der Bussen, welche beim Todtschlage des 
hauldr zu zahlen waren, an das Vierzigmarkstrafgeld. Aber 
dieser Gesammtbetrag wird erst durch Zusammenrechnung aller 
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• 

stand nahmen. Auf einfachem Todtschlag stand es nach 
unserer Meinung also nicht von jeher, weder als Wergeid, 
noch als Friedensgeld. Sondern es wurde in Norwegen auf 
den einfachen Todtschlag ausgedehnt, als es bereits für die 
Friedensbrüche zum typischen Strafgelde sich entwickelt hatte 
und zwar entweder, wie in Schweden, so, dass es Wergeid und 
Friedensgeld in sich begriff oder, wie in Norwegen, so, dass es 
als pegngilldi an den König allein fiel. 

Fassen wir das Gesagte zusammen, so erblicken wir in 
nanPiTiftrlr ^^r TTpiTni^|liRiftTi (i unseres Vierzigmar kstrafgeldes. 
Seinen Ausgangspunkt sahen wir nicht im Wergerae noch im 

pegngilldi für Todtschlag, Rnndpm im bann und im Hpprwprk. 

Vom letzteren aus verbreitete es sich über das Gebiet der 
schweren Friedensbrüche. Es drang sodann in die beiden 
anderen skandinavischen Reiche ein, früher in Norwegen, später 
in Schweden, in Nor wegen nicht jy or dem 11., in Schweden 
nicht vor d em 12. Jahrhundert. Es verdrängte in Norwegen 
das Füufzfihnmarkstrafgeld , in Schweden jiag^^Zwölfmarkstraf- 
geld^odejifiij^ anderes, auf dem Duodecimalsysteme beruhendes 
höheres Strafgeld und bildete in allen drei Staaten den Ver- 
mittler zwische n dem a lten Königthume, dem Organe im Frieden, 
und dem ^;^^jLK^"^^UTü£a, jem Trä ger des Friedens. 

Mit" diesen Aufstellungen "über d^ Ort, die Zeit und den 
Atisgangspunkt der Entstehung des Vierzigmarkstrafgeldes 
schliessen wir unsere Erörterungen über den Königsfrieden der 
Nordgermanen. Wir verkennen nicht, dass sie keineswegs 
unanfechtbar sind, und dass sie vor allem eine Erklärung über 
die Vierzigzahl vermissen lassen. Wie bildete sich diese räthsel- 
hafte Zahl aus? Aus welchen Einzelbeträgen setzte sie sich 
zusammen? War sie ein Product des Nordens oder eine Ent- 
lehnung aus dem Auslande? Wir vermögen auf diese Fragen 
keine Antwort zu geben. Uns mit einem „ignoramus" be- 
gnügend, müssen wir es anderen Kräften überlassen, in dieser 
Richtung die Untersuchung fortzuführen. 

Hält man das Ergebniss für gesichert, dass in Dänemark 
das Heimathsland des Vierzigmarkstrafgeldes ist, so scheint uns 
das* Ziel unserer Erörterungen erreicht. 



Anhang. 
DIE ISLÄNDISCHE BEZIRKSACHT 

(höraflssekt). 



Literatur: Päll Viddlin Sk^riDgar yür ForDyrdi Lögbökar. Reykjavik 1854 
voce h^rad. Jon Arnesen Historisk Inledning til den gamle og nye 
Islandske Rsettergang 1762 S. 417 ff. Für die topographischen Angaben 
ist benutzt Kälund, Bidrag til en historisk -topografisk Beskrivelse af 
Island, Kopenhagen 1877—1879 (mit K. bezeichnet). 



Die isländischen ßechtsbücher der Freistaatszeit weisen be- 
kanntlich zwei Grundformen der Friedlosigkeit auf: den 
Waldgang, d. h. die strenge und den ßörbaugsgardr, d. h. die 
milde Friedlosigkeit. Der Waldgang ist die völlige Friedlosig- 
keit nach Zeit und Raum. Für ewige Zeit und für den ganzen 
Rechtsverband, wo immer „Himmel sich wölbt, Erde bebaut 
ist. Wind weht, Wässer zur See fallen, Männer Korn säen", 
im In- und Auslande galt der Waldgänger als „Wolf gehetzt 
und gejagt". Niemand durfte ihn beherbergen. Niemand ihn 
mit Speise und Trank versorgen , Niemand ihm zur Abfahrt 
Unterstützung leisten. Sein Vermögen war verfallen, seine Ehe 
gelöst. Auf sein Haupt war ein Preis gesetzt. 

Der flörbaugsgardr war eine beschränkte Friedlosigkeit nach 
Zeit und Raum. Nur für drei Jahre galt sie. Der Aechter 
hatte die Freiheit, das Land zu verlassen. Der Schiffer, der 
gerade zur Abfahrt bereit lag, musste ihn in's Ausland mit sich 
nehmen. Bis der Aechter das Land verliess — vorausgesetzt, 
dass dies innerhalb der ersten drei Jahre nach seiner Aechtung 
geschah — war er an gewissen Stätten gefriedet. Auch im 
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Auslande war der Aechter gefriedet. Seine Ehe blieb bestehen 
und nach Ablauf der im Auslande verbrachten drei Jahre trat 
er wieder in seine volle Mannheiligkeit ein. Sein Vermögen 
war freilich, wie das des Waldgängers, verfallen. Zwischen diesen 
beiden Grundformen der Friedlosigkeit weisen die Rechtsbücher 
freilich Mittelformen auf. 

1. Der Waldgänger konnte zum „feriandi" werden, d. h. 
die rechtliche Freiheit erlangen, das Land verlassen zu 
dürfen. In diesem Falle traten bie Grundsätze über den 
Qörbaugsgardr ein, «.b ^r nyr s oweit sie zum gefriedeten 
Verlassen _des Lai[ des dienten. Er blieb also im Gegen- 
satze'^zudem einfachen Landesverwiesenen für ewige 
Zeiten und im Auslande friedlos. Seine Ehe blieb ge- 
löst und auf sein Haupt stand ein Preis. Kb. I. S. 95. 
122. 

2. Der flörbaugsgarflr konnte zum zeitlich immerwährenden 
Exile gestaltet werden, so dass der Landesverwiesene 
nie die Rückreise in's Inland vornehmen durfte, im Uebri- 
gen aber vom Waldgänger sich unterschied, im Auslande 
gefriedet war, in seiner Ehe intact blieb, die rechtliche 
Freiheit hatte, das Land gefriedet zu verlassen. Kb. I. 
S. 109. Die Geschichtsquellen zählen mehrere solcher 
Fälle auf. Sturlünga I S. 157. 201. 

3. Es konnte dem Waldgänger „eine grössere Heiligkeit* 
ausbedungen werden, als dem Landesverwiesenen. Kb. I. 
S. 95. Dieser Fall fällt wohl unter den ersten. Die 
„grössere Heiligkeit" bezog sich wohl bloss auf den ge- 
friedeten Zustand bis zum Verlassen des Landes. 

4. Es konnte Jemand so geächtet werden, dass^^sein Ver- 
mög en seinen Er ben intact blieb. Beim Waldgang und 
der Landesverweisung verfiel, wie bemerkt, das Aechter- 
gut an den Staat. Hiervon konnte eine Ausnahme ge- 
macht, den Erben das Aechtergut vorbehalten werden. 
Kb. I. S. 94. 

Man sieht, der Willkür der Gerichte und der Vergleichs- 
schliessenden war ein gewisser Spielraum in der Bestinunung 
der Achtbedingungen gelassen. Indessen schwebt die Grund- 
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I. Nordviertel. 

a) Landnäma DI ^^ 288 : (Isl. Sog. 1843). 

„Geirri hiess ein Norweger, welcher zuerst südlich von M;^- 
vatn zu Geirastaflr wohnte. Seine Söhne waren Glümr und 
I>orkell. Vater und Söhne schlugen sich mit I)orberg höggvin- 
kinni und erschlugen dessen Sohn forsteinn: Wegen dieses 
Todtschlages wurden sie aus den Gegenden im 
Norden verwiesen (fyrir ^an vlg vom [)eir gjörvir nordan 
or sveituni). Geirri blieb den Winter in Geirastadr am Hüna- 
vatn, hierauf zogen sie nach dem Breidafjördr." 

Von demselben Vorgange berichtet die Reykdsela (ed. Jöns- 
son) in ziemlich übereinstimmender Weise XVHI. 98. Nach ihr 
werden Geirri und Glümr „von da aus der Gegend verwiesen" 
(l)eir väru brot görvir padan ör sveitinni) „und es wird so be- 
richtet, dass Geirri am Kröksßördr zu Geirastadr wohnte." 

Myvatn und Hünavatn gehörten dem Nordviertel, die Ge- 
gend des BreidaQördr dagegen dem Westviertel an (K. n 
S. 164, 31), Myvatn selbst gehörte dem östlichen, Hünavatn dem 
westlichen Theile des Nordviertels an, jenes der Gegend des 
tingeyjarplng, dieses der Gegend des Hünavatnsl)üig. Die Ver- 
weisung hatte also zunächst eine Veränderung des Wohnsitzes 
innerhalb desselben Viertels, sodann einen Wechsel des Viertels 

zur Folge. 

b) Ldn. DI 6. 

„Eyvindr Sörkvir ergriff Besitz vom Blöndudalr .... sein 
Sohn war Hrömundr enn halti, welcher den Högni Ingimundar- 
son erschlug .... darum ward er verwiesen aus dem Nordlands- 
viertel (pvl var hann gjörr or NordlendingaQördungi)." 

Anders über denselben Vorfall die Vatnsdaela cf. unten k. 

c) Reykdsela XVI/se (ed. 1881). 

Hävardr Fjörleifarson und Eyjölfr Valgerdarson schliessen 
einen Vergleich wegen begangener Todtschläge. Eine Be- 
stimmung dieses Vergleiches lautet: dass I)örir flatnefr ausser 
Landes gehen und niemals im Nordviertel sein sollte, so lange 
die Söhne des Fjörleifr am Leben wären (pörir skyldi fara 
utan, ok vera aldri i NordlendingaQordungi, medan Fjörleifarsynir 
Vieri ä lifi). 
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geächtet erklärt zwischen der Hrütafjardarä und der Jökulsä 
am Skagaßördr" (Hrömundr skal sekr vera milli Hrütaflardarär 
ok Jökulsär i Skagafirdi), also für den ganzen Landstrich 
zwischen Hrütaßördr und Skagafjördr. 
n) Flatejjarbök I S. 208. 

I)orleifr Asgeirsson wird wegen Todtschlages an Klaufi ge- 
ächtet und aus dem Svarfadardalr gewiesen (t)orleifr vard ut- 
la?gr ok giorr i burt or Svarfadardal). 
o) Sturlünga I S. 140. 

Im Jahre 1191 kam es zu einem Vergleiche, in welchem 
Brand Omölfsson, Snorri Grtmsson, Björn Oläfisson und ein 
Geistlicher , I)öroddr, wegen Todtschlags, bez. Beihilfe dazu ge- 
straft wurden. Der Todtschläger Brand ^iirde vollgeächtet. 
Snorri zahlte 12 Grosshunderte und ward aus dem Skaga§ördr 
verwiesen (var brott gör ör Skagafirdi). Er zog südlich nach 
Oddi , also in ein anderes Viertel; Björn zahlte sechs Gross- 
hunderte und sollte bezirksgeächtet sein (ok skyldi vera h6rads- 
sekr). Der Priester I)öroddr zahlte drei Grosshunderte und sollte 
bleiben können, wo er wollte (ok skyldi vera ^ar er hann vildi). 

Wo Björn in der Folgezeit blieb, erfahren wir leider nicht, 
p) Sturlünga I S. 171. 

Im Jahre 1199 weist Gudmundr aus dem hferad porsteinn 
Jönsson und Ijorläkr Ketilsson fort. Gemeint ist die Gegend 
um den Eyjafjördr. 

q) Sturlünga I S. 227. 

Kälfr Guthormsson von Giimd am Ejja^ördr wird wegen 
Todtschlags durch Schiedsspruch zu einer Geldbusse und zu 
dreijähriger Landesverweisung verurtheilt. Ausserdem sollte er 
bezirksgeächtet für den Eyja^ördr sein (Kälfr skyldi vera ütan 
prjä vetr, ok h^radssekr or Eyjafirdi). Dieser Vorgang spielt 
sich im Jahre 1212 ab. Kälfr geht zimächst ausser Landes. 
Etwa 20 Jahre später finden wir ihn zu Miklabser am Skaga- 
Qördr wieder (St. I S. 321). Er ist also im selben Landes- 
viertel geblieben. 

r) Vatnsdsela ^Iia. 

Die Stelle ist nur terminologisch wichtig. Im Vergleiche 
zwischen Gudmundr und I)örormr wird ausbedungen, dass Gud- 
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mundr die Vergleichsbedingungen feststellen solle, jedoch weder 
Landesverweisung noch Bezirksächtung, sondern nur Busse be- 
stimmen dürfe (pä tök hann själfdsemi af I)6rormi, at gera f6 
slikt sem hann vildi, at undanskildum utanferdum ok h^rads- 
sektum). Als etwas Besonderes hebt sich also die höradssekt 
von der Landesverweisung auf der einen, von der Busse auf 
der anderen Seite ab. 

IL Südviertel. 

a) Landnäma V/4. 288. 

Die Söhne von Önundr bfldr, Sigmundr kleykir und Eilifr 
audgi haben den um erschlagen. Deshalb von den Blutklägem 
verklagt, erlangen sie durch die Unterstützung von Mördr gigja 
die Strafmilderung, dass sie nur „sollten bezirksgeächtet 
sein für Flöi", also die Gegend, in welcher der Wohnsitz 
ihres Vatei-s lag (Ldn. S. 284. 363). Sigmundr zog nun in die 
„ostwärtige Gegend". Er nahm das Land zwischen der Grünsä 
und der Kerlingarä in Besitz (Ldn. S. 273), Eiltfr dagegen er- 
hielt durch Heirath Höfdalönd, wo er für die Folgezeit wohnte. 

Der Strich Flöi (K. I S'. 173) lag im Südviertel zwischen 
der yörsä und der Olfusä, die Grimsä und Kerlingarä da- 
gegen lagen im Ostviertel bei Höfdabrekka (K. 11 S. 333), 
andrerseits lagen die Ländereien von Höfdi im Südviertel, nord- 
östlich von Sk&laholt, bei dem Zusammenflusse von Tüngufljöt 
und Hvltä (K. I S. 172). 

Die Bezirksächtung hatte also nur für den einen Ächter 
die thatsächliche Wirkung, dass er in ein anderes Landesviertel 
zog, dessen Theil freilich dem ursprünglichen Wohnsitze am 
nächsten lag. Der andere Ächter blieb im selben Viertel. 

b) Landnäma V/4. 

„Baugr hiess jemand, ein Pflegebruder von Hsengr; er fuhr 
nach Island und blieb den ersten Winter in Baugstadr . . er 
nahm die ganzen Fljötshaiden oberhalb Breidabölstadr und 
wohnte zu Hlidarendi ; seine Söhne waren Gunnarr in Gunnars- 
holt und Eyvindr zu Eyvindarmüli, der dritte Steinn enn siyalli 
und seine Tochter Hildr, welche Om in Vselugerd zur Frau 
hatte. Steinn enn snjalli und Sigmundr, der Sohn von Sighvatr 
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rauöi, machten eine Reise von Eyrar hinaus und kamen alle- 
sammt nach der Sandholaferja . . . und es wollte Jeder von 
den Beiden vor dem Anderen über den Fluss. Sigmundr griflf 
mit seinen Leuten die Hausleute des Steinn an und trieb sie 
vom Schüfe; da kam Steinn hinzu und schlug dem Sigmundr 
auf der Stelle eine Todeswunde. Wegen dieses Todt- 
schlages wurden die Söhne des Baugr alle aus der 
Haide verwiesen (um vlg I)etta urdu Baugssynir 
allir sekir or Hlldlnni); es zog Gunnarr nach Gimnars- 
holt, Eyvindr ostwärts unter FjöU nach Eyvindarhölar, Siyall- 
steinn nach Snjallsteinshöfdi". 

Es verzogen also Eyvindr aus Eyvindarmüli und Snjall- 
steinn sowie Gunnarr aus der Gegend von Breidabölstadr, 
Eyvindarmüli und Breidabölstadr lagen im Südviertel an der 
f)verä , zwischen diesem Flusse und der Fiskä (K. I S. 232, 
247). Demselben Viertel gehörten aber auch die neuen Wohn- 
sitze, Gunnarsholt, Eyvindarhölar und Snjallsteinshöfdi an- 
Eyvindarhölar lag südöstlich von dem Markarfljöt am Meere, 
die beiden anderen Orte dagegen nordwestlich an der äusseren 
Kangä (K. I S. 206. 274). Die Verweisung hatte also keine 
Veränderung des Vieitels, ja nicht einmal die Veränderung der 
Gegend des Thingverbandes zur Folge. Alle die berührten 
Orte liegen in der gleichen Gegend des I)ingskälarl)lng. 
c) Njäla '•*»/204 (ed. 1875). 

Lytingi- hat den unehelichen Sohn Njäls erschlagen. Er 
will sich mit Njäll versöhnen und seinen Wohnsitz gern be- 
halten. Er wendet sich deshalb an den Pflegesohn Njäls, 
Höskuldr, mit der Bitte, Höskuldr solle sich bei Njall für ihn 
verwenden. Höskuldr willfahrt ihm. Bedeutsam ist fUr uns 
nun die Antwort Njäls. 

„Das will ich," sagt Njäll, „dass Lytingr 2 Grosshunderte 
Silbers für den Todtschlag zahle und am selben Platze wohnen 
bleibe. Doch halte ich es für räthlicher, dass er sein Land 
verkauft und sich fortmacht, nicht deshalb, weil ich und meine 
Söhne etwa den Friedensvergleich an ihm brechen würden; 
sondern weil ich glaube, es kommt dahin, dass Jemand in 
der Gegend aufsteht, vor dem er sich in Acht zu nehmen hat 
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Meint man aber, ich wolle ihn bezirksgeächtet machen, so 
ziehe ich es vor, zu erlauben, er bleibe hier in der Gegend; 
doch hat er selbst das Meiste dabei zu riskiren." 

Die Stelle ist nicht so des Umfanges, wie des Inhaltes der 
Bezirksächtung wegen bemerkbar. 

d) Njäla "8/246. 

Wegen des Todtschlages an Höskuldr kommt es zum 
Schiedssprüche. Zwölf Schiedsrichter werden eingesetzt und 
berathen. Einer von ihnen, Gudmundr, fragt den Snorri: 
„Wollt ihr Bezirksächtungen oder Landesverweisungen bestim- 
men? (vilid jer nakkvat hjeradssektir gera eda utanferöir?)'' 
„Nein," erwidert Snorri, „weil das oft nicht gehalten wurde 
und Leute deswegen erschlagen wurden." 

e) Njäla ^8®/298. 

In den dem Mordbrandprocesse voraufgehenden Werbungen 
seitens der Partei von Flosi wird auch Snorri angegangen. 
Er meint, sie würden nur Geldbussen zu zahlen haben, „so 
dass ihr eure Godorde und Bezirksaufenthalte behaltet". 

f) Njäla ^*'/886. 

An dieser Stelle ist nur die Ausdrucksweise bemerkbar. 
I)örgeirr erliess weder die Landesverweisungen, noch die Bezirks- 
ächtungen (gaf hvärtki upp ütanferdir nje hjeradssektir). Dass 
eine Bezirksächtung stattfand, ist indessen aus dem Zusammen- 
hange — cf. ^**/88o — nicht ersichtlich. 

ni. Westviertel. 

a) Hävardar saga Isfirdüigs (ed. 1860) S. 50. 

Dem Hävardr Isfirdlngi' wird von Gestr Oddleifssonr im 
Schiedssprüche auferlegt, sein Gehöft aufzugeben und mit sei- 
nem Verwandten I)örhallr das Landesviertel zu verlassen, wäh- 
rend andere Uebelthäter „ausfahren", d. h. des Landes ver- 
wiesen sein sollen (Hävardr skal foera büstad sinn, ok vera 
eigi i pessum landsfjördungi, ok svä pörhallr frsendi hans). 

Hävardr verzieht denn auch vom Isafiördr nach dem 
Oxadalr, also vom Westviertel nach dem Nordviertel. 

Lehmann, Der KönigAfriede. 17 
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b) Sturlünga I. S. 178. 

Im Jahre 1209 erklärte als Schiedsrichter Sighvatr Sturl- 
uson den Löptr Marküsson wegen Todtschlages an einem 
gewissen Guflmimdr für verwiesen aus dem Westviertel (gördi 
hann fyrir* Gu3mmid Lopt brott ör Vestfirflinga — ßördingi ok 
förimauta hans, pä er til vlgsins vom). Der Verweisung ge- 
horchte Löptr. 

c) Sturlünga 11. S. 255. 

Ftlr die Lebenszeit zweier Personen wird Uebelthätem der 
Aufenthalt im Westviertel untei^sagt. Der Vorgang spielt im 
Jahre 1262. 

d) Ldn. IL 14, cf. Flateyjarbök I S. 429: 

Eirekr raufli schlug seinen Wohnsitz im Haukadalr auf. 
Wiegen eines Todtschlages wurde er auf erhobene Blutklage 
hin aus dem Haukadalr verwiesen (fnendr Eyjölfs mseltu 
eptir hann ; pä var Eirekr gjörr or Haukadal). Er ergriff jetzt 
Besitz von der Brokey und Oxney und wohnte zu Tradir auf 
der Sudrey, bis er wegen eines späteren Todtschlages in die 
volle Acht fiel. 

Der Haukadalr, von dem hier die Rede ist, lag im West- 
viertel am Hvammsfjördr (K. I 460). Draussen, im selben 
Meerbusen, lagen die drei Inseln. 

e) Eigla ^^1220 (ed. 1856): 

In dem Friedensvergleiche zwischen Steinarr Önundarsoii 
und liorsteinn Egilsson legt Egill dem Steinarr auf „dass du 
nicht sollst haben Wirthschaft noch Aufenthalt hier im Bezirke 
südlich der Langä, und fortsein sollst von Anabrekka, bevor 
die Ziehtage verstrichen sind, und ungefriedet fallen vor allen 
den Männern, die dem I>orsteinn Unterstützung leisten wollen 
sogleich nach den Ziehtagen, falls du nicht fortziehen willst 
oder irgend ein Ding nicht halten willst, welches ich dir auf- 
erlegt habe" (pü skalt eigi hafa büstad ne vistarfar hfer i hferadi 
fyrir sunnan Langä, ok vera brottu frä Anabrekku, adr far- 
dagar so lidnir, en falla üheilagr fyrir öllum peim mönnum, 
er porsteini vilja lid veita, pegir eptir fardaga, ef pü vill eigi 
brott fara eda nökkurn hlut eigi halda, psum er ek hefi ä lagt 
vid pik). 
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Stigi am IsafjörÄr ungefriedet sein, ebenso alle 
die Männer, die mit ihm auszogen, Hrafn um's 
Leben zu bringen. Sie sollten nie in diesen Be- 
zirk kommen, ausser wenn sie durchSeenoth dazu 
gezwungen würden, und auch dann sollten sie 
baldmöglichst fortfahren .... Alle Leute, die in 
dem Bezirke angesiedelt wären, sollten aus dem Thingverbande 
des I)örvaldr geschieden sein . . . Eine Anzahl anderer Männer 
sollte das Land verlassen und nie wiederkommen . . . und 
das Westviertel 14 Tage, nachdem sie den Schiedsspruch ver- 
nommen, verlassen haben. Der Diakon Bjami sollte über das 
ganze Land hin geächtet sein, und aus dem Westviertel ver- 
schwinden. Ormr Skeggjason sollte sich weder am 
Arnarfjördr noch am Isafjördr aufhalten, ebenso 
I)ördr Steinsson; alle anderen Leute aber, die den I>ör- 
valdr begleitet hatten, sollten nur bezirksgeächtet 
sein. 

Wir finden also lebenslängliche, fünfiährige, dreijährige 
Landesverweisung, wir finden Verweisung aus dem Viertel, aus 
einzelnen Districten des Viertels und aus dem Bezirke im 
engsten Sinne, ohne dass über die Grenzen des letzteren etwas 
gesagt ist. Wir finden diese Strafen für sich und in Verbin- 
dung miteinander. 

h) Sturlünga II S. 284. 

In einem Friedensvergleiche zwischen den Jahren 1191 
und 1202 wird einer der Uebelthäter, Ingi, für Lebenszeit aus 
dem Lande verwiesen. Einige Andere sollen aus dem West- 
viertel fortziehen und nie sich später da aufhalten (skyldu 
fara i brott ör VestfirdingaQördungi ok verda par aldri sidan 
\istum). Einer wird bezirksgeächtet für die Gegenden von 
Bardaströnd, Raudasand, Vlkr und den Patreksfjördr, also für 
die am meisten hervorspringende Landzunge am BreidiiQördr. 

i) Sturlünga n S. 241. 

Im Jahre 1257 wurden im Friedensvergleiche „Manche 
bezirksgeächtet, aber keiner aus dem Lande gewiesen; und sie 
behalten ihre Godorde". 
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liefern, lagen von dem Festlande weiter entfernt, bildeten 
eher selbständige Bezirke für sich. Ihnen gentigte es, den 
Uebelthäter aus ihrem Bereiche fortgeschaift zu haben. — 

Wenn wir nun die sämmtlichen Berichte der sögur tiber- 
schauen, so ergeben sich gewisse gemeinsame Seiten des In- 
stitutes auf der einen, gewisse Verschiedenheiten auf der an- 
deren Seite. 

1. Gemeinsam ist zunächst, dass in keinem der vielen 
Fälle die Bezirksverweisung erweislich auf Grund eines ge- 
richtlichen Urtheiles ergeht. 

Für die Erklärung in die hferadssekt wird an keiner Stelle 
der Ausdruck doma gebracht. Stets ist von einem g^ra 
hferadssekjan, einem schiedsrichterlichen Feststellen der Be- 
zirksacht die Rede, wenn nicht gar ausdrücklich hervorgehoben 
wird,, dass ein Friedensvergleich geschlossen wurde. Da nun 
auch unsere Rechtsbücher von dem ganzen Institute keine Silbe 
erwähnen, so ergiebt sich daraus, dass es lediglich auf privater 
Uebereinkunft beruhte, dass es nie kraft Gesetzes in's Leben 
trat. Es war also die höradssekt eine im Wege der 
Privatvereinbarung festgestellte Strafe. 

2. Gemeinsam ist femer allen Berichten, dass nirgends 
von dem Abhalten eines f^ränsdömr die Rede ist. 

„F6ränsdönir soD hinter jedem Manne, der geächtet 
worden ist, abgehalten werden, wenn 14 Nächte von dem 
Thinge ab verstrichen sind, auf dem er geächtet wurde," lautet 
zwar der Satz von Kbk. 48. Allein offenbar dachte die Kbk. 
nicht an unsere Bezirksacht. In 51 formulirt sie den obigen 
Satz auch correcter dahin: „In gleicher W^eise soll man den 
f6ränsdömr abhalten hinter einem Landesverwiesenen, wie 
hinter einem Waldgänger." Vom hferadssekr ist hier also keine 
Rede. Es wäre auch höchst auffällig, wenn nirgends in allen 
den Berichten vom f6ränsdömr Erwähnung geschähe, wiewohl 
dieser bei der hferadssekt Platz griiF, da doch beim sköggangr 
und ^örbaugsgardr des f^ränsdömr oft genug Erwähnung 
geschieht. Es ist deshalb anzunehmen, dass die 
hferadssekt keine Verwirkung des Vermögens 
nach sich zog. Wir bemerkten im Eingange bereits, dass 
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der Reykdsela XIII 65 und Finnbogasaga *®/6o zwar für immer, 
aber unter Ausnahme einzelner Fälle (Anschluss an gewisse 
Personen, Besuch von Verwandten) verboten. 

4. Hatte die Uebertretung des Verbotes bei der h^radssekt 
die Folge, dass der Aechter allen oder dass er nur bestimmten 
Personen gegenüber innerhalb des Achtbezirkes als friedlos 
galt? Die Quellen drücken sich hierüber nicht klar genug 
aus. Sie sprechen davon, dass der Aechter „ungefriedet fallen" 
(Reykdaela XHI/es), dass er „unheilig sein" (St. I S. 187) solle, 
oder sie erwähnen gar nur den Verletzten als denjenigen, dem 
gegenüber er als Aechter fallen soDe (Droplaugarsonasaga *®/ii4). 
Wir werden indessen anzunehmen haben, dass die Friedlosig- 
keit des Aechters innerhalb des Achtbezirkes eine allgemeine 
war, dass also jedweder ihn erschlagen durfte. Dies scheint 
einmal aus der Njäla ^^Uoa hervorzugehen. Die Befürchtung 
Njäls, dass eine dritte Person den Lytingr erschlagen würde, 
beruht darauf, dass eben Lytingr als Aechter innerhalb dieses 
Bezirkes allgemein angesehen wurde. Es wird sodann durch 
die Eigla ®*/22o bestätigt. Steinarr soll nach Ablauf der ge- 
setzten Frist ungeheiligt fallen, „vor allen den Männern, die 
dem t)orsteinn Unterstützung leisten wollen". Jedweder konnte 
also das Achturteil vollziehen und dadurch dem Verletzten 
Unterstützung leisten. 

5. Am schwierigsten ist die Frage nach der Grösse des 
Achtbezirkes bei der hferadssekt zu beantwoiten. 

a) In einer Reihe von FäDen ist entweder das betreffende 
Landesviertel ausdi-ücklich als Achtbezirk hingestellt, oder es 
verlegt wenigstens der Aechter thatsächlich seinen Wohnsitz 
nach einem anderen Landes\iertel. 

Hrömundr enn halti (Ldn. III 5), pörir flatnefr (Reykdaela 
XVI/86), Finnbogi (Finnbogasaga ^®/5o) werden aus dem Nord- 
viertel, Hävardr Isfirdlngr (Häv. s. Isf. S. 50), Loptr Marküsson 
(St. I S. 178), Gudlaugr und die Söhne von Ingi (St. H 
S. 284), endlich die Mörder von t)orgils (St. H S. 255) werden 
aus dem Westviertel verwiesen. An keiner dieser Stellen wird 
allerdings der Ausdruck höradssekt gebraucht. 
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Bei Geirri (Ldn. HI ^^/288), Finnbogi (Vatnsdaela ^^/st), 
Grinir I)orhallssoii (Grettissaga **/ioo), Snorri (St. I S. 140), 
Ögmundr (St I S. 222), Sigmundr Kleykir (Ldn. V* 288) fand 
wenigstens thatsächlich eine Veränderung des Viertels statt; 
hier wird denn auch der Ausdruck h^radssekt gebraucht. — 

b) Im weitesten Sinne umfasste die h^radssekt demnach 
auch die Verweisung aus dem Viertel. Im engeren Sinne da- 
g^en tritt die hferaössekt der Verweisung aus dem Viertel 
gegenüber. Wie wir nämlich einerseits sahen, dass an den 
Stellen, welche die Verweisung aus dem Viertel als von vorn- 
herein beabsichtigt hinstellen, der Ausdruck hferadssekt nicht 
gebraucht wird, so wird andererseits die Bezirksacht geradezu 
von der Verweisung aus dem Viertel unterschieden. 

In der Sturlünga I S. 140 heisst es: „Snorri zahlte 
12 Grosshunderte und ward aus dem Skagafjördr 
verwiesen und er zog südlich nach Oddi. Björn zahlte 
sechs Grosshunderte und soDte bezirksgeächtet sein". Wie 
die Geldbusse Björns nur die halbe des Snorri war, so war 
offenbar seine Acht nur die halbe des Snorri. Während Snorri 
sein Viertel verliess, durfte jedenfalls Björn im selben Viertel 
bleiben. Die Bezirksacht unterscheidet sich hier also deut- 
lich von der Verweisung aus dem Viertel. 

In der Sturlünga I S. 187 werden fünfiährige, dreijährige, 
lebenslängliche Landesverweisung und Verweisung aus dem 
Viertel als Strafen schiedsrichterlich verhängt. Diesen allen 
Strafen gegenüber aber wird von einer besonderen Bezirks- 
verweisung gesprochen. 

In der Sturlünga II S. 284 werden je nach der Grösse 
des Vergehens die Achtstrafen verschieden bemessen. Es tritt 
die Dreitheilung auf: Verweisung aus dem Lande, Verweisung 
aus dem Viertel, Verweisung aus dem hferad. 

Gerade die Sturlünga ist für uns werthvoller, als die 
übrigen historischen Quellen, weil sie die nackten Thatsachen 
zuverlässig wiedersieht. Wir entnehmen aus ihr, dass die 
hferadssekt im eigentlichen Siime eine räumlich begrenztere 
Acht, als die Verweisung aus dem Viertel darstellte. 
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c) Welchen Umfang besass nun das hferafl, für welches die 
hferadssekt im eigentlichen Sinne eintrat. Hier finden wir die 
verschiedensten Angaben. 

Bald ist es die ganze Gegend auf der einen Seite eines 
Meerbusens, für welche die Aechtung eintrat. HroUeifr wird 
„bezirksgeächtet, soweit wie die Wassergefälle zum Meere in 
den Skagafjördr fielen (Ldn. 111/4). V6mundr Fjörleifarsonr soll 
ungefriedet fallen um den EyjaQörÖr herum" (Reykdaela Xin/es), 
Kälfr Guthormsson soll ebenfalls bezirksgeächtet sein für den 
EyjaQörar (St. I S. 227), die Gegend um den Eyjafjörör ist 
es gleichfalls, aus der im Jahre 1199 Gudmundr dyri den I>or- 
steinn Jönsson verweist (St. I S. 171). — Da der Skagafjördr 
und Eyjaflördr mächtige Meerbusen waren, ist der Bezirk, über 
welchen hin die Acht sich erstreckt, kein geringer. — 

Bald werden die Grenzen fester abgesteckt. Zwischen der 
Hrütaflardarä und der Jökulsä am Skagaflördr sollen Hrömundr 
Eyvindarson und Finnbogi geächtet sein (Vatnsdaela ^®/49, ^^/öt), 
zwischen dem Vatz^ördr am Breidaflördr und Stigi am IsaQörÖr 
soll I^orvaldr Snorrason ungefriedet sein (St. I S. 187), zwischen 
der Smjörsvallsheidi und der Lonsheidi soll Helgi als Aechter 
fallen (Droplaugarsonas ^® lu). — Auch in diesen drei Fällen 
sind es ausgedehnte Territorien, über welche hin die Aechtung 
erfolgt, grosse Bruchstücke des Nord-, West- und Ostviertels. 
Bald ist es wieder ein bestimmter Landstrich, der den Acht- 
bezirk bildet. „Für Flöi" erfolgt die Aechtung der Söhne von 
Önundr blldr (Ldn. V'4.288), „aus der Haide" wurden die Söhne 
von Baugr verwiesen (Ldn. V/4), „aus dem SvarfadardaJr" wird 
I)orleifr Asgeirrson (Fl. I/208), „aus dem Haukadalr" Eirekr 
raudi (Ldn. H/u), aus dem Selärdalr Kalfr illvlti (Bj. s. Hltd. 
S. 72) gewiesen. Die Gegenden von Bardaströnd, Raudasand, 
Vlkr und der PatreksQördr sind der Achtbezirk in St n 
S. 284. 

Hier sind die Striche bereits kleiner, bilden abgerundete 
Bezirke für sich. — 

An anderen Stellen werden die Entfernungen angegeben, 
bis zu welchen der Aechter sich niederlassen durfte. Glümr 
darf seinem früheren Wohnsitze zu I>verÄ nicht nälier, als im 
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besitz, erwuchs in Island die staatliche Gliederung, sondern 
sie war ein rein künstliches Product, Ein hörad, wie auf dem 
Festlande, konnte also in Island sich gar nicht entwickeln. 
Wenn das Wort dennoch sich vorfindet, so gilt es sein Ver- 
hältniss zu den staatlichen Verbänden des Freistaates fest- 
zustellen. War es identisch mit Gemeinde, mit Thingbezirk? 
Denn dass es nicht das Viertel oder gar das Land umfasst, ist 
bereits aus den obigen Ausfllhrungen ersichtlich. Oder nahm 
es eine selbständige Stellung gegenüber der Gemeinde und dem 
Thingbezirke ein? 

Was nun unsere Rechtsbücher betrifit, so tritt in ihnen 
h^rad in den verschiedensten Bedeutungen auf. 

L Hörad bedeutet zunächst bewohnte Gegend. 
In diesem Sinne heisst es in Kb. ^/n : „Wenn eine Leiche sich 
auf den Halden findet, wo Wasserfälle nach beiden Seiten ab- 
fallen, dann soll man die Leiche zu der Kirche bringen, die 
in der Gegend dem Wasser am nächsten liegt, welches auf der 
Halde der Leiche am nächsten zu entspringt .... dem Wasser- 
laufe nach soll man die Leiche in die bewohnte Gegend 
bringen." Das h^rad, als bewohnte Gegend, bildet hier den 
Gegensatz zur öden, wüsten Halde. 

Ebenso heisst es in Kb. ^^Vies: „Wenn Jemand die Sache 
eines Anderen oben auf den Halden oder in unbebauten Gegen- 
den irrthümlich an sich nimmt und dies nicht eher merkt, als 
bis er in bewohnte Gegend (i h^rad) kommt." — 

n. Die Bodenverhältnisse Islands waren der Art, dass die 
ganze Insel von Höhenzügen durchschnitten war, die überall 
Wasserscheiden hervorriefen. Im Gegensatze zu diesen Höhen- 
zügen Wessen die Thäler auf beiden Seiten der Wasserscheide 
h^rad, ob sie bewohnt oder unbewohnt waren. Die durch 
eine Wasserscheide von einander getrennten Thal- 
striche werden also mit dem Namen hferad belegt. 
So spricht von h^rad Kb. ^^^/ei.es. Während also in der 
ersteren Bedeutung allein das Moment der Besiedelung den 
Ausschlag giebt, ist es in der zweiten bereits ein geographisches 
Moment. Das h^rad in der ersteren Bedeutung ist in seiner 
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Ausdehnung unbeschränkt, das in der zweiten Bedeutung ist 
eingeengt. 

in. Mit hferaö wird die Gegend bezeichnet, 
welche ein Kirchspiel ausmacht. Kb. ^/iq: „Der Bischof 
soll sagen lassen in jeder Gegend auf der Kirchenversammlung 
wem man das Geld einhändigen solle, das die Leute dem 
Bischöfe zu zahlen haben." Darum hat auch nach Kb. * 14 
„der Bischof das Hörad so einzutheilen, dass von jeder Wirth- 
schaft jeder zu der Kirche seinen Zehnt zahlen soll." 

IV. Mit hferad wird die Gemeinde, der hreppr, 
bezeichnet. 

„Jeglicher Mann, der seine Wirthschafl in eine Gemeinde 
(hreppr) verlegt, in der er vorher nicht wohnte, soll die Thier- 
marke, die ihm gehört, auf der nächsten Versammlung der 
Gemeinde, in die er gezogen ist, angeben. Wenn jemand in 
dem Hferaö ist, dem eine solche Thiermarke bereits zusteht, 
dann soll der später Hinzugezogene in dem Höraö sie ablegen." 
Kb.^**/i69. Klar ist hier die Identität von h^rad und hreppr. 

V. Mit hferad wird die Gegend eines värffng, 
eines Frühjahrsthinges, bezeichnet. In diesem Sinne 
spricht Kb. ®/2i von dem skuUdamöt, welches die Heradsmenn 
haben, bekanntlich dem Theile des värplng, auf welchem die 
Forderungen der Thingangehörigen gegen einander liquidirt 
wurden. In diesem Sinne wird in Kb. ^^^/e gesagt: man soll 
auf dem vär{)lng alle die aufbieten, die Antheil an der Ver- 
sorgung eines ömagi haben, sofern sie demselben hferad an- 
gehören. In diesem Sinne lässt Sthbk. ^^!ei Kühe und Schafe 
nach der Thingtaxe berechnen, die in dem H ö r a Ö gilt, spricht 
Sthbk. ®®/i2o von dem hferads er sampinga er. 

VI. Umfassend ist die Bedeutung von h^rad im Gegen- 
satze zum Thing, insbesondere zum alplng. Im Gegensatze 
zum Thing bedeutet hörad die Heimath des Thingbesuchers. 
So heisst es in Kb. ^^/4i : „Wenn Jemand einen Anderen nach 
Wohnsitz und Thingzugehörigkeit im h^rad gefragt hat, so 
braucht er nicht darnach auf dem Thinge zu fragen." 

Regelmässig tritt dann mit hferad verbunden das Wort 
heima auf. „Daheim im h^rad" oder gar mit dem Zusätze 
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„daheim im h6ra3 am Wohnsitze Jedwedes" drückt stets den 
Gegensatz zum Thinge, die engere Heimath des Betreflfenden 
aus. Wenn es sich um das Allthing dabei handelt, so kann 
diese engere Heimath selbst ein grosser Bezirk sein. Das 
Viertel z. B., dem Jemand angehört, ist seine engere Heimath 
auf dem Allthing, die für die verschiedensten Rechtshandlungen 
in Betracht kommt. Im Gegensatze zum alplng be- 
deutet demnach das h6raÖsI)lng in Sthbk. ®^®/a56 
alle kleineren Thinge, das Viertels- wiedasFrüh- 
jahrsthing mit eingeschlossen. 

Vn. Eine absonderliche Bedeutung besitzt endlich der 
Begriff h^rad in Kb. ^®''/72. Für die Durchführung der gesetz- 
lichen Waarentaxen sind bestimmte Bezirke auf der Insel ge- 
bildet, für deren jeden gesetzliche Oberaufeeher ernannt werden. 
Von mehreren dieser Bezirke giebt die Kb. die Grenzen an. 
Der erste Bezirk soll reichen von Langanes bis zur Lönsheidi, 
der zweite von der Lönsheidi bis zur Amarstacsheiöi, der dritte 
von der Aniarstacsheidi bis zur I)iorsärmündung, der vierte 
von dort bis nach Reykianes. Die einzelnen Bezirke haben 
darnach einen weiten Umfang, umfassen jedweder ungefähr ein 
halbes Viertel. Sie sind ferner ohne Rücksicht auf die Viertels- 
eintheilung gebildet. — 

So viel geht aus der Prüfung der von den Rechtsbüchem 
gebrauchten Xomenclatur hervor, dass es an einer festen, ab- 
geschlossenen Bedeutung des Begriffes hörad durchaus gebrach. 
Es überwog zweifellos die allgemeine Vorstellung von „Gegend", 
„Strich", der, bez. dem Jemand angehörte; ob dies nun mit 
Rücksicht auf den Kirchen- oder Gemeinde- oder Thingverband, 
oder ob es lediglich mit Rücksicht auf die geographische Lage 
seiner Heimath geschah, war in zweiter Reihe erst von Be- 
deutung. 

Diese Unbestimmtheit des Begriffes von hferad tritt in 
gleicher Weise in den Geschichtsquellen hervor. Auch in ihnen 
besitzt hferad die verschiedensten Bedeutungen. Die Landnäma 
spricht zum Beispiel von god h^rud, guten Gegenden in dem- 
selben Sinne, wie wir von guten Gegenden sprechen, sie lässt 
einem hferad Orte aus verschiedenen Vierteln angehören (1 19), 
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gleichgiltig wo sie sieb befanden. Bei unserer b^radssekt trat 
riagegen klar benror, das8 die Äecbtong f&r einen territorialen 
Bezirk erfolgte. — 

DerBezirk der heradssekt deckt sieb demnach 
reebtlieh mit keinem der politisch bedeutsamen 
Bezirke, welche die isländischen Rechtsbüeher 
kennen. — 

Sollen wir deshalb daran verzweifeln, ein gewisses Prindp 
für den Geltungsbezirk der heradssekt zu entdecken? Wo 
sieh ein technischer Name für eine rechtliche Bildung vor- 
findet, ist anzunehmen, da^s diese nach allen Seiten hin ab- 
gerundet und ausgewachsen ist. Sollte gerade der eigentliche 
Kardinalpunkt bei der heradssekt, derjenige, nach dem sie ihren 
Namen trägt, ganz unbestimhit gewesen sein? 

Es ist bemerkt worden, dass die Auffassung der Godorde 
als persönlicher Verbände wohl rechtlich zutreffend sei, dass 
man aber thatsächlich bereits in der Freistaatszeit mit dem 
Begriffe des Thingverbandes eine geographische Vorstellung 
verbunden habe. K&lund hat darauf hingewiesen , dass nur 
lunter der letzteren Voraussetzimg es verständlich ist, wenn 
die Jämsfda und die Jönsbök die alten Thingnamen als Be- 
zeichnungen für bestimmt abgegrenzte Bezirke verwenden, ohne 
es für nöthig zu halten, die Grenzen dieser Bezirke anzugeben. 
Er hat weiter auf einige Urkunden des Diplomatarium Islandi- 
cum Bezug genommen, in welchen Waarentaxen für die Arnes 
plngsökn und die Rangaelnga ftogsökn aufgestellt werden 
(I). J, I S. 490. 492. 316. 318), was nur dann erklärlich ist, 
wenn die I)lngsökn als ein territorialer Verband gedacht ist. 
Mit diesen Urkunden stimmt die bereits erwähnte Stelle der Kgbk. 
^^Vi2, stimmen einige weitere Stellen der Rechtsbücher überein, 
in welchen von f)lngmark, [)lngsökn ausdrücklich geredet wir^ 
Wie auch im Leben das Godord regelmässig als Herrschaft 
über einen bestimmten District aufgefasst Miirde, ist bereits 
von Maurer (Island S. 41. 42) dargethan worden. 

Eben Maurer hat mit Recht darauf hingewiesen, dass die 
Auffassung des Godords als territorialen Bezirks besonders mit 
der Sturlüngenzeit hervortritt. Die Vereinigung mehrerer 
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Godorde in einer Hand, wie sie in der Sturlüngenzeit sich des 
Oefteren zeigt, bewirkte eine thatsächliche Herrschaft über 
einen bestimmten Bezirk. 

Wenn nun unser Institut der h^radssekt eben 
erst jener Zeit seine Entstehung verdankte, in 
welcher das Godord aus einem persönlichen zu 
einem territorialen Verbände sich umgestaltete? 
Wir hätten dann wenigstens eine Formel für die Zurückführung 
der verschiedenen Fälle auf einen Ausgangspunkt gefunden. 
Das hferad der hferadssekt wäre dann eben der territoriale 
Machtbezirk, den das eine Godord oder die mehreren Godorde, 
welche Jemand besässe, bildeten. 

Die Beantwortung dieser Frage schliesst, wie man sieht, 
zugleich eine Beantwortung der Frage nach dem Alter der 
h^radssekt in sich. Entscheidet man sich von vornherein dahin, 
in der hferadssekt eine alte Form der Friedlosigkeit zu er- 
blicken, welche etwa der räumlich beschränkten Friedlosigkeit 
des älteren schwedischen und dänischen Rechtes entspricht, 
wie es z. B. Balduin Einarsson (Juridisk Tidsskrift Bd. XXH 
1834 S. 281) thut, so wird man zu der ZurückfOhrung des 
h^ad auf die {jlngsökn freilich nicht greifen können, da in der 
ältesten Zeit das Godord ein rein persönlicher Verband war. 
Die Zurtickfilhrung des h^raö auf die [)lngsökn involvirt zu- 
gleich die Annahme von der späteren Entstehung der hferadssekt. 
Es bleibt uns andererseits auch nur eine zweifache Annahme 
über das Alter der hferaössekt übrig. Wir müssen die hferaössekt 
entweder für den Rest einer antiquirten oder wir müssen sie 
für eine ganz junge Bildung halten. Denn dass sie keine 
regelmässige Bildung der Freistaatszeit war, bezeugen die Rechts- 
bücher, welche trotz ihrer Geschwätzigkeit von ihr gar nichts 
^ssen. Entweder wissen sie noch nichts von ihr, oder sie 
wissen nichts mehr von ihr, da sie als besonders übliche Form 
der gewiUkürten Acht, welche von der gesetzlichen Acht ab- 
wich, von ihnen nicht übergangen werden konnte, falls sie ihnen 
bekannt war. 

Es ist demnach die doppelte Frage zu beantworten: steht 

Lehmann, Der Königsfriede. 18 
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das h^rad der h^radssekt in einem Zusammenhange mit der 
I)(ngsökn? imd 
ist das Institut der höradssekt ein späteres? 

Gehen wir zunächst an die Beantwortung der ersteren Frage, 
so können wir den Nachweis, dass wirklich der Achtbezirk bei 
der h^radssekt mit der ffngsökn in Zusammenhang gestanden 
hat, auf doppeltem Wege erbringen. Einmal terminologisch, 
falls es uns gelingt nachzuweisen, dass das h^rad gerade in 
späteren Quellen als identisch mit pingsökn auftritt Sodann 
sachlich durch Vergleichung des jedesmaligen Achtbezirkes bei 
der h^radssekt mit dem Umfange der einen ftogsökn oder der 
mehreren plngsöknir, welche in Betracht kommen könnten. 
Finden wir, dass beide tibereinstimmen, so können wir den 
Beweis als geführt ansehen. 

Was nun zunächst die Terminologie angeht, so ist so viel 
ganz zweifellos, dass h^rad gerade in späteren Quellen die 
territoriale f)fngsökn ausdrücken soll. Während die 
älteren Sögur herad in derselben unbestimmten Weise verwen- 
den, wie mr es in den Rechtsbüchem wahrnahmen, tritt in 
der Sturlünga, der ausgiebigsten Quelle für unsere hferadssekt, 
die Verwendung von h^rad oder dem gleichbedeutenden sveit 
für f)fngsökn scharf hervor. Von dem hferad oder der sveit 
des Grtmr Snorrason (St. I S. 135), des Sigurdr Ormsson (I 
S. 202), des I)ördr Sturluson (I S. 303), des Kolbeinn Tumason 
(I S. 324) \Nird gesprochen. Im Jahre 1244 will Kolbeinn 
nicht „die sveitir oder Godorde aufgeben, welche dem 
Sighvatr gehört hatten" (11 S. 65), Durch Krankheit mtirbe 
geworden, bequemt er sich im Frühjahr 1245, dem ^ördr „die 
sveitir" nördlich der Oxnadalsheidi zu tiberlassen, während 
„alle herud" westlich der Oxnadalsheidi bis zum Hrütaflördr 
dem Brandr Kolbeinsson übertragen wurden (11 S. 66). In dem 
Briefe, welchen Brandr im Jahre 1246 an Gizurr I)orvaldzson 
richtet, spricht er von „unserem hörad am SkagaQördr" 
(n S. 69). Im Jahre 1247 eignete sich I)ördr „alle sveitir am 
BorgarQördr und alles Gut des Snorri Sturluson** an und 
ebenso das „H6rad am Borgarfjördr" (ü S. 78). Im 
Winter darauf unterwarf er sich „alle h6rud im Nordviertel* 



276 Die isländische Bezirksacht (h^radssekt). 

angeben, die Grenze in durchaus gleicher Weise bestimmt 
wird. Hieraus ergiebt sich der wichtige Schluss, dass nicht 
von Fall zu Fall verschieden, sondern nach einem bestimmten 
Princip in gleicher Weise der Achtbezirk der hftradssekt be- 
messen wurde. Im vorliegenden Falle der Vatnsdaela war dies 
iedenfalls der Thingbezirk des {)orsteinn Ingimundsson , von 
dem es in ^''Ua heisst: „t)orsteinn machte sich zum Häuptling 
über die Vatnsdalbe wohner und über Vestrhöp, sowie alle die 
Gegenden, welche sein Vater besessen hatte." Von letzterem 
wird aber in ^*/26 gesagt: „Ingimundr wurde bald Häuptling 
der Vatnsdalbewohner und der Gegenden, die am nächsten 
lagen". Die Beschreibung der pfngsökn von Ingimundr und 
I)orsteinn stimmt also durchaus zu der Beschreibung des Acht- 
bezirkes, flu" welchen I)orsteinn den Hrömundr und Finnbogi 
ächtet. 

Die Vatnsdaela zeigt also ein schlagendes Bei- 
spiel dafür, duRs ftin ftndpi f Ur seinen Thi ngbezirk 
di ^Aechtung auss pricht. 

Ein zweites schlagendes Beispiel, welches ich mir bis hier- 
her verspart habe, zeigt die Sturlünga. Im Jahre 1196 ächten 
die Goden Gudmundr dyri und Kolbeinn Tumason den Runölfr 
Nicolasson. „Runölfr ward bezirksgeächtet und sollte sich nir- 
gends aufhalten, wo Gudmundr und Kolbeinn Herrschaft (manna- 
forräd) hatten" (St. I S. 148). Hier wird ausdrücklich die 
Aechtung für das Herrschaftsgebiet der ächtenden Goden hin- 
gestellt. Da jeder der beiden Goden mehrere Godorde in seiner 
Hand vereinigte, erstreckte sich in diesem Falle die Aechtung 
über einen weiten Bezirk hin, der vom Eyja^ördr bis zum 
SkagaQördr reichte. 

Diese beiden Beispiele ermuthigen uns, auch in anderen 
Fällen zu versuchen, den Zusammenhang von hörad und 
J)lngsökn herzustellen, und zwar betrachten wir zunächst die 
Berichte aus dem Nordviertel. 

In dem Falle der Landnäma III/20 wird der Verfasser an die 
plngsökn des Ljösvetnlngagoden pörgeirr gedacht haben. Denn 
törgeirr ist nach der Reykdaela S. 98 der die Acht aussprechende 
Schiedsrichter, in seiner Gegend ist die verbrecherische That 
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Acfatbezirke angesessen wären, aus seinem Tbingverbande ge- 
Bchiedeo sein sollten. 

Nichts dagegen weiss ich mit den Berichten der Ldn. U 14 
und Sturlünga IL S. 284 anzufangen. Was den ersten betrifft, 
so lag die Sudrey in so unmittelbarer Nähe des Haukadalr, 
dass der territoriale Thingbezirk für beide jedenfalls der 
^riche war. und was den Beriebt der Sturlünga angeht, so 
Sache ich rergeblich nach dem Principe der in ihr ausge- 
sprochenen Acht-Greoze. 

Ebensowenig vermag ich die beiden Berichte der Ldn. V 4 
aus dem Sudviertel zu verwertheu. Der Strich von „Flöi" 
sowohl, als die „Haide" erscheinen von zu geringer Ausdehnung, 
als dass sie fOr eine territoriale [>li^5Ökn verwendet werden 
könnten und die Orte, an welchen die Ächter ihre späteren 
Wohnsitze au&chlugen, befenden ach in so unmittelbarer Nähe 
ihrer alten Wohnplätze, dass man an einen Wechsel der piag- 
8ökn nicht denken kann. 

In der Mehrzahl der Fälle, sahen wir, liess dch der Bezirk 
der h^radssekt mit der territorialen t>lngsökn zusammenbringen. 
Dieser Zusammenhang beider ist ^ilich kein grundsätzlicher, 
sondern ein lediglich thatsächlicher . aber da er doch eben in 
der Mehrzahl der Fälle Platz greift, ist er fiir die ganze Ab- 
leitung des Institutes von Bedeutung. Wenn wir nämlich fiir 
den Achtbezirk der heradssekt zwar kein ewiges Gesetz auf- 
gefunden, aber doch so viel festgestellt haben, dass das hferad 
der heradssekt in der aberwi^eudeu Zahl der Fälle die terri- 
toriale {»Ingsökn war, so ergiebt sich daraus, dass unser ganzes 
Institut muthmaasslich erst in späterer Zeit entstanden ist. 
Und hiermit kommen wir auf die letzte Frage, die zu beant- 
worten war. 

6. Die späte Entstehung der heradssekt scheint uns aber, 
von dem eben bemerkten Grunde al^esehen, aus folgenden 
Umständen sich zu ergeben: 

a) dem völligen Schweigen der Rechtsbücher Ober die 
heradssekt. Wenn ebensowenig die ältere Konungsbök, wie 
die jüngere Stadarhölsbök von ihr etwas weiss, so deutet dies 
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persönlichen püigsökn eine territoriale wurde. Gerade 
darum aber war ihr wiederum nur eine vorübergehende Gel- 
tung beschieden. Mit der Unterwerfung Islands unter den 
norwegischen König und dem damit erfolgenden Verschwinden 
von Vierteln und t)lngsöknir als rechtlich bedeutsamen Gliede- 
rungen verschwand auch die h^radssekt, zumal sie keinerlei 
verwandte Rechtsbildungen im norwegischen Rechte vorfand. 
Für die gemeingermanische Rechtsgeschichte hat also unser 
Institut, wie es scheint, nur nebensächliche Bedeutung. Immer- 
hin galt es, ihr Verhältniss zur schweren Acht Islands und 
überhaupt des Nordens festzustellen. Die Aussonderung des 
Späteren, Unursprünglichen kommt der Erkenntniss des Alten, 
Ursprünglichen zu Gute und fördert so die Ziele der rechts- 
geschichtlichen Wissenschaft. Im vorliegenden Falle war diese 
Aussonderung um so mehr geboten, als wirklich in Schweden 
und Dänemark eine territorial beschränkte Friedlosigkeit über 
das h^rad hin sich vorfindet, welche der Friedlosigkeit über 
die Landschaft hin historisch vorangegangen zu sein scheint. 
Der unrichtigen Zusammenstellung der isländischen h^radssekt 
mit dieser Bildung, welche bereits in der Literatur geschehen 
ist, wird vielleicht durch die obigen Auseinandersetzungen ein 
Riegel vorgeschoben sein. 
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